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EDITORIAL/090: Krieg und Frieden (SB)




Wochendruckausgabe 90 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.06.2018

Krieg und Frieden
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Aufgeschlagene Schattenblick-Zeitung in den Händen eines Lesers - Foto: © 2013 by Schattenblick



Es kann der beste nicht in Frieden leben, wenn es dem bösen Nachbarn
nicht gefällt. Wer oder was aber sollte denn der Böse sein oder gar
das Böse? Ist nicht bestenfalls die Zuschreibung des jeweils anderen
die vertraute Lesart, die Welt und den Unterschied zwischen Krieg und
Frieden zu erklären? In Leo Tolstois großem Roman "Krieg und Frieden"
gibt es zumindestens Übergänge von einer zur anderen Position und
natürlich zwangsläufige Vermischungen. Aber wie verteilt dort immer,
wird auch da das Böse und demgegenüber das Gute, sprich Anständige,
schlußendlich ausgemacht.

Diese Spannung und ihr ewiger Widerspruch haben seit jeher die
Dramaturgie der menschlichen Erzählungen und Erklärungen beflügelt und
offenbar überhaupt erst möglich gemacht.

Wenn Frieden und Friedlichkeit mit Wohlbefinden, Freude oder gar
Freundschaft assoziiert werden kann, dann dürfte sein Bruch und durch
mögliche kriegerische Gefahren bedrohtes Wesen doch nur darin
vorbehalten sein, dem jeweils kriegerischen Nachbarn zum Beispiel mit
der durch Besitzstandsverhalten und ausschließlichem Eigennutz
verweigerten Teilhaberschaft an Wohlstand und Gebrauch
entgegenzutreten. Auf diese Weise werden Krieg und Frieden lediglich
zu zwei Seiten einer Medaille und wären bei allem Münzeln nicht auf
eine Seite zu bekommen. So kann auch der beste nicht den Frieden
leben, den er dem Nachbarn vorenthält.

Ihre Schattenblick-Redaktion

15. Juni 2018
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AFRIKA/246: Kamerun - Spirale der Gewalt in anglophonen Regionen


Amnesty International - Meldung vom 12. Juni 2018

Kamerum

Spirale der Gewalt in anglophonen Regionen



Die Gewalt zwischen Sicherheitskräften und bewaffneten Separatistinnen
und Separatisten eskaliert zunehmend. Willkür, Vertreibungen und Tötungen
betreffen auch die Zivilbevölkerung.

In den englischsprachigen Regionen Kameruns wurde eine Spirale der Gewalt
in Gang gesetzt, die nach Informationen von Amnesty International von Tag
zu Tag mehr Tote fordert. Bewaffnete Separatistinnen und Separatisten
erstechen und erschießen dort Militärangehörige, stecken Schulgebäude in
Brand und greifen Lehrerinnen und Lehrer an. Gleichzeitig sind die
Sicherheitskräfte für Folterungen, Schüsse auf Menschenmengen und die
Zerstörung von Dörfern verantwortlich.

Ein neuer Bericht von Amnesty International zur Krise in den anglophonen
Regionen des Landes dokumentiert den hohen Preis, den die Zivilbevölkerung
angesichts des eskalierenden Konflikts in den Provinzen Nordwest und
Südwest zahlt. Der englischsprachige Bericht mit dem Titel "A turn for the
worse: Violence and human rights violations in Anglophone Cameroon" [1]
basiert auf ausführlichen Interviews mit mehr als 150 Betroffenen und
Augenzeuginnen und Augenzeugen sowie auf substanziellen Beweisen wie etwa
Satellitenbildern.

Tödlicher Kreislauf der Gewalt

"Die Menschen in den anglophonen Regionen Kameruns sind einem tödlichen
Kreislauf der Gewalt ausgesetzt. Sicherheitskräfte sind im Rahmen von
Militäreinsätzen für willkürliche Festnahmen und Folterungen sowie für
unterschiedslose Tötungen verantwortlich. Darüber hinaus wurden im Zuge
dieser Einsätze Tausende Zivilpersonen vertrieben. Dieses brutale Vorgehen
wird nicht dazu beitragen, die Gewalt einzudämmen - vielmehr werden die
anglophonen Gemeinschaften dadurch höchstwahrscheinlich noch weiter
verprellt und weitere Unruhen angefacht", erläutert Samira Daoud,
stellvertretende Regionaldirektorin für West- und Zentralafrika bei Amnesty
International.

"Bewaffnete Separatistinnen und Separatisten haben bisher Dutzende
 Angehörige der Sicherheitskräfte getötet. Zudem haben sie Anschläge
 verübt, die die Bevölkerung in Angst und Schrecken versetzen sollen, wie
 zum Beispiel das Niederbrennen von Schulen und Übergriffe auf Lehrerinnen
 und Lehrer, die sich nicht an einem von den Separatistinnen und
 Separatisten angeordneten Boykott beteiligen."

 Samira Daoudstellvertretende Regionaldirektorin für West- und
 Zentralafrika bei Amnesty International




Daten und Fakten zu Menschenrechtsverletzungen in den anglophonen
Regionen Kameruns

• Etwa 150.000 Menschen wurden durch die Gewalt in den anglophonen
Regionen Kameruns ab Anfang 2017 bis Mai 2018 vertrieben.

• Etwa 20.400 Menschen aus den anglophonen Regionen Kameruns haben von
Anfang 2017 bis Mai 2018 in Nigeria Asyl beantragt - diese Zahl schließt
auch Personen mit ein, die offiziell durch das UN-Hochkommissariat für
Flüchtlinge registriert wurden.

• Tausende Menschen aus mindestens 15 Dörfern im Bezirk Manyu waren
gezwungen entsprechend einer Anordnung vom 1. Dezember 2017 in "sicherere
Ortschaften ihrer Wahl umzusiedeln - ansonsten werden sie als Komplizen oder
Verantwortliche für anhaltende Übergriffe auf Sicherheits- und
Verteidigungskräfte behandelt".

• Ungefähr 50 schwer bewaffnete Angehörige der Sicherheitskräfte
stürmten im Dezember 2018 im Rahmen eines Sicherheitseinsatzes das Dorf
Kajifu in der Provinz Südwest und schossen unterschiedslos auf flüchtende
Menschen.

• Mindestens 44 Angehörige der Sicherheitskräfte wurden von September
2017 bis Mai 2018 in den Provinzen Nordwest und Südwest durch bewaffnete
Separatistinnen und Separatisten getötet.

• Mindestens 42 Schulen in den Provinzen Nordwest und Südwest wurden
von bewaffneten Separatistinnen und Separatisten zwischen Februar 2017 und
Mai 2018 angegriffen. Mindestens 36 dieser Schulen wurden niedergebrannt.

• Mindestens 23 Menschen, auch Minderjährige und zwei Personen mit
geistigen Behinderungen, wurden am 13. Dezember 2017 in der Ortschaft Dadi
in der Provinz Südwest von Sicherheitskräften willkürlich festgenommen und
gefoltert.

• Mehr als 20 friedliche Protestierende wurden vom 22. September bis
1. Oktober 2017 in Städten und Dörfern der anglophonen Regionen erschossen.
Mehr als 500 Personen wurden willkürlich festgenommen und inhaftiert.

• Drei Angehörige der Gendarmerie wurden am 1. Februar 2018 in Mbingo
in der Provinz Nordwest an einem Kontrollpunkt von einer Gruppe junger
Männer getötet. Die Männer waren mit Messern und Macheten bewaffnet und
gehörten vermutlich Gruppen von Separatistinnen und Separatisten an.



Etwa 20 Prozent der Bevölkerung Kameruns lebt in den anglophonen Regionen,
also in den Provinzen Nordwest und Südwest. Anfang der 1960er-Jahre wurden
diese Regionen in die neu gegründete und größtenteils französischsprachige
Republik Kamerun integriert, was bei der dortigen Bevölkerung auf Ablehnung
stieß.

Groß angelegte Proteste

Im Jahr 2016 eskalierte die Gewalt und es kam zu heftigen Unruhen, als
Lehrerinnen und Lehrer, Anwältinnen und Anwälte und Schülerinnen und
Schüler in den anglophonen Regionen eine Reihe von Streiks und Protesten
ins Leben riefen, um gegen weitere von ihnen als diskriminierend
wahrgenommene Maßnahmen zu protestieren. Vom 22. September bis 1. Oktober
2017 kam es dort erneut zu groß angelegten Protesten, mit denen symbolisch
die Unabhängigkeit des neuen Staates "Ambazonia" ausgerufen wurde.

Folter und Tötung durch das Militär

Das kamerunische Militär reagierte auf diese Proteste mit willkürlichen
Festnahmen sowie Folter, rechtswidrigen Tötungen und der Zerstörung von
Eigentum. So konnte Amnesty International beispielsweise anhand von
Satellitenbildern und anderem fotografischen Beweismaterial die
vollständige Zerstörung der Ortschaft Kwakwa feststellen. Kamerunische
Sicherheitskräfte brannten das Dorf im Dezember 2017 im Rahmen eines
Einsatzes nieder, der in Verbindung mit der Tötung von zwei
Sicherheitskräften stand, für die bewaffnete Separatistinnen und
Separatisten verantwortlich gemacht wurden.

In manchen Fällen wurden Personen im Zuge dieser Sicherheitseinsätze
willkürlich festgenommen und in illegalen Hafteinrichtungen in geheimer
Haft festgehalten, wo sie Folter ausgesetzt waren. Am 13. Dezember 2017
wurden beispielsweise mindestens 23 Menschen, darunter auch Minderjährige,
von den Sicherheitskräften in der Ortschaft Dadi festgenommen und drei Tage
lang ohne Kontakt zur Außenwelt in Haft gehalten. Diese Personen sagten
Amnesty International, dass sie während dieser Zeit von Sicherheitskräften
gefoltert wurden, um sie dazu zu bringen, die Unterstützung von
Separatistinnen und Separatisten zu "gestehen".

Todesfälle in Gewahrsam

Die Betroffenen beschrieben, wie man ihnen die Augen verband und sie mit
verschiedenen Gegenständen verprügelte, etwa mit Stöcken, Seilen, Drähten
und Pistolen. Zudem seien sie mit Elektroschocks und heißem Wasser
gefoltert worden. Manche von ihnen wurden so lange geschlagen, bis sie das
Bewusstsein verloren. Laut Recherchen von Amnesty International ist
mindestens eine Person in Gewahrsam gestorben.

Ein Mann, der am 13. Dezember 2017 in Dadi festgenommen wurde, gab diesen
erschütternden Bericht über seine Folter ab:

"... Sie banden uns die Hände auf dem Rücken zusammen, knebelten uns und
 bedeckten unsere Gesichter mit zerrissenen Handtüchern und Hosen. Dann
 zwangen sie uns, etwa 45 Minuten lang mit dem Gesicht nach unten im
 Wasser zu liegen ... Drei Tage lang schlugen sie uns mit Schaufeln,
 Hammern, Holzbalken und Kabeln. Sie traten uns mit ihren Stiefeln und
 übergossen uns mit heißem Wasser ... Als ich versuchte, mich zu bewegen
 und etwas ausrief, verbrannte mich einer von ihnen mit seiner
 Zigarette."

 Anonymer Folterbetroffener



Amnesty International erhielt zudem Informationen über einige Todesfälle in
Gewahrsam. In einem Fall wurden am 3. Februar 2018 die blutigen und mit
Folterspuren übersäten Leichen von vier Männern, die am Tag zuvor von
Sicherheitskräften in der Ortschaft Belo festgenommen worden waren, in der
Leichenhalle des Regionalkrankenhauses von Bamenda entdeckt.

Amnesty International hat auch rechtswidrige Tötungen dokumentiert,
beispielsweise während dreier Sicherheitseinsätze des Militärs in den
Ortschaften Dadi, Kajifu und Bodam in der Provinz Südwest im Dezember 2017.

Anschläge von Separatistinnen und Separatisten auf Schulen und
Lehrerinnen und Lehrer

Der Amnesty-Bericht dokumentiert außerdem, wie Lehrerinnen und Lehrer und
Schülerinnen und Schüler von Separatistinnen und Separatisten ins Visier
genommen wurden, weil sie nicht an einem Schulboykott teilnahmen, mit dem
symbolisch aufgezeigt werden sollte, wie die englische Sprache und die
Kulturen der anglophonen Regionen von den Behörden marginalisiert werden.
Mindestens 42 Schulen wurden von Februar 2017 bis Mai 2018 von bewaffneten
Separatistinnen und Separatisten angegriffen.

Amnesty International erhielt Berichte über viele verschiedene Angriffe auf
Schülerinnen und Schüler und Lehrerinnen und Lehrer. Am 30. Januar 2018
verschaffte sich ein maskierter Mann Zutritt zu der staatlichen Grundschule
von Ntungfe in der Provinz Nordwest. Man geht davon aus, dass es sich bei
ihm um ein Mitglied einer bewaffneten Gruppe von Separatistinnen und
Separatisten handelte. Mit einer lokal hergestellten Waffe schoss er einen
Lehrer ins Bein, dann steckte er ein Motorrad in Brand und floh.

Der verletzte Lehrer berichtete Amnesty International:

"Der Angreifer ... sagte zu mir, dass ich in die Schule käme und mich
 damit über den Schulboykott hinwegsetze. ... Dann forderte er mich auf,
 die Hände hoch zu nehmen, doch bevor ich dem Folge leisten konnte, schoss
 er auf mich. Dann fiel ich zu Boden..."

 Verletzter Lehrer



Getötete Sicherheitskräfte

Von September 2017 bis Mai 2018 wurden mindestens 44 Angehörige der
Sicherheitskräfte bei Anschlägen auf Kontrollpunkte, auf offener Straße
oder auf Stützpunkte in den Provinzen Nordwest und Südwest getötet.

Bei einer dieser Attacken wurden am 1. Februar 2018 in Mbingo in der
Provinz Nordwest zwei Angehörige der Gendarmerie an einem Kontrollpunkt von
einer Gruppe junger Separatistinnen und Separatisten mit Messern und
Macheten getötet.

Amnesty International hat darüber hinaus fünf Angriffe auf traditionelle
Gemeindesprecherinnen und -sprecher dokumentiert, die von den
Separatistinnen und Separatisten beschuldigt werden, der Regierung
nahezustehen.

"Die Art und Weise, wie die bewaffneten Separatistinnen und Separatisten
wiederholt und gezielt die allgemeine Bevölkerung ins Visier nehmen, zeugt
von einer vollkommenen Missachtung des menschlichen Lebens und ist ein
weiteres Beispiel für die bedrohliche Lage, in der sich die Menschen in den
anglophonen Regionen befinden", sagt Samira Daoud:

"Die Behörden müssen dafür sorgen, dass alle Straftaten geahndet werden,
egal ob sie von den Sicherheitskräften oder den bewaffneten Separatistinnen
und Separatisten begangen werden. Es muss unverzüglich sichergestellt
werden, dass der Einsatz rechtswidriger, unnötiger und unverhältnismäßiger
Gewalt beendet und die Bevölkerung geschützt wird."


Info:

 • Etwa 20 Prozent der Bevölkerung Kameruns lebt in den anglophonen
 Regionen, also in den Provinzen Nordwest und Südwest. 

 • Mit mehr als 150 Personen sprach Amnesty International für diesen
 Bericht: Sie hatten entweder Menschenrechtsverletzungen erfahren oder
 beobachtet. Auch Familienangehörige von Betroffenen kamen zu Wort sowie
 zahlreiche Informantinnen und Informanten.





[1] Link zum Amnesty Bericht: "A turn for the worse: violence and human
rights violations in anglophone Cameroon" (PDF, 5.14 MB)

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2018-06/Amnesty-Bericht-Kamerun-Gewalt-in-anglophonen-Regionen-Juni-2018-ENG.pdf

 * 

Quelle:

Meldung vom 12. Juni 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/kamerun-spirale-der-gewalt-anglophonen-regionen

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Juni 2018 
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MUMIA/895: Die King-Donald-Show (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 912

Die King-Donald-Show

US-Präsident Donald Trump maßt sich an, über dem Gesetz zu stehen. Er würde
sogar so weit gehen, sich selbst zu begnadigen, obwohl dies vom Obersten
Gerichtshof ausdrücklich untersagt ist.

von Mumia Abu-Jamal, Juni 2018



In einem offiziellen Schreiben an die Dienststelle des früheren FBI-Chefs
Robert Mueller, der im Mai 2017 vom US-Justizministerium zum
Sonderermittler wegen angeblicher Einmischungen russischer Stellen in den
US-Präsidentschaftswahlkampf und Donald Trumps Verwicklungen darin berufen
wurde, vertraten die Rechtsbeistände des US-Präsidenten unlängst den
Standpunkt, ihr Mandant habe das seinem Amt eigene Recht, sich im Falle des
Falles selbst begnadigen zu können. Diese äußerst erstaunliche
Argumentation war seit dem Wahltag zu erwarten.

Trump und seine Anwälte haben damit im wesentlichen den Standpunkt
eingenommen, den der frühere US-Präsident Richard Nixon (1913-1994)
offensiv vertreten hatte. In einem Interview zur Watergate-Affäre, mit dem
der britische Fernsehjournalist David Frost (1939-2013) Geschichte schrieb,
hatte Nixon drei Jahre nach seinem 1974 wegen der Affäre erfolgten
Rücktritt die sonderbare These vertreten, wenn ein US-Präsident sich selbst
begnadige, sei das völlig legal.

Nixon sagte das wider besseres Wissen, denn nicht er hatte sich begnadigt,
sondern es war sein Nachfolger Gerald R. Ford, der ihm Straffreiheit für
alle ungesetzlichen Handlungen im Zusammenhang mit der Watergate-Affäre
gewährt hatte. Während des US-Präsidentschaftswahlkampfs 1972 waren
Beauftragte der Republikanischen Partei in das Hauptquartier der
Demokratischen Partei im Watergate Building in Washington eingebrochen und
hatten dort Abhörgeräte installiert. Nachdem das bekanntgeworden und durch
einen Ausschuss des US-Senats untersucht worden war, stand fest, dass der
kriminelle Akt mit Nixons Wissen begangen worden war. Der Rechtsausschuss
des Repräsentantenhauses beschloss daraufhin die Einleitung eines
Verfahrens zur Amtsenthebung gegen Nixon wegen Amtsmissbrauchs, Behinderung
der Justiz und Missachtung des Kongresses. Seiner Entlassung entging Nixon
nur, indem er eine Teilschuld eingestand und zurücktrat.

Die Idee, US-Präsidenten könnten sich selbst begnadigen, war vor dem
Hintergrund des Watergate-Skandals höchstrichterlich widerlegt und auf den
Müllhaufen der Geschichte geworfen worden, als der Oberste Gerichtshof der
USA im Verfahren »Vereinigte Staaten gegen Nixon« 1974 entschied, dass
niemand, noch nicht einmal der Präsident, über dem Gesetz stehe.

In völliger Missachtung dieser bis heute gültigen Grundsatzentscheidung
wird nun wieder behauptet, US-Präsidenten stünden wie Könige über dem
Gesetz. Seine Herrlichkeit König Donald I. stützt sich dabei eben nicht auf
geltendes Recht, sondern auf das Gesetz der Macht, das Recht des Stärkeren,
das sich aus seinen Privilegien und seinem Reichtum ergibt. Glaubt denn
wirklich irgend jemand, dass Trumps Anwälte sich auch nur einen Deut um die
Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs scheren? Diese feinen Juristen
dienen nicht dem Recht, sondern allein King Donald. Und der dient - wie
könnte es anders sein - nur sich selbst. Deshalb ist es durchaus
vorstellbar, dass wir eines Tages offiziell zu hören bekommen: »Ich, Donald
Trump, begnadige hiermit Donald Trump. Gezeichnet: Donald Trump.« Denn wir
leben in einem Irrenhaus, und zwar in einem, das die herrschende Elite der
Vereinigten Staaten selbst geschaffen hat. Wir erleben nichts Geringeres
als die »King-Donald-Trump-Show« - live und in Farbe!


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8310: Und morgen, den 18. Juni 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 18.06.2018 bis zum 19.06.2018 +++
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8738: Aus aller Welt - 17.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Österreich fordert Aufklärung über deutsche Abhöraktionen

Nach Berichten über systematische Abhöraktionen des deutschen
Auslandsgeheimdienstes BND in Österreich fordert die Regierung in
Wien Aufklärung von Deutschland. Nach den ihm vorliegenden
Informationen sei das Ausmaß der Überwachung enorm, sagte Kanzler
Sebastian Kurz (ÖVP) bei einer gemeinsamen Pressekonferenz mit
Bundespräsident Alexander Van der Bellen in der Wiener Hofburg.
Solche Ausspähungen dürfe es unter befreundeten Staaten nicht geben.
Berichten der österreichischen Zeitschrift "profil" und der
Tageszeitung "Der Standard" zufolge soll der BND zwischen 1999 und
2006 die Telekommunikation zentraler Einrichtungen in der
Alpenrepublik überwacht haben.

17. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8738: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



30jähriger in Bistro-Toilette von der Polizei angeschossen

Im hessischen Bensheim hat die Polizei einen 30 Jahre alten Mann
angeschossen und lebensgefährlich verletzt. Der Mann soll sich nach
offiziellen Informationen mit Stichwerkzeugen auf der Toilette eines
Bistros eingeschlossen haben. Er drohte nach Angaben der
Staatsanwaltschaft damit, sich das Leben zu nehmen, wenn jemand
hereinkäme. Beim Eintreffen der alarmierten Streifenwagenbesatzungen
sei es zum Zusammentreffen mit dem Mann und in der Folge zum
Schußwaffengebrauch der Einsatzkräfte gekommen. Ob die Polizisten von
dem Mann direkt angegriffen wurden, blieb zunächst unklar. Der
Schwerverletzte wurde mit einem Rettungshubschrauber in ein
Krankenhaus geflogen.

17. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8735: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Niederlande bereiten vollständigen Truppenabzug aus Mali vor

Die Niederlande beenden ihren Militäreinsatz für die
UN-Friedensmission MINUSMA im westafrikanischen Mali. Die Soldaten
werden am 1. Mai 2019 in ihre Kasernen zurückkehren, teilte das
Außenministerium in Den Haag mit. In der vergangenen Woche hatte der
niederländische Rechnungshof in einem Bericht festgestellt, daß das
Königreich kaum in der Lage sei, Soldaten für den Einsatz in Mali
vorzubereiten. Wegen drastischer Einsparungen fehle es an brauchbarem
Material und ausreichendem Training.

17. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8737: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



NRW-Grüne verkleinern ihren Vorstand

Die Politiker Mona Neubaur und Felix Banaszak sind auf einer
Landesdelegiertenkonferenz in Troisdorf als Führungsduo der
NRW-Grünen bestätigt worden. Zudem beschloß der mit rund 13.600
Mitgliedern größte Landesverband der Partei seinen Vorstand von
bislang 20 auf künftig acht Mitglieder zu verkleinern. Neubaur
versprach sich von dem Reformprojekt im Vorfeld schnellere
Entscheidungen und klarere Zuständigkeiten im Vorstand.

17. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8736: Tragisches und Kurioses - 17.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Dutzende Tote bei Massenpanik in Diskothek

In einem Club in der venezolanischen Hauptstadt Caracas sind
mindestens 17 Menschen ums Leben gekommen. Laut Zeugenaussagen hatte
ein Jugendlicher nach einem Streit eine Tränengasgranate in die Menge
geworfen und damit eine Massenpanik ausgelöst. Die Opfer erstickten
im Gedränge oder wurden zu Tode getrampelt. Unter den Toten sollen
auch Minderjährige sein. Nach Angaben von Innenminister Néstor
Reverol wurden sieben Menschen festgenommen, darunter auch die
Geschäftsführerin des Lokals. 

17. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7821: Aus Forschung und Technik - 17.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rußland erweitert sein Glonass-Satellitennavigationssystem

Am 16. Juni startete vom Militärkosmodrom Plessezk im Norden Rußlands
ein Nutzlastträger vom Typ Sojus-2.1b mit einem Navigationssatelliten
an Bord. Das gab die Weltraumorganisation Roskosmos bekannt. Etwa
acht Minuten nach dem Start trennte sich demnach die Orbitaleinheit
der Rakete aus Fregat-M-Oberstufe und der Nutzlast von der zweiten
Stufe und erreichte wenig später seinen Absetzorbit in rund 19.000
Metern Höhe. Nach dem Aussetzen des neuen Satelliten für das vom
Militär betriebene und finanzierte globale Navigationssystems Glonass
sollte sich die Oberstufe noch in einen ausreichenden
Sicherheitsabstand zur Flugbahn des Navigationssatelliten bringen.

17. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7833: Aus aller Welt - 17.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Griechenland und Mazedonien wollen Namensstreit beilegen

Die Außenminister von Griechenland und Mazedonien haben am Sonntag
eine Vorvereinbarung unterzeichnet, welche den jahrzehntealten Streit
um den Staatsnamen Mazedonien beenden könnte. Wie Griechenlands
Nachbar heißt auch eine nordgriechische Provinz. Dem Abkommen zufolge
soll der Staat Mazedonien künftig "Republik Nord-Mazedonien" heißen.
Griechenland wird sich als Gegenleistung nicht mehr gegen
EU-Beitrittsverhandlungen und eine Aufnahme Nord-Mazedoniens in die
NATO sperren. Die mazedonische Seite wird sich künftig nicht auf das
hellenistische Mazedonien des Eroberers Alexander der Große berufen.
Griechenland erkennt die mazedonische Sprache und mazedonische
Staatsangehörigkeit an. Der im Fernsehen beider Länder übertragenen
Unterzeichnungszeremonie wohnten der griechische Ministerpräsident
Tsipras und sein mazedonischer Amtskollege Zaev sowie die
EU-Außenbeauftragte Mogherini, EU-Erweiterungskommissar Hahn und
Vertreter der Vereinten Nationen bei. Die Parlamente in Athen und
Skopje müssen den Vertrag noch billigen. In Mazedonien soll zur
erforderlichen Verfassungsänderung ein Referendum abgehalten werden.
Nationalisten beider Länder wollen das Abkommen verhindern.
Mazedonien verdankt seine Existenz als Staat der Zerschlagung des
sozialistischen Vielvölkerstaats Jugoslawien und hat seine
Unabhängigkeit 1991 ausgerufen. Zwei Jahre später schloß sich das
Land unter dem Namen Ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien den
Vereinten Nationen an.

17. Juni 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7794: Medizin und Gesundheitswesen - 17.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Lebensmittelhändler wollen Zuckergehalt ihrer Marken senken

Offenbar tragen die Anti-Zuckerkampagnen erste Früchte. Wie das
Deutsche Ärzteblatt berichtete, hat der Lebensmittelhändler Edeka
nach eigenen Angaben den Zucker- und Salzgehalt in mehr als 150
Produkten seiner Eigenmarken verringert. Bei Süßwaren, alkoholfreien
Erfrischungsgetränken und Gebäck soll eine weitere Zucker- und/oder
Salzreduktion von bis zu einem Viertel in den nächsten drei Jahren
durchgeführt werden. Auch andere Supermarktketten ziehen nach. So hat
der Discounter Lidl angekündigt, Zucker und Salz in seinen
Eigenproduktionen bis zum Jahr 2025 um 20 Prozent zu senken. Rewe
will noch in diesem Jahr bei rund 100 Eigenmarken-Produkten neue
zuckerreduzierte Rezepturen einführen.

17. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7821: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Sechs Polizeibeamte in Mexiko von Benzindieben getötet

Im mexikanischen Bundesstaat Puebla sind fünf Polizisten und eine
Polizistin erschossen worden, als sie in der Ortschaft Amozoc ein
Fahrzeug kontrollieren wollten. Zwei Verdächtige konnten danach
festgenommen werden. Von dem Zwischenfall berichtete der örtliche
Bürgermeister am Freitagabend (Ortszeit). Am Tatort wurde ein
Tankwagen mit gestohlener Ladung gefunden. In mexikanischen Medien
werden die Täter als Benzindiebe beschrieben. Diese sollen aus den
Pipelines des staatlichen Ölkonzerns Pemex Treibstoff abzapfen und
auf dem Schwarzmarkt verkaufen. Die Verluste des Unternehmens durch
derartige Diebstähle werden mit über eine Milliarde US-Dollar im Jahr
beziffert.

17. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7745: Sprache, Kunst und Medium - 17.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Römische Polizei stößt zufällig auf über 100 gestohlene Kunstwerke

Bei der Durchsuchung einer Villa bei Rom anläßlich eines Finanzdelikts
sind Beamte der Finanzpolizei auf über hundert gestohlene Kunstwerke
gestoßen, darunter antike Vasen, Säulen und Keramiken.

Laut örtlicher Medien wurden die insgesamt 121 Fundstücke aus dem 1.
bis 5. Jahrhundert sowie dem Mittelalter wie in einem Privatmuseum
präsentiert; sie seien von wissenschaftlicher und kultureller
Bedeutung, so die Staatsanwaltschaft. Vermutlich wurde die Sammlung
auf dem Schwarzmarkt zusammengetragen. Die Polizei brachte die
Fundstücke in ein örtliches Museum.

Die Ermittler waren allerdings überrascht, weil sie eigentlich
gekommen waren, um bei dem Besitzerehepaar Akten für ein
Konkursbetrugsverfahren sicherzustellen.

17. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7811: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Ende der Waffenruhe in Afghanistan

In Afghanistan ist die mehrtägige Waffenruhe zwischen
Regierungstruppen und Talibanmiliz zum Ende des Fastenbrechens Eid
al-Fitr brutal unterbrochen worden. In der Provinz Nangarhar tötete
am Sonntag ein Selbstmordattentäter mindestens 18 Teilnehmer eines
Friedenstreffens in einem Park des Bezirks Rodat. Dutzende weiterer
Menschen wurde verwundet. Bei den gemeinsam Feiernden soll es sich um
Soldaten, Taliban und Zivilisten gehandelt haben. Am Vortag waren in
Nangarhar bei einem ähnlichen Treffen durch die Explosion einer
Autobombe 36 Menschen getötet und 65 verletzt worden.

Präsident Aschraf Ghani erklärte im Fernsehen, die Verwundeten der
Taliban würden versorgt. Familienbesuche würden ermöglicht. Über
Twitter bekundete er die Bereitschaft seiner Regierung zu umfassenden
Verhandlungen mit den Taliban. Diese hatten in der Zeit der
Waffenruhe ohne ihre Waffen die ihnen sonst gesperrten Städte
aufsuchen dürfen, wo sie am Samstag begeistert empfangen wurden. Die
Regierung in Kabul hatte kurz vor dem Attentat eine einseitige
Verlängerung der Feuerpause angekündigt. Die Taliban wollten nach den
drei Tagen Pause ihre Kämpfe am Sonntagabend wieder aufnehmen.

Die Miliz Islamischer Staat (IS) übernahm die Verantwortung für den
Anschlag im Osten des Landes. Sie war von der Waffenruhe ebenso
ausgenommen wie die ausländischen Truppen in Afghanistan. Taliban und
IS bekämpfen sich gegenseitig.

17. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7825: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Gedenken an Opfer des 17. Juni

Bundesregierung und Berliner Senat haben bei einer gemeinsamen
Gedenkveranstaltung an die Opfer des Volksaufstandes vom 17. Juni
1953 in der DDR erinnert. Am Mahnmal auf dem Friedhof Seestraße
legten Regierungsvertreter Blumen nieder. Vor dem Hintergrund von
Besatzungskosten und Reparationszahlungen hatten wenige Jahre nach
Kriegsende Bürger der DDR bei landesweiten Protestkundgebungen
zunächst eine Senkung von Arbeitsnormen und dann unter anderem die
Freilassung politischer Häftlinge, den Rücktritt der Regierung sowie
freie Wahlen und die Einheit Deutschlands gefordert. Der Protest
wurde von der Volkspolizei mit Hilfe sowjetischer Panzer
niedergeschlagen.

17. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7795: Tragisches und Kurioses - 17.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Vermeintlicher Pädophiler von Bremer Bürgern fast erschlagen

In Bremen wurde in der vergangenen Woche ein Mann, der in einer
RTL-Reportage als mutmaßlicher Pädophiler dargestellt wurde, von einer
Gruppe aufgebrachter Männer in seiner Wohnung aufgesucht und dort fast
lebensgefährlich verletzt.

Ausgangspunkt für den um ein Haar geglückten Fall von Lynchjustiz war
eine Folge des TV-Berichts "Punkt 12", für den ein Reporter zunächst
ein Lockangebot machte, um nach telefonischem Kontakt mit einem
vermeintlichen Interessenten diesen mit einem Kamerateam zu stellen.
Doch der Mann, auf den sie stoßen, flieht angesichts der Kamera.

Da die Nachbarschaft und das Wohnhaus im Bremer Stadtteil Lesum im
Film klar zu erkennen war wie auch der Mann - trotz gepixeltem Kopf -,
meinte eine Gruppe Anwohner, sie müßten etwas unternehmen. Die Rotte
von vermutlich acht Männern drang in die Wohnung ein und prügelte den
ahnungslosen Nachbarn fast tot. Nur, daß es sich um einen großen
"Irrtum" handelte.

Weder hatte das Opfer solche Neigungen, noch war es der Mann, der 
in der Sendung gezeigt wurde. Der war am Tag nach der Ausstrahlung zur
Polizei gegangen, um sich gegen die Anschuldigung durch den Sender zur
Wehr zu setzen.

Die Schläger müssen sich jetzt wegen versuchter Tötung vor Gericht
verantworten. Und auch gegen den Sender läuft ein
Vorermittlungsverfahren, in dem geprüft wird, ob mit der Art der
Darstellung eine strafbare Handlung vorliegt.

Laut Internetplattform Welt hieß es später in einer Stellungnahme von
RTL, man habe sich nichts vorzuwerfen. Der Mann sei an keiner Stelle
als pädophil bezeichnet worden, auch wurde er in den Aufnahmen
unkenntlich gemacht.

17. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7822: Arbeit, Soziales und Familie - 17.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Gay-Pride-Parade durch Kiew

In Kiew haben bis zu 5000 Menschen für Gleichberechtigung und
Anerkennung von Homosexuellen demonstriert. An der diesjährigen
Gay-Pride-Parade nahmen die US-Botschafterin Marie Yovanovitch, die
Europapolitikerin Rebecca Harms und der Staatsminister für Europa im
Auswärtigen Amt, Michael Roth, sowie Delegierte von Kiews
Partnerstadt München teil. Der "Marsch der Gleichheit" durch die
ukrainischen Hauptstadt wurde von 5000 Polizisten geschützt. Unter
anderem die Ukrainische Orthodoxe Kirche des Moskauer Patriarchats
sowie rechtsradikale Kräfte hatten den Marsch verhindern wollen. Mehr
als 50 Personen wurden vorübergehend festgenommen.

17. Juni 2018
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UMWELT/7805: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 17.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutschland hinkt beim Klimaschutz hinterher

Nicht nur, wer die berühmt-berüchtigte Berliner Luft eingeatmet hat,
wird wissen, daß Deutschland bei der Verbesserung der Luftqualität
noch viel Platz nach oben hat. Laut dpa hinkt die Bundesrepublik beim
Klimaschutz ihren selbst gesteckten Zielen weit hinterher. Das geht
aus einem Bericht hervor, der im Auftrag der Bundesregierung erstellt
wurde. Statt wie angekündigt den CO2-Ausstoß bis 2020 um 40 Prozent
zu senken, steuert das Land auf eine Reduktion von nur 32 Prozent im
Vergleich zu 1990 zu. Damit beträgt die sogenannte Klimaschutzlücke
acht Prozentpunkte. Bisher war man in Berlin von fünf Prozentpunkten
ausgegangen.
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WIRTSCHAFT/7810: Märkte und Finanzen - 17.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Zweite Runde im Handelskrieg der USA gegen China

Die Washingtoner Führung will zum 6. Juli Strafzölle auf über 1100
Produkte der Volksrepublik China erheben. In der am Freitag von
US-Präsident Trump angekündigten zweiten Runde im Handelskrieg geht
es um Autos sowie Industrie- und Hightech-Güter. Peking konterte mit
Ankündigung von Zöllen in Höhe von 25 Prozent auf weit über 500
Produkte aus den USA ebenfalls ab dem 6. Juli. Das betroffene
Importvolumen soll 34 Milliarden Dollar betragen. Unter anderem wird
auf Einfuhren von Sojabohnen, Tabak, Elektroautos, Schweine- und
Rindfleisch sowie Obst und Gemüse Zoll erhoben. Zu einem späteren
Zeitpunkt wird die Liste um 114 Produkte, darunter Kohle und Rohöl,
erweitert.

China Daily bezeichnete die Zölle der USA auf chinesische Waren als
Verstoß gegen den Geist der zwischen den Regierungen beider Länder
zuletzt geführten Handelsgespräche. Trumps Politik wird von der
Zeitung inkonsistent und gefährlich genannt. Das chinesische
Handelsministerium versicherte der Agentur Xinhua zufolge, man wolle
keinen Handelskrieg, müsse sich jedoch wehren.
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WISSENSCHAFT/7828: Aus Forschung und Technik - 17.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Neue Feature für Google Maps

Der Kartendienst Google Maps ist schon lange über das Stadium hinaus,
lediglich eine Alternative zu den herkömmlichen Navigationsgeräten zu
sein. Offenbar ist man im Haus Google noch längst nicht fertig. Wie
Chip Online meldete, hat das Unternehmen seinem Kartendienst neue
Features spendiert, die insbesondere Autofahrer freuen werden. So
sollen Nutzer bald Blitzer und Radarfallen an die App melden können.
Gleiches gilt für Unfälle. Ein Upvote-System prüft den Hinweis, ob er
auch für andere Nutzer sichtbar sein soll.
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PRESSEKONFERENZ/1692: Kanzlerin Merkel und NATO-Generalsekretär Stoltenberg, 15.06.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz im Bundeskanzleramt - Freitag, 15. Juni 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem NATO-Generalsekretär
Stoltenberg

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass heute der
Generalsekretär wieder einmal bei uns zu Gast ist. Denn wir sehen einem
Nato-Gipfel Anfang Juli entgegen. Ich möchte mich noch einmal bedanken,
dass Jens Stoltenberg auch bei unserer ersten Klausurtagung des Kabinetts
in Meseberg war und mit uns diskutiert hat. Heute stand der Nato-Gipfel im
Vordergrund.

Die Tatsache bleibt, dass sich das Bündnis immer wieder auf neue
Sicherheitssituationen einstellen muss. Man kann auch sagen, dass sich die
Ausrichtung der Nato nach den Ereignissen um die Annexion der Krim und des
Angriffs auf die Ostukraine doch erheblich verändert hat. Während vorher
Einsätze im Mittelpunkt standen, ist jetzt wieder die Landes- und
Bündnisverteidigung sehr viel stärker im Vordergrund. Das hat auch seine
Auswirkungen auf sehr konkrete Projekte im Zusammenhang mit dem anstehenden
Nato-Gipfel.

Ich glaube, man kann sagen, dass Deutschland sich sehr stark in die
Aktivitäten der Nato einbringt. Wir sind Rahmennation bei der sogenannten
verstärkten Vorne-Präsenz in Litauen. Wir tragen unseren Anteil zu der
Afghanistan-Mission bei, und wir sind an vielen anderen Projekten
beteiligt. Insofern ist Deutschland hier sehr aktiv. Wir tun das auch sehr
gern. Wir haben auch unsere Ausstattung der Bundeswehr und unsere Beiträge
für die Verteidigung erhöht. Manchmal erscheint das noch zu langsam. Aber
die Dinge gehen in die richtige Richtung. Wir haben jetzt für 2024 einen
Anteil von 1,5 Prozent der Verteidigungsausgaben am Bruttoinlandsprodukt
gemeldet und damit auch ein starkes Versprechen abgegeben.

Insofern gehen wir guten Mutes zu diesem Nato-Gipfel. Wir glauben, dass die
Nato unter der Führung von Jens Stoltenberg erhebliche konkrete Beiträge
leistet. Es ist also wirklich nicht so, dass wir da einfach nur reden,
sondern es sind echte Änderungen, an denen Deutschland, glaube ich, auch
einen fairen Anteil hat. Deshalb noch einmal herzlich willkommen! Ich freue
mich auf den Gipfel.

GS Stoltenberg: Herzlichen Dank, Frau Bundeskanzlerin! Liebe Angela, das
ist immer eine große Freude, mit Dir zusammenzutreffen. Deutschland wird
als ein ganz wichtiger Nato-Verbündeter von uns sehr geschätzt. Sie spielen
eine sehr wichtige Rolle in den internationalen Friedens- und
Sicherheitsmissionen. Sie führen in Litauen unsere internationale
Battlegroup an. Sie werden ein neues Nato-Kommando in Ulm aufnehmen, und
Sie stellen sehr wichtige Beiträge für die Operationen in Afghanistan,
Kosovo und in der Ägäis bereit.

Wir haben Gespräche zu dem Nato-Gipfel geführt, der im nächsten Monat in
Brüssel stattfindet. Wir haben uns darauf geeinigt, dass natürlich die
Bereitschaft der Kräfte gestärkt werden muss, damit wir besser in der Lage
sind, mit den neuen Herausforderungen fertig zu werden. Wir sind auch der
Ansicht, dass dieser zweistellige Ansatz gegenüber Russland der Richtige
ist. Unsere Beziehung zu Russland ist nicht so einfach. Aber je schwieriger
unsere Beziehungen sind, desto mehr ist der Dialog wichtig. Um Transparenz
zu erhöhen, Risiken zu minimieren und auch in Zukunft unseren Besorgnissen
angesichts der Situation in der Ukraine Rechnung zu tragen, müssen wir
diesen Dialog führen. Wir müssen auch Russland darauf hinweisen, dass sie
in unsere demokratischen Prozesse eingreifen und sich einmischen.

Wir werden außerdem Entscheidungen treffen über die Bekämpfung des
Terrorismus und die Schaffung von Stabilität. Wir werden außerdem im Irak
eine neue Mission auflegen, die es den Irakern ermöglichen soll, ihr Land
zu stabilisieren und dafür zu sorgen, dass ISIS nicht wieder einen Fuß in
die Türkei bekommt. Auch ist unser Beitrag dort ein ganz wichtiger Beitrag
zum Kampf gegen den internationalen Terrorismus.

Wir werden Finanzierungen für die afghanischen Kräfte bis 2024
bereitstellen, um sie zu unterstützen, dort in Afghanistan ein Werk des
Friedens und der Versöhnung zu befördern. Das heißt also, dass sich die
Nato auch in der Stabilität gegenüber den südlichen Nachbarn der Allianz
engagiert. Schließlich ist ja diese Instabilität dort einer der Gründe für
die großen Migrationsströme.

Es gibt in sehr vielen Bereichen mittlerweile sehr viele Operationen, zum
Beispiel maritime Operationen oder hybride Operationen gegen 
Cyber-Angriffe. Wir werden noch einmal eine gemeinsame Erklärung mit dem
Präsidenten Tusk und Juncker auflegen, die wir bereits einmal unterzeichnet
haben, damit die EU noch enger mit der Nato zusammenarbeiten kann. Ich
begrüße hier vor allen Dingen die Bemühungen seitens der Bundesrepublik,
dieses Momentum in unseren Operationen aufrechtzuerhalten. Denn eine engere
Zusammenarbeit zwischen Nato und EU bedeutet eine stärkere Nato.

Wir hängen natürlich innerhalb dieses Bündnisses von einer fairen
Lastenteilung ab. Nachdem wir festgestellt haben, dass über viele Jahre
hinweg die Ausgaben für Verteidigung in den verbündeten Ländern abgenommen
haben, ist es jetzt so, dass mehr Verbündete zwei Prozent zahlen und noch
mehr Verbündete dieses Ziel, das wir uns ja gesetzt haben, zwei Prozent des
Haushalts für Verteidigung aufzubringen, bis 2024 erreichen werden.

Wir begrüßen sehr, dass auch Deutschland beschlossen hat, diese Ausgaben zu
erhöhen. 6 Prozent real sind im letzten Jahr hier an Ausgabensteigerungen
zu verzeichnen. Aber natürlich begrüßen wir auch, dass auch im Bereich der
Investitionen mehr getan werden soll. Deutschland ist ein ganz wichtiger
Partner. Wir müssen das für unsere gemeinsame Verteidigung in dieser Welt
tun, die immer unvorhersehbarer geworden ist.

Wir stellen heute fest, dass es Unterschiede und auch
Meinungsverschiedenheiten in den unterschiedlichsten Bereichen gibt, im
Handel zum Beispiel, im Klimaabkommen, aber auch in anderen Bereichen.
Trotz unserer unterschiedlichen Auffassung müssen wir die transatlantische
Verbindung aufrechterhalten und sie auch stärken.n sie hat unsere
Sicherheit seit 70 Jahren aufrechterhalten. Das ist für unsere Sicherheit
absolut unverzichtbar.

Frau Bundeskanzlerin, ich darf mich noch einmal sehr herzlich dafür
bedanken, dass Deutschland solche herausragenden Beiträge für die Nato
geleistet hat. Ich darf mich für Ihre wichtige führende Rolle bedanken und
auch dafür, dass Sie immer zu unserem Bündnis gestanden haben. Ich freue
mich darauf, dass wir weiter zusammenarbeiten, auch dass wir in den
vorbereitenden Arbeiten für den Gipfel weiter zusammenarbeiten werden.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Herr Generalsekretär, das ist eine Frage an
Sie beide. Nach dem G7-Gipfel und angesichts des gegenwärtigen Zustands der
transatlantischen Beziehungen, was steht jetzt wirklich auf dem Spiel bei
dem Nato-Gipfel?

BK'in Merkel: Ich glaube, dass man an den Vorbereitungsarbeiten sieht, dass
dieser Nato-Gipfel sehr feste Resultate haben wird. Solch ein Nato-Gipfel
findet ja nicht nur an dem Tag statt, sondern er ist durch das Treffen der
Verteidigungsminister ja gut vorbereitet. Deshalb glaube ich, dass es bei
allen existierenden Meinungsverschiedenheiten ein sehr konstruktiver Gipfel
sein wird, auf dem wir auch wichtige Entscheidungen treffen.

GS Stoltenberg: Der Gipfel selbst ist für uns auch eine Gelegenheit,
transatlantische Einheit zu zeigen und zu zeigen, dass wir trotz der
Meinungsverschiedenheiten, die wir beim Thema des Irans, im Bereich des
Klimawandels und des Handels haben, durchaus in der Lage sind, als 
Nato-Bündnis auch eine glaubwürdige Verteidigung, einen glaubwürdige Sicherheit
zu gewährleisten. Das haben wir in den letzten Jahren getan, gerade in den
letzten beiden Jahren. Wir haben die nachdrücklichste Stärkung unserer
gemeinsamen Verteidigung seit dem Kalten Krieg aufgelegt. Wir haben uns
gegen den Terrorismus gewendet, und wir haben festgestellt, dass alle
Verbündeten gleichzeitig mehr in die Verteidigung investieren. Gleichzeitig
verstärken sowohl die Amerikaner als auch die Kanadier ihre Präsenz in
Europa. Das heißt also: Wenn es um Sicherheit und Verteidigung geht, um die
Zusammenarbeit in der Nato, dann stellen wir nicht etwa eine Schwächung der
transatlantischen Bindungen fest, sondern wir stellen im Gegenteil fest,
dass sie sich verstärken.

Beim Gipfel werden Entscheidungen getroffen, die diese transatlantische
Verbindung noch verstärken werden, sowohl im Bereich der "high readiness",
in der Verstärkung des Friedensprozesses in Afghanistan, aber auch, was den
Bereich der Verteidigungsausgaben und weitere Zusagen dort angeht.

Frage: Herr Generalsekretär, eine Frage wiederum zum G7-Gipfel und
natürlich auch den Folgen: Wie nachdrücklich sind Ihre Besorgnisse, dass
der amerikanische Präsident Trump nach dem, was sich in Kanada vollzogen
hat, wieder einmal den Gipfel vielleicht zwar nicht zerstört, aber den
Gipfel doch unter Umständen auf einen weiteren Zusammenstoß hinführt?

Frau Bundeskanzlerin, Sie haben gerade das Ziel von 1,5 Prozent bis 2024
erwähnt. Bisher ist dieses Ziel in der mittelfristigen Finanzplanung
überhaupt nicht unterlegt. Werden Sie vor dem Gipfel noch konkrete Schritte
unternehmen, um die Prozentzahl zumindest etwas stärker in Richtung 1,5 zu
treiben, als das bisher der Fall ist?

GS Stoltenberg: Ich bin sehr zuversichtlich, dass die Vereinigten Staaten
und auch Präsident Trump beim Gipfel ihre Verpflichtungen gegenüber der
transatlantischen Einheit und dem Nato-Bündnis wieder einmal unterstreichen
werden, zum einen deswegen, weil Präsident Trump das nachdrücklich erklärt
hat, als ich ihn das letzte Mal in Washington vor einigen Wochen getroffen
habe, aber zum anderen auch deshalb, weil wir das vor Ort einfach sehen. Da
gibt es ganz konkrete Maßnahmen, und konkrete Maßnahmen sprechen lauter als
Worte. Es gibt ganz klar eine Verpflichtung gegenüber der Nato und
gegenüber Europa und der europäischen Verteidigung, die wir mit Taten
unterstrichen sehen, nicht nur mit Worten.

Als es vor einigen Jahren eine reduzierte militärische Präsenz seitens der
Amerikaner in Europa gab, war es anders. Aber seit Präsident Trump die
Präsidentschaft übernommen hat, haben wir festgestellt, dass seitens der
Amerikaner 40 Prozent mehr für die Verteidigung in Europa ausgegeben wird.
Es wird mehr Ausrüstung hierher verlegt. Es werden mehr Truppen
stationiert, und dann wird natürlich auch das Engagement der Battlegroup in
Polen übernommen. Wir haben aber auch im Bereich der verstärkten
Bereitschaft wie auch im Kampf gegen den Terrorismus Verbesserungen erlebt.
Deswegen denke ich, dass wir, wenn der Präsident im Juli nach Brüssel kommt
und auch all die anderen führenden Politiker dort sein werden, ein sehr
nachdrückliches Signal des Zusammenhalts senden können.

Wie die Kanzlerin schon gesagt hat, hat es letzte Woche ein Treffen der
Verteidigungsminister der Nato gegeben, die auch sehr wichtige
Entscheidungen getroffen und natürlich auch gezeigt haben, dass das gerade
im Bereich der Reaktionsfähigkeit und der Stärke der Nato noch einmal
unterstrichen wurde.

BK'in Merkel: Ich kann dazu zwei Bemerkungen machen. Erstens werden wir
noch vor dem Nato-Gipfel den Haushalt 2019 verabschieden. Zweitens: Wenn
Sie sich unsere Steigerungen seit, glaube ich, 2014 anschauen und jeweils
die mittelfristige Finanzplanung dazulegen, dann sehen Sie, dass die
Steigerungen für das folgende und nächstfolgende Jahr nie so abgebildet
waren, wie sie dann real stattgefunden haben. Deshalb kann man aus der
mittelfristigen Finanzplanung für fast kein Ressort wirklich auf 2025
schließen.

Frage: Ich habe auch eine Frage zu den Verteidigungsausgaben, zunächst
einmal an die Bundeskanzlerin gerichtet. Habe ich es richtig verstanden,
dass Sie nicht der Auffassung sind, dass das 2-Prozent-Ziel wirklich
realistisch ist und dass die Deutschen es bis 2024 tatsächlich erreichen
können, so wie Sie es ja in Wales abgestimmt haben?

Herr Generalsekretär, ist das Ziel von zwei Prozent tatsächlich ein
absolutes Ziel, oder geht es eher darum, wie das Geld dann ausgegeben wird?

BK'in Merkel: Die Vorgabe von Wales war, dass wir unsere
Verteidigungsbudgets in den nächsten zehn Jahren in Richtung der zwei
Prozent entwickeln sollen. Das tun wir unbestritten, obwohl wir
realistischerweise, wenn ich es heute abschätzen muss, die zwei Prozent
nicht erreichen. Ich finde, man muss da auch ehrlich sein. Wir gehen in
Richtung dieser zwei Prozent. Wir akzeptieren dieses Ziel. Aber wir geben
auch realistische Angaben.

Das Zweite ist: Wir werden ein anderes Ziel erreichen, das die Nato auch
ausgegeben hat, dass nämlich 20 Prozent der Mittel in neue Ausrüstung
gegeben werden sollen. Dieses 20-Prozent-Ziel werden wir erreichen.

GS Stoltenberg: Wir müssen uns auch daran erinnern, dass wir damals, 2014,
als wir uns dazu verpflichtet haben, die Verteidigungsausgaben in dieser
Form zu erhöhen, nicht gesagt haben: "zwei Prozent innerhalb eines Jahres",
sondern wir haben gesagt: Es müssen verschiedene Schritte sein. Zunächst
einmal hören wir mit der Kürzung auf. - Das haben alle gemacht, auch
Deutschland. Dann ein allmählicher Anstieg. Das haben alle getan, auch
Deutschland. Dann haben wir gesagt: Wir gehen innerhalb einer Dekade auf
das 2-Prozent-Ziel zu. - Alle haben als Plan aufgelegt, wie sie das machen
wollen. Mehr und mehr Verbündete sind bereits bei zwei Prozent angelangt.

Ich begrüße sehr, dass hier in Deutschland die Kürzungen beendet worden
sind und dass man mit einem allmählichen Anstieg begonnen hat. Im
vergangenen Jahr gab es einen realen Anstieg von sechs Prozent. Das ist
ziemlich bedeutsam. Ich ermutige Deutschland natürlich, mehr zu tun,
einfach deswegen, weil Deutschland die größte Wirtschaft in Europa ist. Das
heißt also, es ist wirklich wichtig, was Deutschland hier tut, auch als
Vorbild. Aber ich denke, wir sind tatsächlich in einer Bewegung, die auf
das Ziel hingeht, aber natürlich haben wir noch einige Zeit vor uns, bis
das realisiert ist.

Ich darf vielleicht sagen: Man gibt unsererseits sowohl mehr als auch
besser aus. Aber es ist kein Entweder-oder, sondern wir müssen beides
gleichzeitig tun. Wir müssen mehr ausgeben und es besser ausgeben.

Freitag, 15. Juni 2018

 * 

Quelle:

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und

dem NATO-Generalsekretär Stoltenberg, 15. Juni 2018
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PRESSEKONFERENZ/1691: Regierungspressekonferenz vom 15. Juni 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut


Regierungspressekonferenz vom 15. Juni 2018

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Besuch des italienischen
Ministerpräsidenten, 9. Petersberger Klimadialog, Treffen mit dem
französischen Staatspräsidenten und deutsch-französisches Ministertreffen
in Meseberg, Gespräch mit dem Präsidenten der EU-Kommission, European Round
Table of Industrialists, Kabinettssitzung, Auszeichnung der
Bundespreisträger des Wettbewerbs "startsocial", Gedenkstunde anlässlich
des Gedenktages für die Opfer von Flucht und Vertreibung, Reise nach
Jordanien und in den Libanon, Festakt anlässlich des 800. Geburtstags der
Hansestadt Rostock), Streit um den sogenannten Masterplan des
Bundesinnenministers, Mordfall Susanna F., geplante verpflichtende
Einführung von Abbiegeassistenzsystemen für Lkw, mögliche Fahrverbote für
Diesel-Pkw, in der Türkei inhaftierte deutsche Staatsangehörige, türkische
Militäroffensive auf Afrin


Sprecher: StS Seibert, Korff (BMI), Schwamberger (BMF), Strater
(BMVI), Adebahr (AA), Haufe (BMU)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS
Seibert sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Meine Damen und Herren, wie immer freitags möchte ich Sie über
die öffentlichen Termine der Bundeskanzlerin in der kommenden Woche
informieren.

Es geht los am Montag, den 18. Juni. Um 19 Uhr wird die Bundeskanzlerin den
neuen italienischen Ministerpräsidenten Giuseppe Conte mit militärischen
Ehren im Bundeskanzleramt empfangen. Es gibt kurze Pressestatements und
dann ein ausführlicheres Gespräch im Rahmen eines Abendessens.

Am Dienstagvormittag um 10 Uhr wird die Bundeskanzlerin hier in Berlin eine
Rede beim 9. Petersberger Klimadialog halten. Sie wissen vielleicht, dass
dieser Dialog jeweils eine internationale informelle Zusammenkunft ist, um
die dann folgende UN-Klimakonferenz vorzubereiten.

So ist es auch diesmal. Die 24. UN-Klimakonferenz wird im Dezember in
Kattowitz in Polen stattfinden. Deswegen sind bei diesem Petersberger
Klimadialog auch die deutsche Umweltministerin Svenja Schulze und der
designierte Präsident der Kattowitzer Konferenz, Michal Kurtyka, Gastgeber.
Die Bundeskanzlerin wird eine Rede halten. Ebenso wird der polnische
Premierminister Mateusz Morawiecki eine Rede halten. Es sind insgesamt
Vertreter aus 35 Staaten anwesend.

Immer noch am Dienstag hat dann die Bundeskanzlerin den französischen
Staatspräsidenten Emmanuel Macron mit einigen seiner Minister und natürlich
auch mit deutschen Ministern zu einem Treffen im Schloss Meseberg
eingeladen. Es gibt zunächst ein bilaterales Gespräch und ein Arbeitsessen
mit dem französischen Präsidenten, am Nachmittag dann das 
deutsch-französische Ministertreffen. Es geht um die zentralen Fragen zur Zukunft
Europas. Es geht auch um den gemeinsamen deutsch-französischen Beitrag im
Blick auf den kommenden Europäischen Rat am 28. und 29. Juni.

Am Abend dann - immer noch in Meseberg - wird die Bundeskanzlerin den
Präsidenten der EU-Kommission Jean-Claude Juncker, dort begrüßen. Gemeinsam
mit ihm und Präsident Macron wird sie mit dem sogenannten European Round
Table of Industrialists zusammentreffen. Das sind Vorstandsvorsitzende
führender europäischer Unternehmen. Es wird bei diesem Gespräch
schwerpunktmäßig wahrscheinlich um Handel, um Investitionen, um
Digitalisierung gehen.

Am Mittwoch ist um 9.30 Uhr der übliche Termin für die Sitzung des
Bundeskabinetts.

Im Anschluss gegen 11 Uhr wird die Bundeskanzlerin dann - auch das findet
im Kanzleramt statt - sieben ehrenamtliche Initiativen als
Bundespreisträger des Wettbewerbs "startsocial" auszeichnen. Einer der
Preisträger erhält den Sonderpreis der Bundeskanzlerin, den sie persönlich
verleiht. "startsocial" ist ein bundesweiter Wettbewerb zur Förderung des
ehrenamtlichen sozialen Engagements. Die Bundeskanzlerin ist Schirmherrin.
Das Ganze findet in diesem Jahr bereits zum elften Mal statt.

Am Mittwoch um 13 Uhr wird im Schlüterhof des Deutschen Historischen
Museums eine Gedenkstunde anlässlich des Gedenktages für die Opfer von
Flucht und Vertreibung abgehalten. Die Bundeskanzlerin wird dort eine
Ansprache halten. Mit diesem Gedenktag wird seit 2015 jährlich an die Opfer
von Flucht und Vertreibung und insbesondere an die deutschen Vertriebenen
erinnert. Das Datum knüpft an den Weltflüchtlingstag der Vereinten Nationen
an und erweitert so das Flüchtlingsgedenken um das Schicksal der
Vertriebenen.

Vom Abend des 20. Juni bis zum 22. Juni wird die Bundeskanzlerin in das
Haschemitische Königreich Jordanien und in die Libanesische Republik
reisen. Sie wird von einer kleinen Wirtschaftsdelegation und von
Abgeordneten des Deutschen Bundestages begleitet.

Am 21. Juni - das ist der Donnerstag - wird die Bundeskanzlerin morgens die
Deutsch-Jordanische Universität in Amman besuchen und dort an einer
Diskussionsveranstaltung mit Studenten teilnehmen. Im Anschluss daran wird
sie im Husseiniye Palast durch den Jordanischen König Abdullah II. zu einem
bilateralen Gespräch empfangen. Zum Abschluss des Aufenthaltes in Jordanien
wird sie sich mit Bundeswehrsoldatinnen und -soldaten treffen, die in
Jordanien im Rahmen des Anti-IS-Mandats eingesetzt sind. Am Nachmittag geht
es dann weiter in die Libanesische Republik. Am frühen Abend gibt es dort
ein Gespräch mit dem amtierenden libanesischen Ministerpräsidenten Hariri
und ein von ihm gegebenes Abendessen.

Am nächsten Tag - am Freitag, den 22. Juni - wird die Bundeskanzlerin dann
in Beirut eine sogenannte Doppelschicht-Schule besuchen. Das sind Schulen,
an denen vormittags libanesische Kinder und nachmittags syrische
Flüchtlingskinder unterrichtet werden. Sie wissen, dass der Libanon eine
sehr große Zahl von syrischen Flüchtlingen beherbergt. Das dadurch durchaus
belastete Bildungssystem reagiert eben mit solchen Doppelschicht-Schulen.

Des Weiteren wird die Bundeskanzlerin mit dem Staatspräsidenten Aoun, mit
dem Parlamentspräsidenten Berri sowie noch einmal mit Ministerpräsident
Hariri zusammentreffen. Dann gibt es am Mittag einen sogenannten
Wirtschafts-Round-Table und eine gemeinsame Pressekonferenz.

Noch einen Blick auf Sonntag, den 24. Juni. Da wird die Hansestadt Rostock
ihren 800. Geburtstag feiern. Die Bundeskanzlerin nimmt ab 19 Uhr an diesem
Festakt teil und wird dort auch ein Grußwort sprechen.

Frage: Herr Seibert, vor allen Dingen zur Begegnung mit dem italienischen
und dem französischen Regierungschef/Präsidenten: Inwieweit wird es dort
schon zu Gesprächen über bilaterale Vereinbarungen zum Thema
Flüchtlingspolitik kommen, die ja im Zuge der gestrigen Diskussion - so wie
ich das verstanden habe - angekündigt wurden?

Daran anknüpfend: Welche Gespräche mit welchen Gesprächspartnern hat die
Kanzlerin zu diesem Thema in den verbleibenden Tagen bis zum Gipfel sonst
noch auf ihrer Agenda? Mit welchen Ländern will sie sonst noch reden?

StS Seibert: Ich habe Ihnen jetzt die öffentlichen Termine der
Bundeskanzlerin, soweit sie für mich heute absehbar sind, vorgetragen.
Deswegen habe ich dem nichts hinzuzufügen. Ich bin sicher, dass die
Migrationsproblematik gerade auch im Gespräch mit dem neuen italienischen
Ministerpräsidenten eine erhebliche Rolle spielen wird. Ich kann dem
Gespräch natürlich nicht vorgreifen. Insgesamt spielen das Thema Asyl und
die Frage, wie wir auf ein gemeinsames europäisches Asylsystem hinarbeiten
können, im Gespräch mit unseren französischen Partnern ohnehin seit vielen
Wochen und Monaten eine große Rolle.

Zusatzfrage: Aber was erhoffen Sie sich denn auf diesem Feld in den
kommenden vierzehn Tagen zu erreichen? Und noch einmal: Mit wem sonst will
sie noch sprechen?

StS Seibert: Ich kann nur noch einmal sagen: Ich habe Ihnen die
öffentlichen Termine mitgeteilt, soweit ich das heute kann. Wenn andere
hinzukommen, dann werden sie darüber selbstverständlich informiert, sobald
das möglich ist. Heute ist das der Plan, von jetzt bis nächsten Sonntag.
Aber es sind immer Veränderungen möglich.

Im Übrigen hat die Bundeskanzlerin ja selber gestern in der Pressekonferenz
nach der Ministerpräsidentenkonferenz einiges dazu gesagt. Sie hat
Grundkriterien ihres Handelns genannt, und sie hat auch darüber gesprochen,
was sie in Absprache mit Partnerländern erreichen will. Deswegen kann ich
darauf jetzt nur noch einmal verweisen.

Zusatzfrage: Inwieweit geschieht denn das, was die Bundeskanzlerin auf
diesem Gebiet vorhat, nämlich bilaterale Vereinbarungen zu treffen, in
Zusammenarbeit mit dem Bundesinnenministerium?

Auch an das BMI die Frage und an Sie, Herr Seibert: Stehen die beiden, die
Kanzlerin und Herr Seehofer, in engem Kontakt und sind sie sich einig, was
sie an bilateralen Vereinbarungen erreichen wollen?

StS Seibert: Ich kann hier nur noch einmal das wiederholen, was auch
gestern schon gesagt worden ist. Ich bin ja als Regierungssprecher nicht
für parteipolitische Zusammenhänge zuständig, sondern ich bin als
Regierungssprecher für Regierungshandeln zuständig.

Da kann ich Ihnen sagen: Die Bundeskanzlerin hat einen Vorschlag gemacht,
und an dessen Umsetzung arbeitet sie jetzt. Es geht ihr dabei um sehr klare
Kriterien. Dazu zitiere ich sie - wie gesagt, noch ein Zitat aus der
gestrigen Ministerpräsidenten-Pressekonferenz -: Wir sollten nicht
unilateral, wir sollten nicht unabgestimmt und wir sollten nicht zulasten
Dritter vorgehen. - Das heißt, die Bundeskanzlerin wählt den Weg der
europäischen Absprache, der europäischen Vereinbarung, den europäischen
Weg.

Mehr kann ich Ihnen an dieser Stelle noch nicht sagen. Es ist für die
Bundeskanzlerin klar: Die Frage, wie wir die illegale Migration weiter
nachhaltig reduzieren können, wie wir auch die sogenannte sekundäre
Migration reduzieren können, beschäftigt uns alle in dieser
Bundesregierung.

Für die Kanzlerin ist klar: Wir brauchen Lösungen in enger Zusammenarbeit
mit den anderen betroffenen Staaten. Wir brauchen europäische Lösungen, und
an denen arbeitet sie. Sie befürwortet, sie unterstützt ausdrücklich den
Masterplan des BMI, des Bundesinnenministers, weil dieser vieles anspricht,
was wir an innen-, außen- und europapolitischen Aufgaben vor uns haben und
was wir angehen wollen.

Sie ist in einem Punkt anderer Meinung als der Bundesinnenminister. Das ist
ein wichtiger Punkt, der eine europäische Grundsatzfrage berührt. Das ist
das, was ich Ihnen jetzt sagen kann.

Zusatzfrage: Frau Korff, wie ist die Abstimmung mit dem zuständigen
Fachministerium?

Korff: Auch ich werde mich sozusagen zu den Diskussionen, die die Parteien
im Moment miteinander führen, natürlich nicht im Einzelnen äußern und werde
zu sozusagen hypothetischen Überlegungen, die im Raum stehen, zu diesem
Zeitpunkt keine Stellung nehmen.

Unabhängig davon - auch das haben der Bundesinnenminister und auch andere
Vertreter der CSU diese Woche gesagt - ist es natürlich so, dass die
Bemühungen um eine europäische Lösung jenseits der streitigen Frage
unumstritten auch vom BMI weiter unterstützt werden. Auch wurden in den
letzten Wochen - konkret in der letzten Woche - bilaterale Gespräche mit
anderen Mitgliedstaaten geführt, namentlich mit Italien und Österreich.
Heute ist beispielsweise der kroatische Innenminister zu Gast. Nächste
Woche mit der Innenminister an dem deutsch-französischen Gipfel teilnehmen.
Selbstverständlich werden wir das, was wir bislang getan haben, was
bilaterale Gespräche und unsere Bemühungen im europäischen und EU-Kontext
angeht, weiter fortführen.

Frage: Frau Korff, dies ist eine wichtige sachliche Frage, glaube ich, weil
es in der Berichterstattung irgendwie drunter und drüber geht: Möchte der
Minister Menschen an der Grenze zurückweisen, die in einem anderen EU-Land
schon einen Asylantrag gestellt haben, oder möchte er Menschen
zurückweisen, die schon in einem anderen EU-Land registriert sind? Das ist
ein wichtiger Unterschied. Klären Sie das bitte noch einmal auf.

Herr Seibert, die CSU stellt ja so eine Art Ultimatum "bis Montag" an Frau
Merkel. Akzeptiert sie dieses Ultimatum eigentlich, fühlt sie sich durch
diese Terminsetzung unter Druck gesetzt, oder spielt das für Frau Merkel
gar keine Rolle?

Korff: Zu der Unterscheidung: Ich erkläre einmal vorweg, was genau die
Unterscheidungen sind, die es bei EURODAC-Treffern, um die es ja hier geht,
gibt. Es gibt EURODAC-Treffer der sogenannten Kategorie 1, die nach Artikel
9 der EURODAC-Verordnung tatsächlich über erstmalige Schutzersuchen in
einem anderen Mitgliedstaat Auskunft geben, und es gibt die Treffer der
Kategorie 2, die über einen Grenzübertritt in einen anderen Mitgliedstaat
Auskunft geben; da wird sozusagen der Grenzübertritt registriert.

Auch wenn ich jetzt etwas von meinem Prinzip abdrücke, mich nicht zu
hypothetischen Diskussionen oder Diskussionen auf Parteiebene zu äußern,
möchte ich, da der Bundesinnenminister es sozusagen auch schon selbst
gesagt hat, sagen: Das, was er beabsichtigt, ist eine Zurückweisung
derjenigen an der Grenze, die einen EURODAC-Treffer haben, und zwar beide,
sprich Kategorie 1 und Kategorie 2.

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat einen Vorschlag gemacht. Mit diesem
Vorschlag hat sie sich eine Aufgabe gestellt, auch keine einfache Aufgabe.
Wie bei allen Verhandlungen hat man bessere Erfolgsaussichten, wenn man
eine gewisse Verhandlungsfreiheit hat.

Zusatzfrage: Spielt dieses Ultimatum für sie jetzt also keine Rolle?

StS Seibert: Ich habe meine Antwort gegeben. Der Vorschlag der
Bundeskanzlerin beruht ja auf Absprachen, Gesprächen und Vereinbarungen,
die mit anderen betroffenen Ländern, mit europäischen Partnerländern,
herzustellen sind. Dafür bedarf es Gespräche.

Frage: Ich habe auch zwei Fragen zu diesem Thema, die erste an Herrn
Seibert und die zweite wahrscheinlich an Frau Korff. Werden diese
Verhandlungen über Rücknahmeabkommen mit europäischen Ländern jetzt völlig
neu begonnen, oder gab es das auch in der Vergangenheit, als viel von
Rückführungsabkommen mit Drittstaaten die Rede war? Wurde also schon früher
einmal versucht, über die Dublin-Verordnung einfachere Lösungen mit anderen
europäischen Ländern hinzubekommen? Falls ja, wie sind die damals
verlaufen, als man schon darüber redete?

Zweite Frage zu den Zurückweisungen, da dieses Ultimatum nun im Raum steht:
Sollte der Bundesinnenminister das tatsächlich anordnen, wie schnell wäre
das denn umsetzbar? Wäre das sofort umsetzbar? Bedarf es einer gewissen
Vorbereitung?

StS Seibert: Ich glaube, dass wir uns hier nicht mit hypothetischen 
Sollte-, Wäre- oder Wenn-Fragen befassen sollten. Ich jedenfalls werde es nicht
tun.

Zusatzfrage: Die erste Frage? Sind diese Rücknahmeabkommen mit europäischen
Ländern eine völlig neue Idee?

StS Seibert: Da müsste ich eine Antwort nachreichen. Ich kann Ihnen jetzt
nicht genau nachzeichnen, was da in den letzten drei Jahren geschehen ist.
Sicher ist jedenfalls: Die Dublin-Verordnung geht von dem Grundsatz aus,
dass man eben nicht zurückschickt, schon gar nicht unilateral, sondern das
Mitgliedstaaten Asylsuchende, für die sie nicht zuständig sind, in Form
eines förmlichen Überstellungsverfahrens - aber nach Durchführung
verschiedener Überprüfungen - zurückschicken. Das ist etwas anderes. Das
ist der Grundsatz, von dem Dublin ausgeht.

Korff: Zur ersten Frage: Ich kann dem nur beipflichten und werde mich auch
nicht äußern.

Zur zweiten Frage: Was es nach der Dublin-Verordnung gibt, ist die
Möglichkeit, Absprachen mit den betroffenen Mitgliedstaaten über die
Umsetzung der Dublin-Verordnung zu treffen. Das sind bislang sozusagen eher
technische Fragen danach gewesen, wie Überstellungen, Übermittlungswege
usw. im Einzelnen funktionieren. Diese Möglichkeit bilateraler Absprachen
ist von der Dublin-Verordnung vorgesehen und wird mit einzelnen anderen
Mitgliedstaaten in Umsetzung der Dublin-Verordnung auch genutzt. Das ist
das, was ich dazu sagen kann.

Darüber hinaus muss man natürlich sagen, dass es mit Griechenland und
Italien natürlich schon immer Gespräche gab, eben auch über 
Dublin-Rücküberstellungen. Die mit Griechenland sind Ihnen bekannt und die mit
Italien, denke ich, auch.

StS Seibert: Im Übrigen, wenn ich das noch hinzufügen darf, wird seit jeher
praktiziert, dass Menschen, die im Rahmen einer Binnengrenzkontrolle
angetroffen werden, die kein Asylersuchen vorbringen und die nicht die
geltenden Einreisevoraussetzungen erfüllen, die Einreise verweigert wird.
Das wird, wie gesagt, seit jeher so praktiziert.

Frage: Dies wäre auch eine Frage an das BMI zu der von Innenminister
Seehofer gemachten konkreten Ankündigung, diese Zurückweisungen
einzuführen: Gibt es dazu aktuell Vorbereitungen des BMI gegenüber den
entsprechenden Behörden?

Korff: Ich habe Ihnen gerade schon gesagt, dass wir uns zu möglicherweise
eintretenden - - -

Zusatzfrage: Das ist ja keine hypothetischen Frage. Es ist eine Frage
danach, ob es aktuell Vorbereitungen gibt, nicht danach, ob Sie eventuell
welche treffen würden. Werden jetzt Maßnahmen vom BMI im Hinblick auf die
Bundespolizei getroffen, um das zu ermöglichen?

Korff: Derzeit finden Grenzkontrollen an den Ihnen bekannten Stellen statt,
nämlich an der deutsch-österreichischen Grenze und den bestehenden drei
Grenzkontrollpunkten. Die werden derzeit auf Grundlage der bestehenden
Weisungslage durchgeführt. Das ist alles, was ich dazu sagen kann.

Frage : Herr Seibert, ich habe eine Frage zu dem Begriff "Stärkung der
Außengrenzen der EU"; dafür plädiert die Kanzlerin ja schon seit Längerem.
Mich würde interessieren, was genau die Kanzlerin unter dieser Stärkung
versteht. Ist damit auch die Zurückweisung der Flüchtlinge an der
Außengrenze der EU gemeint, wie es zum Beispiel die Italiener mit dem
Schiff "Aquarius" gemacht haben?

StS Seibert: "Stärkung der Außengrenzen der EU" heißt zunächst einmal, dass
wir erkennen, dass der Raum, in dem wir leben, tatsächlich die EU ist und
dass dies die relevanten Außengrenzen sind, an denen Europa einheitlich,
solidarisch und auch kraftvoll handeln sollte. Da ist in den letzten Jahren
sehr viel geschehen.

"Stärkung der Außengrenzen" heißt, dass wir es nicht genehmigen oder dass
wir versuchen, den Zustand abzustellen, dass Schlepper, Illegale,
Kriminelle bestimmen, wer über diese Außengrenzen in die Europäische Union
gelangt, und das auch noch auf lebensgefährlichem Wege. Da ist vieles
geschehen.

"Stärkung der Außengrenzen" heißt, dass wir mit den Ländern außerhalb
unserer Außengrenzen Verabredungen treffen, Vereinbarungen treffen. Das
beste Beispiel ist das Abkommen zwischen der EU und der Türkei. So etwas
sollten wir mit anderen Ländern auch anstreben. Wir haben so etwas zum Teil
bilateral, aber natürlich noch nicht in der Form, in der wir es mit der
Türkei haben.

Das ist "Stärkung der Außengrenzen" - der Versuch, an dieser Stelle
illegale Migration weiter zu reduzieren, damit wir in einem nächsten
Schritt zu legalen Möglichkeiten des Zugangs nach Europa kommen können,
aber kontrolliert.

Zusatzfrage : Ganz konkret gefragt: Was ist mit dem Schiff "Aquarius"?
Entspricht so eine Zurückweisung den Vorstellungen der Kanzlerin?

StS Seibert: Wir haben ja neulich hier bereits sehr klar gesagt, dass wir
der Meinung sind oder dazu auffordern, dass sich alle Betroffenen in diesem
Fall auch ihrer Verantwortung und der Verantwortung für Hunderte von
Menschen an Bord dieses Schiffes bewusst sind. Es ist doch ganz klar, dass
dafür das Seerecht gilt, dass dabei aber auch immer humanitäre Fragen und
humanitäre Grundrechte zu beachten sind.

Frage: Frau Korff, Sie hatten eben beschrieben, dass es um die sogenannten
EURODAC-Treffer für die Personengruppe der Kategorien 1 und der Kategorie 2
gehe. Können Sie einschätzen, wie groß dieser Personenkreis in Zahlen ist?

Korff: Ich kann Ihnen Zahlen nennen. Wir haben Zahlen, die ich Ihnen auch
gleich nennen werde, über die Anzahl der EURODAC-Treffer unter den
Asylantragstellern.

Ich schicke sozusagen vorweg, was ich nicht sagen kann: Daraus kann man
natürlich keinesfalls hochrechnen, wie viele davon von einer möglichen
Zurückweisung betroffen wären, da das ja alle Asylantragsteller betreffen
würde, unabhängig davon, auf welchem Weg sie eingereist sind. Dies
sozusagen erst einmal zur Einordnung dessen, weshalb die Zahlen in Bezug
auf das, was Sie damit sozusagen sagen wollen, nicht wirklich
aussagekräftig sind.

Aber um eine anteilige Anzahl zu nennen: 2017 ist von den knapp 200
Asylerstanträgen - - - Es tut mir leid; es ist sehr kompliziert, weil das
sozusagen Kategorien aufmacht und prozentuale Anteile betrifft. Von den 200
Asylantragstellern waren 125 Antragsteller 14 Jahre alt oder älter. Nur die
werden nämlich in EURODAC gespeichert. Bei 60 Personen wurde ein 
EURODAC-Treffer festgestellt. Davon fielen 77 Prozent in Kategorie 1 und 23 Prozent
in Kategorie 2.

Ich habe auch die Zahlen für 2018, sozusagen für einen etwas anderen
Anfragezeitraum: Bei ungefähr 68 Asylerstanträgen in diesem Jahr gab es in
18 Fällen einen EURODAC-Treffer. - Wir haben die Zahlen noch nicht
veröffentlicht. Deswegen kann ich die in Bezug darauf tatsächlich noch
nicht nennen. Aber bei dieser Größenordnung betrug die Zahl 18, was ja im
prozentualen Verhältnis ungefähr der Zahl von 2017 entspricht.

Zusatzfrage: (ohne Mikrofon; akustisch unverständlich)

Korff: Nein, habe ich nicht. Ich habe die Zahl gerade sozusagen
hereingereicht bekommen. Ich habe sie mir noch nicht anschauen können. Da
ist diese prozentuale Aufschlüsselung nicht dabei.

Frage : Herr Seibert, meine Frage bezieht sich auf den Artikel 65 unseres
Grundgesetzes, die Richtlinienkompetenz der Kanzlerin. Warum nutzt sie
diese nicht in diesem Fall?

StS Seibert: Für die Arbeit innerhalb der Bundesregierung gelten
selbstverständlich die grundgesetzlichen Vorgaben, und es gelten die Regeln
der Geschäftsordnung der Bundesregierung. Das ist diese Woche der Fall, war
in der Vergangenheit so und wird auch in Zukunft zu sein.

Zusatzfrage : Frau Korff, kennt und akzeptiert Ihr Minister die
Richtlinienkompetenz der Kanzlerin?

Korff: Ja, der Minister kennt das Grundgesetz.

Zusatzfrage : Warum handelt er dann so, wie er jetzt handelt?

Korff: Das müssten Sie ihn selbst fragen, wie er jetzt handelt. Das ist ja
im Moment sozusagen eine Diskussion zwischen den Parteien, und dazu kann
ich als Sprecherin des Ministeriums nicht Stellung nehmen.

Zusatzfrage : Herr Seibert, hat Herr Seehofer noch das vollste Vertrauen
der Kanzlerin?

StS Seibert: Herr Seehofer ist der Bundesinnenminister, und insofern ist es
doch ganz klar, dass die Bundeskanzlerin ihm auch vertraut.

Zusatzfrage : Voll vertraut?

StS Seibert: Spielen Sie diese Spiele selbst.

Zusatz : Die haben Sie ja immer da oben angefangen!

StS Seibert: Das glaube ich nicht.

Frage : Ich wollte auch noch einmal versuchen, nach der Geschäftsordnung zu
fragen. Herr Seehofer sagt, er setze auf eine unilaterale Lösung, Frau
Merkel sagt, sie setze auf eine bilaterale Lösung. Fällt dieser Punkt jetzt
in die Richtlinienkompetenz der Kanzlerin, oder kann Herr Seehofer das
tatsächlich, wie die CSU sagt, alleine entscheiden? Gilt also das
Ressortprinzip? Was passiert da jetzt?

StS Seibert: Es gelten, wie ich gesagt habe, die grundgesetzlichen Vorgaben
- dazu gehört der Artikel 65 des Grundgesetzes -, und es gilt das, was in
den Regeln der Geschäftsordnung der Bundesregierung steht. Auch das ist für
jeden nachzulesen. Das gilt, und das ist klar.

Zusatzfrage : Ich habe es ja nachgelesen, und wir wissen auch alle, dass
das ein kompliziertes Thema ist. Deshalb stelle ich ja meine Frage: Wer
entscheidet denn jetzt über diesen Punkt, die Kanzlerin oder Herr Seehofer?
Kann Herr Seehofer das alleine entscheiden?

StS Seibert: Das wird nach den grundgesetzlichen Vorgaben und der
Geschäftsordnung der Bundesregierung ablaufen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Innenministerium. Im Verlauf des Besuchs
des österreichischen Bundeskanzlers zwar öfter die Rede von der sogenannten
Albanien-Route und davon, dass dort jetzt wieder eine größere Zahl von
Migranten feststellbar sei. Können Sie einerseits konkrete Zahlen nennen?
Liegen Ihnen dazu Beobachtungen vor?

Dann erwähnte der Innenminister, dass Deutsche - ich nehme an,
Bundespolizisten - dorthin entsandt werden sollen oder schon entsandt
worden seien. Können Sie dazu auch etwas sagen? Gibt es da schon Zahlen?
Wie viele deutsche Polizisten sind in Balkanstaaten im Einsatz?

Korff: Ich habe die Zahl - sie ist sozusagen aufgrund einiger Anfragen dazu
schon angefragt - leider schlicht noch nicht, was die Entwicklung der
sogenannten Albanien-Route anbetrifft. Was wir haben, ist das, was man aber
auch auf den Seiten von FRONTEX usw. nachlesen kann; die machen ja auch
solche Veröffentlichungen. Daraus ergibt sich, dass es sozusagen durchaus
eine Steigerung auf der Albanien-Route gibt. Das kann ich aber jetzt noch
nicht durch eigene Zahlen belegen; ich werde das nachliefern.

Zur Zusammenarbeit: Genauso wenig habe ich tatsächlich die Zahl der
Bundespolizisten dabei, die auf dem Balkan oder in Albanien konkret tätig
sind. Es sind einige. Weil im grenzpolizeilichen Verbindungsbeamtenwesen
sozusagen generell und ohnehin eine enge Zusammenarbeit mit Mitgliedstaaten
grundsätzlich und auf dem Westbalkan auch besonders - - - Wie viele genau
im Einsatz sind und inwieweit eine Verstärkung für Albanien vorgesehen ist,
muss ich tatsächlich nachliefern.

Frage: Ich habe eine Frage, sowohl an das BMI als auch an Herrn Seibert. Es
bezweifelt ja niemand, dass die Bundesregierung sowohl die Geschäftsordnung
als auch das Grundgesetz kennt. Nun ist die Frage, und das ist ja eine
Grundsatzfrage, ob die Flüchtlingsbehandlung oder -aufnahme an den
deutschen Grenzen unilateral, bilateral oder multilateral zu regeln ist.
Ist dies eine Frage, die allein in der Geschäftszuständigkeit des
Innenministers zu entscheiden ist, oder ist das eine Frage, die im
übergreifenden Sinne in die Richtlinienkompetenz der Kanzlerin fällt?

StS Seibert: Diese Frage müssen Sie sich selbst beantworten. Es gilt die
Richtlinienkompetenz, und es gelten die Regeln der Geschäftsordnung. Sie
sind sehr klar.

Im Übrigen, und ich glaube, dabei sind wir uns auch alle einig, ist
Deutschland ein großes und starkes Land mitten in Europa mit einer großen
Verantwortung für die Europäische Union. Wir dürfen keinen Beitrag dazu
leisten, dass die Europäische Union geschwächt wird und dass rein
nationales Vorgehen in Europa wieder den Ton angibt. Dann würde Europa
nicht die starke Rolle in der Welt spielen können, die gerade jetzt
gebraucht wird.

Die Kanzlerin hat ihre Kriterien genannt. Sie hat einen Vorschlag gemacht.
An dem will sie arbeiten. Das ist der Vorschlag für einen europäischen Weg
der Absprache und der Vereinbarungen. Sie hat große Übereinstimmung mit dem
Bundesinnenminister, was seinen Masterplan betrifft. Es gibt in dem einen
Punkt eine Meinungsverschiedenheit, und die ist eine durchaus
grundsätzliche.

Korff: Dem kann ich nichts hinzufügen. Wir können beurteilen, was sozusagen
im Moment aufgrund der geltenden Rechts- und Weisungslage geschieht. Da ist
es nun einmal so, dass bislang sozusagen ein Erlass an die Bundespolizei in
der Ressortzuständigkeit ausgeführt werden konnte.

Mit Blick auf das, was angesichts der Ankündigungen, die im Raum stehen,
passieren wird, besteht in der Tat keine Einigkeit. Aber wie das dann zu
beurteilen ist, muss man dann entscheiden, wenn solche Entscheidungen
tatsächlich getroffen wurden.

Zusatz: Wenn wir uns die Fragen selbst beantworten könnten, bräuchten wir
diese Veranstaltung ja nicht. Herr Seibert, wir wären dann ja quasi
Mitglieder der Bundesregierung, was ich zumindest für meine Person ablehnen
würde.

StS Seibert: Damit müssen wir leben.

Zusatz: Ja, und zwar vermutlich besser als andersherum! - Aber Sie sagten
eben, dass dieser eine Dissenspunkt ein grundsätzlicher sein.
"Grundsätzlich" ist für mich ein Begriff, der relativ nah an dem Begriff
"Richtlinie" liegt.

StS Seibert: Das ist eine Feststellung von Ihnen.

Zusatz: Eben.

StS Seibert: Damit verbindet sich jetzt für mich nichts.

Zusatzfrage: Ich interpretiere Sie nicht, wenn ich diese Feststellung oder
diese logische Konsequenz für mich so ziehe.

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat gestern in dieser Pressekonferenz nach
der Sitzung mit den Ministerpräsidenten doch die Maßstäbe genannt, nach
denen sie Fragen, die jetzt anstehen, beurteilt - ich habe sie vorhin auch
genannt -, nämlich dass wir nicht unilateral handeln sollten, dass wir
nicht unabgestimmt handeln sollten und dass wir nicht zulasten Dritter
handeln sollten. Deswegen möchte sie einen Gesprächsprozess beginnen,
Gespräche führen und Verabredungen mit europäischen Partnern treffen, die
von diesem Thema betroffen sind. Das ist eine Herangehensweise, die ich
jetzt die europäische nennen würde, und das ist aus ihrer Sicht besser als
ein allein nationalstaatliches Vorgehen.

Frage : Frau Korff, ich habe eine kleine Verständnisfrage zu diesen 
EURODAC-Treffern. Sie sagten, es gehe um EURODAC 1 und 2. Heißt das, es würde ein
Treffer bei einem reichen, oder müsste es ein Treffer bei beiden sein? Habe
ich das falsch verstanden?

Zweite Frage: Wieso ist es nicht möglich, die Zahlen, die Sie für die
bisherigen Treffer genannt haben, irgendwie in eine Zahl von Personen zu
übersetzen, die nach den Dublin-Regeln zurückgeschickt werden müssten? Das
ist ja eine zentrale Frage in der Diskussion mit den europäischen Ländern.

Korff: EURODAC-Treffer bieten Indizien für eine mögliche Rücküberstellung
im Rahmen der Dublin-Verordnung. EURODAC-Treffer sind also sozusagen eine
Art von Beweismittel, um den Prozess der Rücküberstellung anzugehen.

Jetzt erst einmal zu den beiden Kategorien: Es reicht eine von beiden, weil
in dem Moment, in dem es um beide ginge, Artikel 9 der Dublin-Verordnung - -
 - Sprich: Der Kategorie-1-Treffer überlagert den anderen. Das ist ja
logisch. Er muss ja, um einen Asylantrag zu stellen, in das Land gekommen
sein, in dem er den Asylantrag stellt. Damit wird sozusagen die Kategorie
des reinen Grenzübertritts überlagert. - Das war die eine Frage.

Zu der anderen danach, weshalb man die EURODAC-Treffer nicht hochrechnen
kann: Ich meinte damit eben, dass man nicht hochrechnen kann, dass das
alles Fälle wären, die für eine Zurückweisung an der Grenze in Betracht
kämen, weil die sich auf Asylantragstellungen in Deutschland beziehen, ohne
eine Aussage darüber zu treffen, auf welchem Weg diese Personen nach
Deutschland gekommen sind, sprich, ob das also Personen sind, die durch
einen Grenzübergang nach Deutschland gekommen sind, an dem eine
Grenzkontrolle stattfinden würde und an dem eine Zurückweisung stattfinden
könnte.

Ich finde es, ehrlich gesagt, relativ logisch, dass sich das sozusagen auf
die Gesamtheit der Asylantragstellungen bezieht und eben nicht - - - Wenn
wir sozusagen flächendeckend Grenzkontrollen hätten und jeder Einzelne, der
einen Asylantrag stellt, kontrolliert werden würde, dann wären das die, für
die eine Zurückweisung in Betracht käme. So ist es aber im Moment nicht.
Deswegen kann man sozusagen diese Hochrechnung nicht machen.

Zusatz : Ich glaube, ich habe es verstanden.

Korff: Ich erkläre es uns gerne noch einmal. Ich finde, man kann es
sozusagen verstehen.

Frage : Frau Korff, ich habe genau dazu auch noch eine Frage, also zu
diesen Zahlen der EURODAC-Treffer. Letztes Jahr: 40 Ja, 160 Nein. - Auf
welchem Wege kamen denn diese 160 oder 150, also die Mehrheit, ohne diese
Treffer nach Deutschland? Heißt das, dass die über die grüne Grenze nach
Griechenland oder Italien gekommen sind und dann quasi illegal oder
sozusagen im Dunkeln nach Deutschland gekommen sind, oder wurden die
einfach beim Grenzübertritt in Italien oder Griechenland gar nicht
registriert, oder sind sie irgendwie in Deutschland vom Himmel gefallen?
Woher kommen also die nicht in der EURODAC-Datei Registrierten oder wie
kommen die nach Deutschland?

Korff: Wir haben ja in den letzten Jahren schon oft und ganz sicherlich
auch hier in der RegPK sozusagen klargestellt, dass man anhand der
statistischen Zahlen von Asylantragstellungen, die uns zur Verfügung
stehen, nicht rückverfolgen kann, auf welchem Weg wer wie hierhin gekommen
ist und welcher Asylantragsteller über welche Grenze nach Deutschland
gekommen ist. Es gibt ja im Übrigen auch Asylantragstellungen von Leuten,
die sozusagen zunächst rechtmäßig in Deutschland sind - beispielsweise im
Rahmen eines Schengen-Kurzaufenthaltes mit einem Visum - und erst danach
einen Asylantrag stellen; diese Möglichkeit gibt es ja beispielsweise auch.

Auch ist klar, dass vor allem in den Hochzeiten der Flüchtlingskrise und
den zugangsstarken Monaten sozusagen auch auf europäischer Ebene oft
diskutiert wurde, dass Griechenland und Italien zunächst nicht
vollumfänglich registriert haben. Das ist ja, so gesehen, auch keine
Neuigkeit.

Frage: Herr Söder sagt ja - das können Sie vielleicht betätigen -, dass nur
an drei von 90 Grenzübergängen überhaupt kontrolliert wird, und bei allen
anderen Grenzübergängen gibt es fliegende Kontrollen oder so etwas. Meine
Frage wäre: Können Sie das bestätigen?

Ist zweitens vielleicht geplant, diese Permanentkontrollen von drei
Übergängen auf mehr Übergänge auszuweiten?

Dann gibt es ja auch noch andere Grenzübergänge, die gar nicht in Bayern
sind, sondern irgendwo in Frankfurt/Oder oder so etwas. Was machen Sie
eigentlich mit denen? Werden da jetzt auch verstärkte Kontrollen
durchgeführt?

Korff: Im Moment ist es so: Im Mai hat der Bundesinnenminister entschieden,
dass Grenzkontrollen weiter durchgeführt werden. Diese finden an der
deutsch-österreichischen Landesgrenze statt. Diese finden immer
lageangepasst und insofern flexibel statt. Kontrollpunkte sind tatsächlich
an drei Grenzübertrittsstellen eingerichtet. Wenn Sie die jetzt im
Einzelnen genau wissen wollen, dann muss ich die kurz heraussuchen.
Kiefersfelden ist dabei. Ich müsste jetzt sozusagen die
Autobahngrenzkontrollpunkte heraussuchen. Wenn Sie mögen, kann ich das
gerne tun.

Aber ja, es ist richtig: Im Moment gibt es sozusagen stationäre
Grenzkontrollen an diesen drei Punkten, und im Übrigen finden Sie im Rahmen
der Entscheidung über die Verlängerung der Grenzkontrollen, die im Mai
getroffen wurde, lageangepasst an der deutsch-österreichischen Grenze
statt.

Zusatzfrage: Andere Grenzkontrollen an anderen Grenzen, also der 
deutsch-polnischen oder so, stehen nicht in Rede?

Korff: Nicht im Rahmen dieser Entscheidung. Die werden natürlich sozusagen
so, wie sie immer - - - Schleierfahndungen und solche Dinge gibt es auch an
anderen Grenzen. Aber die Grenzkontrollen, die im Mai sozusagen eingeführt
wurden, finden an der deutsch-österreichischen Grenze statt.

Frage: Frau Korff, ich habe noch einmal eine Frage zu den Zahlen der
Asylstatistik. Sie haben gesagt, die liege noch nicht vor. Können Sie
einmal sagen, wann die vorliegen wird und vielleicht zumindest schon einmal
eine Tendenz nennen, was den letzten Monat angeht? Das wäre ja vielleicht
nicht unwesentlich. Man bekommt ja manchmal den Eindruck, dass der Ansturm
auf die Grenze jetzt enorm angestiegen ist. Stimmt das mit der Statistik
überein oder nicht?

Korff: Die Statistik liegt vor, und wir werden sie idealerweise noch heute
oder sonst am Montag veröffentlichen. Ich werde vorher keine Aussagen dazu
treffen.

Frage: Es gibt von einer seriösen Tweet-Seite, nämlich des Hessischen
Rundfunks, im Moment gerade eine Eilmeldung, der zufolge aus einer Mail von
Herrn Bouffier hervorgeht, dass Herr Seehofer das Bündnis mit der Union
aufgekündigt habe, dass Frau Merkel informiert sei und dass es eine
Pressekonferenz gegen 15 Uhr geben werde. Herr Seibert, wir lesen es gerade
in diesem Moment. Ist Ihnen eine solche Art von Vorgängen bekannt?

StS Seibert: Sie werden verstehen, dass ich dazu jetzt nicht Stellung
nehmen kann, so wie Sie mir das vortragen.

Zusatzfrage: Können Sie versuchen, das noch im Lauf dieser
Regierungspressekonferenz nachzureichen?

StS Seibert: Nein, wir machen jetzt Regierungspressekonferenz - -

Zusatz: Ja, aber wenn sozusagen das Regierungsbündnis möglicherweise
aufgekündigt wurde, dann wäre das vielleicht ein Thema, das hier von
Interesse wäre.

Frage: Ich möchte auch die Bitte an Herrn Seibert aussprechen, das
vielleicht noch während dieser RegPK nachzureichen.

Frau Korff, wie ist das denn intern im BMI? Sind da alle Fachebenen, alle
Staatssekretäre, alle Leute, die sich mit dem Thema auskennen, einer
Meinung, oder gibt es auch innerhalb des Ministeriums Dissens?

Frau Schwamberger, wie sieht denn der Vizekanzler diesen Streit, wie
positioniert er sich?

Korff: Zu der an mich gerichteten Frage kann ich natürlich nicht Stellung
nehmen, weil wir zu internen Meinungsfindungsprozessen grundsätzlich keine
Stellung nehmen.

Zusatzfrage : Aber ist der interne Meinungsfindungsprozess denn schon
abgeschlossen?

Korff: Wir nehmen dazu ja grundsätzlich keine Stellung - weder darüber,
wann er anfängt und wie lange er dauert, noch darüber, wann er
abgeschlossen ist und wer ihn führt.

Schwamberger: Von meiner Seite aus gibt es keine Notwendigkeit und
Veranlassung, hier zum internen Streit der Union Stellung zu nehmen.

Frage: Zumindest solange das Regierungsbündnis noch besteht: Herr Seibert,
Frau Korff, es gab ja Meldungen, dass in diesem Asylstreit, der ja ein
Regierungsthema und kein Parteienthema ist - es geht ja um die Kanzlerin
und einen Minister -, Herr Schäuble eine Vermittlerrolle bekommen solle
oder bereits habe. Können Sie dazu bitte etwas sagen?

StS Seibert: Ich kann dazu nichts sagen.

Zusatzfrage: Können Sie es dementieren?

StS Seibert: Ich kann dazu überhaupt nicht Stellung nehmen.

Zusatzfrage: Frau Korff?

Korff: Nein.

Frage: Es wird ja immer wieder von Politikern suggeriert, dass man zur
Regelung von 2015 zurückkehren solle, was Zurückweisungen angeht. Gab es
jemals Zurückweisungen von Leuten, die an der Grenze Asyl suchen, also an
der Grenze sagen, dass sie in Deutschland Asyl wollen?

Korff: Ich kann, ehrlich gesagt, gerade nicht mit Sicherheit sagen, wie das
im Vergleich mit dem Zustand vor 2015 war.

Zusatzfrage: Aber vor 2015 gab es doch gar keine Grenzkontrollen, insofern
kann es dann doch keine Zurückweisungen gegeben haben, oder?

Korff: Doch, weil es immer mal wieder - beispielsweise während 
Fußball-Weltmeisterschaften, Gipfeln oder so - temporär für einen bestimmten
Zeitraum Grenzkontrollen gab. Insofern weiß ich, ehrlich gesagt, nicht, wie
es damals gehandhabt wurde.

Zusatzfrage: Könnten Sie das nachreichen?

Korff: Ja.

Frage: Zunächst noch zwei Nachfragen zum Ablauf der Erbil-Rückholung. Da
ist ja durch die dankenswerten Nachlieferungen des BMI nun deutlich
geworden, dass Herr Romann proaktiv geworden ist und über Herrn Barzani die
Festsetzung und dann Abschiebung des Herrn B. veranlasst hat. Meine Frage
in diesem Zusammenhang, Frau Korff: Ist eigentlich der Chef der
Bundespolizei gehalten, sich bei einer solchen Aktion, die er initiiert, zu
vergewissern, dass sein Verhandlungspartner die Prokura, die legalen
Befugnisse hat, so etwas vorzunehmen? Es handelt sich bei einer Abschiebung
ja sozusagen um eine Art zwischenstaatlichen Akt, und Herr Barzani ist,
glaube ich, der Beauftragte der kurdischen Nordprovinz im Irak. Hat Herr
Romann beziehungsweise musste Herr Romann sich vergewissern, dass Herr
Barzani und das Gremium, das er vertritt, tatsächlich die rechtliche
Kompetenz hat, einen solchen Vorgang vorzunehmen? Oder ist das, sagen wir
einmal, wie bei einem Inkasso-Unternehmen, dass ich mich nicht so genau
darum kümmern muss, mit welchen Mitteln meine Kohle wieder rankommt?

Korff: Bei einer Abschiebung ist die Bundespolizei in dem Sinne zuständig,
dass sie die Einreise in das Bundesgebiet sicherstellen muss -
beispielsweise durch Überprüfung der vorliegenden Dokumente usw. Das ist
insofern die Aufgabe, die die Bundespolizei bei einer Abschiebung
sicherzustellen hat.

Zusatzfrage: In diesem Fall ist es aber so, dass die Bundespolizei in
Person von Herrn Romann diesen ganzen Vorgang überhaupt erst einmal
initiiert hat. Das ist ja etwas anderes, als wenn eine andere Staatlichkeit
von sich aus einen Vorgang macht. Hat Herr Romann sich davon überzeugt,
dass derjenige, den er sozusagen um die Einleitung dieser
Abschiebevoraussetzungen gebeten hat, legitimiert war, dies zu tun und dann
auch den Abschiebevorgang umzusetzen? Deutschland war ja in dem Fall nicht
nur Empfänger der Lieferung.

Korff: Herr Romann hat das getan, was er in dem Moment und in Absprache mit
seinem Gesprächspartner für rechtmäßig hielt. Dass im Einzelnen die
rechtlichen Voraussetzungen einer Abschiebung im abschiebenden Staat nicht
durch den aufnehmenden Staat geprüft werden müssen, ist ja klar; das kann
man ja nicht machen, man kennt die rechtlichen Voraussetzungen des
abschiebenden Staats ja nicht.

Zusatzfrage: Man kann sich aber schon die Frage stellen, ob ein Partner
einer Provinzregierung zum zwischenstaatlichen Hadeln berechtigt ist. Das
will ich aber einmal außen vor lassen.

Dennoch bleibt die Frage: Warum wurde der übliche Weg einer Rückholung,
nämlich über Haftbefehl, über Auslieferungsersuchen, der ja eingeleitet
worden war - zum Beispiel auch, wie wir gehört haben, in Gesprächen mit dem
Auswärtigen Amt -, vom BMI oder Herrn Romann proaktiv verlassen zugunsten
eines anderen, rechtlich mindestens nicht unbedenklichen Weges?

Korff: Dazu hat sich Herr Romann seinerseits geäußert: Weil er handeln
wollte, hat er das auch getan. Sie wissen, dass der Innenminister das auch
begrüßt hat.

Zusatz: Der Innenminister wurde, wenn ich das richtig sehe, kurz vor
Realisierung der Übergabe informiert -

Korff: Im Nachgang.

Zusatz: - und hat sich von Herrn Romann - - Bitte?

Korff: Ich wollte sagen, dass Herr Romann ihm über das Ergebnis berichtet
hat, und im Nachgang am Montag hat sich der Minister bei Herrn Romann
sozusagen für seine Aktion bedankt und sie begrüßt.

Frage : Frau Adebahr, am Mittwoch konnte das AA, konnten Sie noch nicht
sagen, ob der Protest der irakischen Seite, also der irakischen Regierung,
schon bei Ihnen angekommen ist. Können Sie uns das mittlerweile sagen?

Adebahr: Doch, am Mittwoch konnte ich Ihnen sagen, dass wir bis dann keine
Note oder keinen offiziellen Protest der irakischen Regierung erhalten
haben. Das ist auch heute noch der Fall; es gibt keine Änderung des
Sachstandes.

Zusatzfrage : Das war also nur eine mediale Äußerung eines irakischen
Regierungsmitglieds?

Adebahr: So stellt es sich uns bisher dar.

Zusatzfrage : Frau Korff, Herr Seehofer hat also bis zu der Übergabe in
Erbil von dieser ganzen Aktion von Herrn Romann nichts gewusst, ist das
richtig?

Korff: Wir haben diesbezüglich ja eine Nachlieferung gemacht. Er wurde aus
Erbil am Samstag angerufen und darüber informiert.

Zusatzfrage : Herr Seibert, es gibt ja auch immer wieder Fälle, dass
ausländische Geheimdienste hier in Deutschland Menschen verschleppen. Ein
aktuelles Beispiel ist ja, dass der türkische Geheimdienst hier aktiv ist.
Wie will die Bundesregierung angesichts dieser Verschleppung - was das BMI
Abschiebung nennt - eines ausländischen Staatsbürgers nach Deutschland
zukünftig noch reagieren, wenn andere ausländische Geheimdienste
beziehungsweise Dienste das mit Menschen hier in Deutschland machen?

StS Seibert: Ich sehe da keine Parallelen.

Zusatz : Das ist die offensichtliche Parallele: illegal Menschen aus einem
anderen Land ins eigene Land verschleppen. Das kennen wir doch sonst nur
andersherum.

Vorsitzender Szent-Iványi: Zusatz?

Zusatz : Offensichtlich nicht.

Frage : Ich habe eine Frage an das Verkehrsministerium: Es gibt Berichte,
wonach sich der Verkehrsminister heute positiv geäußert haben soll, ein
Bündnis zu Abbiegeassistenzsystemen bei Lkw einzuführen. Können Sie uns
vielleicht offiziell irgendetwas zu diesen Plänen sagen? Was ist da bis
wann geplant, und woran hapert es?

Strater: Es ist richtig, der Minister hat angesichts der schrecklichen
Unfälle, die immer wieder auf den Straßen passieren, eine "Aktion
Abbiegeassistent" angekündigt. Das heißt, er wird zunächst alle Beteiligten
ins Ministerium einladen, um über diese Problematik zu sprechen. Dazu
gehören natürlich im Wesentlichen die Hersteller der Fahrzeuge, die
Spediteure, die Logistikverbände, auch die Radfahrverbände, die
Verkehrssicherheitsverbände, Polizei etc. - alle, die mit solchen Dingen zu
tun haben. Sie kennen das Szenario. Der Minister würde solche Systeme für
Lkw lieber so schnell wie möglich oder ad hoc einführen - auch
verpflichtend einführen. Wir haben es hier aber mit europäischen
Fahrzeugzulassungsvorschriften zu tun, das heißt, wenn wir hier national
handeln würden, dann würden wir ein Problem mit der europäischen Ebene
bekommen.

Noch einmal: Der Minister will so schnell wie möglich verpflichtende
Abbiegeassistenten einführen. Dazu wird er jetzt zunächst mit allen
Beteiligten sprechen und dann auch die nächsten Schritte klären. Wir müssen
alle Möglichkeiten, die wir hier auch national haben, ausschöpfen, damit
wir solche schlimmen Unfälle verhindern.

Frage: Herr Seibert, ich lese gerade, dass es in den deutschen Medien,
nämlich beim Hessischen Rundfunk, heißt: Seehofer kündigt Unionsbündnis mit
der CDU auf, Merkel informiert, PK gegen 15 Uhr.

StS Seibert: Das hat Ihr Kollege gerade schon aus einer, wie er sagte, sehr
vertrauenswürdigen Twitterquelle bekommen. Im Moment mehren sich die
Hinweise, dass diese "vertrauenswürdige Twitterquelle" das Gegenteil davon
ist und dass das vielmehr möglicherweise auf einen "Titanic"-Redakteur
zurückgeht. Wir sollten jedenfalls mal alle ganz ruhig bleiben. Ich habe
dazu jedenfalls keine Stellung zu nehmen, egal von wem es kommt.

Frage: Ich hätte sowieso auch dazu etwas gesagt. Die vertrauenswürdige
Quelle, die ich zitiert habe, war der Hessische Rundfunk, den ich nach wie
vor für vertrauenswürdig halte.

StS Seibert: Gucken Sie sich genau an, -

Frage: Hab ich!

StS Seibert: - welcher Twitter-Handle das ist.

Frage: Ja, habe ich gemacht.

StS Seibert: Vielleicht nicht ganz. Aber passiert halt.

Frage: Gut. Es ist so, wie es ist.

Meine Frage geht an das Bundesumweltministerium: Die bayerische
Staatsregierung will offenbar mit einem neuen Autopakt Dieselfahrverbote
für Bayern ausschließen, da Bayern ein Autoland sei. Zu diesem Autopakt
sollen wohl auch wissenschaftliche Untersuchungen gehören, die feststellen
sollen, welche Schadstoffgrenzwerte tatsächlich relevant für die Gesundheit
sind. Das klingt ja so, als mangele es bislang an solchen Untersuchungen
und Grenzwerten, mit denen aber das BMU in der Vergangenheit immer
argumentiert hat. Haben Sie da eine unseriöse oder unzureichende
Faktengrundlage gehabt?

Haufe: Die Bundesumweltministerin hat diese Nachricht heute auch zur
Kenntnis genommen beziehungsweise sie gesehen. Es ist sicherlich so, dass
beim Thema Stickstoffdioxid noch das eine oder andere zu erforschen ist,
gar keine Frage. Grundsätzlich sind aber keine Zweifel daran zu hegen, dass
es hier um einen gesundheitsschädlichen Stoff geht. Es gibt eine ganz
aktuelle Studie - sie ist gerade veröffentlicht worden -, die ganz deutlich
zeigt, welche gesundheitlichen Auswirkungen Stickoxide haben. Das ist eine
große Metastudie, die das Umweltbundesamt durchgeführt hat. Vielleicht kann
sich die bayerische Landesregierung daran orientieren, dann muss sie nicht
so viel Geld für neue Studien ausgeben; denn es ist eben schon sehr klar
dargelegt worden, welche gesundheitlichen Auswirkungen Stickoxidbelastungen
haben.

Ich verweise auch auf einen Beschluss aus der Umweltministerkonferenz von
letzter Woche in Bremen, unterzeichnet auch vom bayerischen Umweltminister.
Eben weil immer wieder Zweifel an der Rechtmäßigkeit von Messstellen und an
der Rechtmäßigkeit und der Notwendigkeit der Überwachung der Luftqualität
bezüglich der Stickstoffdioxidbelastung geäußert werden, haben sich die
Umweltminister noch einmal mit der Problematik beschäftigt. Sie stellen
fest: Die Wahl der Standorte der Probeannahmestellen wird entsprechend der
Vorgaben der 39. Bundesimmissionsschutzverordnung bereits einer
regelmäßigen Prüfung unterzogen. Die Umweltministerkonferenz weist Zweifel
an der Rechtskonformität der Luftreinhaltepläne und der sachgerechten
Positionierung von Probeannahmestellen mit Nachdruck zurück. Dies ist, wie
gesagt, ein Beschluss der Umweltministerkonferenz, also einhellig aller
Umweltminister des Bundes und der Länder, von letzter Woche.

Zusatzfrage: Das bedeutet für mich, dass Sie sagen: Mindestens, was die
Notwendigkeit von neuerlichen Untersuchungen zur Schadstoffbelastung
angeht, wäre ein solcher Pakt nicht nötig. Ich gehe davon aus, dass sie ihn
kennen; es ist ein Maßnahmenpaket. Sehen Sie in diesem Paket ansonsten
hinreichende Maßnahmen, um ein generelles Dieselfahrverbot für Bayern zu
verhindern? Kann man das überhaupt für ein Bundesland verhindern?

Haufe: Ich will jetzt gar nicht zu diesem Pakt Stellung nehmen. Wir kennen
die Details nicht. In dieser Meldung ging es, glaube ich, auch darum, dass
verstärkt Geld für den ÖPNV eingesetzt werden soll. Das ist ja eine
Maßnahme, die wir auch aufgreifen, und das ist ein wichtiger Beitrag für
saubere Luft in den Städten. Aber mehr möchte ich dazu auch nicht sagen.

Frage : Ich möchte noch kurz zu den deutsch-türkischen Beziehungen kommen:
Frau Adebahr, was machen die deutschen beziehungsweise deutschtürkischen
Gefangenen in der Türkei? Wie viele sind es aktuell, wie viele bekommen
konsularische Betreuung?

Adebahr: Es sind derzeit sechs deutsche Staatsangehörige, bei denen wir
davon ausgehen müssen, dass sie wegen politischer Vorwürfe in der Türkei in
Haft sind. Davon sind mindestens drei Doppelstaatler. Insgesamt befinden
sich im Moment 43 deutsche Staatsangehörige in der Türkei in Haft - die
anderen, wie gesagt, aufgrund von strafkriminellen Vorwürfen.

Zusatzfrage : Wenn ich mich recht erinnere, waren es letzte Woche noch
sieben politische Gefangene. Ich kann es überhört haben, aber ist in den
letzten Tagen jemand freigekommen? Wenn ja: Unter welchen Umständen? Ist
derjenige jetzt schon zurück in Deutschland?

Adebahr: Die Zahl ist jetzt - ich weiß nicht, seit wann genau - um eins
niedriger; es gab einen Fall, der sich gelöst hat. Wie Sie wissen, geben
wir aus Gründen des Schutzes der Persönlichkeitsrechte von hier aus keine
Stellung dazu, um was für einen Fall es sich gehandelt hat.

Zusatzfrage : Aber ist diese Person noch in der Türkei, hat die eine
Ausreisesperre, oder ist sie zurück in Deutschland, ist sie freigesprochen?
Wie ist das?

Adebahr: Auch das könnte ich Ihnen an dieser Stelle nicht sagen. Ich
glaube, ich könnte Ihnen sagen, ob sie noch in der Türkei ist oder ob sie
ausgereist ist, aber das müsste ich nachreichen.

Zusatzfrage : Und die völkerrechtliche Bewertung des türkischen Angriffs
auf Afrin haben Sie wahrscheinlich auch nicht mit?

Adebahr: Habe ich heute auch nicht mitgebracht.

Zusatz : Schade.

Vorsitzender Szent-Iványi: Gibt es weitere Fragen? - Das ist nicht der
Fall. Dann kommen wir noch zu einer Terminankündigung aus dem
Umweltministerium.

Haufe: Genau. Ich möchte noch zu einem weiteren Thema kommen, das sich nur
multilateral lösen lässt, nämlich - Herr Seibert hat es schon angesprochen -
 dem Petersberger Klimadialog. Der findet bereits am Montag und Dienstag
statt. Die Bundesumweltministerin und der designierte Präsident der
nächsten Weltklimakonferenz, Herr Kurtyka, werden diesen am Montagvormittag
eröffnen. Am Montag um 8.30 Uhr gibt es auch eine Pressekonferenz zum
Auftakt des Petersberger Klimadialogs.

Freitag, 15. Juni 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 15. Juni 2018
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PRESSEKONFERENZ/1689: Gespräch der Kanzlerin mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder, 14.06.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz im Bundeskanzleramt - Donnerstag, 14. Juni
2018

Pressekonferenz nach dem Gespräch der Bundeskanzlerin mit den
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder


Sprecher: Bundeskanzlerin Angela Merkel, Ministerpräsident Tobias
Hans, Ministerpräsidentin Manuela Schwesig



StS Seibert: Guten Abend, meine Damen und Herren! Die Bundeskanzlerin und
die Ministerpräsidenten Schwesig und Hans berichten Ihnen jetzt über ihre
Gespräche.

BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, wir haben heute eine
Ministerpräsidentenkonferenz mit der Bundeskanzlerin und Mitgliedern der
Bundesregierung gehabt, in der wir verschiedene Themen besprochen haben.

Das ist zum einen die Vorbereitung des nächsten Europäischen Rates. Wichtig
war für den Bund, die Länder bei der Entwicklung eines neuen 
Élysée-Vertrags gut einzubinden. Wir wollen hiermit die deutsch-französischen
Beziehungen auf eine zukunftsorientierte und noch breitere Basis stellen,
und das geht naturgegeben nur, wenn wir das auch eng mit den Ländern
abstimmen.

Wir haben dann einen großen Teil unserer heutigen Diskussion mit dem Thema
verbracht, wie der Bund und die Länder im Bereich der Flüchtlingspolitik
und vor allen Dingen der damit verbundenen Kosten weiter verfahren. Es war
eine umfangreiche Diskussion und wir sind noch nicht ganz am Ende dieser
Diskussion angelangt. Es wird im August weitere Gespräche über die
Finanzierung der Kosten im Jahre 2019 geben, und unmittelbar anschließen
werden sich Gespräche zu der Frage, wie das dann für den restlichen Teil
der Legislaturperiode stattfindet. Wir wissen, dass es eine gemeinsame
Verantwortung ist, die natürlich auch dauerhaft ist und einen langen Atem
verlangt. Insofern glaube ich, dass wir heute ein Stück vorangekommen sind,
aber eben noch nicht ganz am Ende der Diskussionen angelangt sind.

Wir haben dann über die Digitalprojekte gesprochen, und dabei zum einen
über das Thema Portalverbund. Hier wird es in den nächsten Wochen und
Monaten eine ganze Reihe von konkreten Maßnahmen geben. Es gibt einige
Länder, die sich als Modellländer angeboten haben, und es gibt eine
Vielzahl von Themenschwerpunkten, bei denen wir vorankommen wollen. Ich
glaube, wir werden bei der nächsten Zusammenkunft im Dezember, nachdem der
IT-Planungsrat im Oktober getagt hat, ein ganzes Stück weiterkommen.
Außerdem gab es eine Aussprache zum DigitalPakt Schule. Zurzeit tagt gerade
die Kultusministerkonferenz, die an dieser Stelle auch erste Schritte geht.
Der Ausbau der Infrastruktur ist natürlich von allergrößter Bedeutung, weil
wir heute im Grunde sagen müssen, dass Breitbandanbindung so etwas ist wie
Daseinsvorsorge. Deshalb geben wir da seitens des Bundes jetzt auch
wirklich Gas und konzentrieren uns vor allen Dingen nur noch auf die
Förderung des Ausbaus von Glasfaser.

Wir haben über den Opferschutz gesprochen. Wir haben seitens des Bundes mit
der Berufung von Professor Franke zum Beauftragten für Anliegen von Opfern
und Hinterbliebenen von terroristischen Straftaten einen ersten Schritt
gemacht. Auch die Länder werden dazu geeignete Strukturen einrichten, und
Bund und Länder wollen sich in dieser wichtigen Frage eng abstimmen.

Ein weiteres Thema war das Thema der Energiewende, und hier vor allen
Dingen der Netzausbau, aber auch die Sonderausschreibung für die
erneuerbaren Energien. Nach wie vor drängt der Netzausbau. Zum Beispiel hat
Ministerpräsident Woidke darauf hingewiesen, dass jährlich eine Milliarde
Euro für nicht genutzte erneuerbare Energien ausgegeben werden, weil die
entsprechende Infrastruktur nicht da ist.

Last, but not least haben wir uns über den Hochwasserschutz verständigt.
Der Bund wird hier prüfen, inwieweit die bestehenden Programme auch
ausgeweitet oder vor allen Dingen verstetigt werden können; denn wir haben
es mit dem vollkommen neuen Phänomen zu tun, dass eben nicht nur
Flussanwohner von Starkregenereignissen betroffen sind, sondern das breit
in das Land hineingeht. Dieser neuen Herausforderung wollen wir uns auch
gemeinsam stellen.

Alles in allem waren es intensive Beratungen, für die ich mich bedanke.

MP Hans: Ich will an der Stelle gleich anknüpfen. Es gibt einige Themen,
die den Ländern ganz besonders am Herzen gelegen haben, und deswegen möchte
ich auch noch einmal auf das Thema Unwetterhilfe und Hochwasserschutz
eingehen. Die Frau Bundeskanzlerin hat ja bereits gesagt, dass es nicht nur
im Bereich des Hochwasserschutzes Verbesserungsbedarf gibt; vielmehr kann
man insbesondere im Südwesten Deutschlands und das Saarland gehört ja zum
südlichsten Westen sagen, dass Starkregenereignisse inzwischen eines der
größten Probleme geworden sind. Da legen wir Länder auch großen Wert
darauf, dass insbesondere bei dem Thema Elementarschadensversicherungen
mehr Prävention, mehr Vorsorge getroffen wird und dass mehr Menschen solche
Elementarschadensversicherungen abschließen. Das ist ein großes Anliegen
der Länder im Zusammenhang mit der Hochwasserangelegenheit gewesen.

Ich will dann auch noch einmal auf das Thema Digitalisierung eingehen. Das
passte heute im Gespräch mit der Bundeskanzlerin und der Bundesregierung
sehr gut zu den Beschlüssen der Ministerpräsidentenkonferenz vom heutigen
Morgen, in der wir auch rundfunkrechtliche Änderungen beschlossen haben,
insbesondere was das Telemediengesetz anbelangt. Hier wollen wir dafür
sorgen, dass künftig Medienbeiträge der öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten länger in den Mediatheken verfügbar sind. Das trägt mit
dazu bei, dass Digitalisierung in Deutschland tatsächlich auch erfahrbarer
wird. Da gibt es kein Verständnis dafür, dass diese Dinge innerhalb
kürzester Zeit gelöscht werden müssen.

Gleichzeitig will ich auch sagen, dass alle infrastrukturellen Maßnahmen,
also die Verbesserung der Breitbandanbindung und der echte Einstieg in die
Gigabitgesellschaft mit Fokussierung auf Glasfaseranbindung, auch damit
einhergehen müssen, dass Bürger Dienstleistungen des Staates besser digital
erfahren können. Deswegen ist es uns aus Sicht der Länder sehr wichtig,
dass der Portalverbund des Bundes mit den Ländern ausgebaut werden wird.
Wir brauchen für Bürgerinnen und Bürger tatsächlich einen einheitlichen
Zugang. Ich halte es für ganz wesentlich, dass es in Deutschland künftig
auch möglich ist, zum Beispiel einen Bauantrag auch digital einzureichen.
Das gehört einfach in einer modernen digitalisierten Gesellschaft dazu. Wir
müssen also weniger über Infrastruktur alleine reden und die tatsächliche
Nutzbarmachung von Digitalisierung in den Vordergrund stellen.

Dann war für uns Länder natürlich das Thema Beziehungen mit dem Bund im
Hinblick auf die Flüchtlingsfinanzierung eines der großen Themen; die Frau
Bundeskanzlerin hat es ja bereits dargestellt. Ich gebe zu: Sicherlich
wären wir heute gerne noch einen Schritt weitergekommen, was die
Flüchtlingsfinanzierung insbesondere für 2019 anbelangt. Wir haben ja im
Koalitionsvertrag der Bundesregierung ein klares Bekenntnis zur Fortsetzung
der gemeinsamen Bewältigung der Flüchtlingsaufgabe abgegeben. Da müssen wir
uns für die Jahre 2020 und folgende zusammensetzen. Wir sind heute aber
auch einen entscheidenden Schritt weitergekommen, was die Flüchtlingskosten
für das Jahr 2019 anbelangt. Hierzu werden wir uns Mitte des Jahres auch
noch einmal zusammensetzen, ganz so, wie es im Koalitionsvertrag vereinbart
ist. Hier gibt es noch einige Punkte, die wir miteinander besprechen
müssen.

MP Schwesig: Ich möchte mich ganz herzlich für die
Ministerpräsidentenkonferenz bedanken, die wir heute zusammen mit der
Bundesregierung hatten es war ja unsere erste mit der neuen
Bundesregierung. Unser gemeinsames Ziel ist es, dass wir ganz konkrete
Herausforderungen, die wir vor Ort haben, als Bund und Länder möglichst
gemeinsam lösen.

Da spielt natürlich die Asyl- und Flüchtlingspolitik eine Rolle; darüber
haben wir heute gesprochen. Wir haben insbesondere auch die Kanzlerin dabei
unterstützt, dass sie ihre Gespräche im Europäischen Rat nutzt, um dort
weiter an einer europäischen Lösung zu arbeiten. Wir wollen uns auch noch
einmal bessere Gedanken machen, wie wir es schaffen können, die
Rückführungen, die notwendig sind, auch wirklich stärker miteinander
hinzubekommen.

Ein wichtiger Schwerpunkt ist aber eben auch die Integration. Die
Integration vor Ort wird vor allem geschultert durch viele Menschen in ganz
verschiedenen Bereichen. Wenn wir an die Kinder denken, so geschieht das
durch die Erzieherinnen und Erzieher in den Kitas sowie durch viele
Sozialarbeiter und Jugendarbeiter, die die Familien begleiten. Uns ist
allen wichtig, dass bei der Integration der Flüchtlinge nicht Fehler
wiederholt werden, die es vor vielen Jahrzehnten in Deutschland gab, zum
Beispiel, dass nicht alle Sprachkurse erhalten hatten. Das wollen wir vor
Ort gut hinbekommen, und deswegen wollen wir auch, dass es zukünftig eine
sichere Finanzierung dieser Integrationskosten gibt, insbesondere in
unseren Kommunen. Darüber haben wir heute gesprochen. Wir sind noch nicht
ganz durch, wie es immer ist, wenn es auch um Geld geht, aber wir haben uns
darauf verständigt, diese Gespräche weiter fortzuführen, um eine
verlässliche Finanzierung der Integrationskosten vor Ort abzusichern.

Ich will ausdrücklich betonen gerade am heutigen Tag, der ja, glaube ich,
außerhalb der MPK auch sehr turbulent war , dass es in der Politik eben
nicht allein um das Thema Asyl und Flüchtlinge geht. Das ist, glaube ich,
sehr wichtig, weil mich viele Bürgerinnen und Bürger oft ansprechen und
sagen: Was ist eigentlich mit unseren anderen Themen? - Diese Themen haben
wir hier heute auch sehr intensiv diskutiert, beraten und gemeinsam
beschlossen.

Dazu gehört das große Thema Digitalisierung, schnelles Internet und
Mobilfunk. Es ist heute genauso wichtig wie Strom und Wasser. Nur wenn wir
das überall haben, werden die Menschen zum Beispiel in den ländlichen
Regionen, in den Dörfern, gutes Leben empfinden, und nur dann wird es uns
gelingen, auch dort Wirtschaft zu halten und weitere Wirtschaft
anzusiedeln. Viele von uns kommen mit frischen Eindrücken von der CeBIT,
und wenn man sieht, was sich für junge Unternehmen in diesem
Digitalisierungsbereich gründen, dann ist das wirklich erstaunlich. Das
geht aber alles nur, wenn wir die Infrastruktur haben. Deshalb bin ich sehr
froh, dass wir heute noch einmal darüber gesprochen haben, wie wir in den
letzten Monaten damit vorangekommen sind, die Infrastruktur in Deutschland
voranzubringen und vor allem weiße Flecken beim Thema "schnelles Internet",
aber auch beim Thema Mobilfunk zu schließen. Das hat eine neue Qualität;
das will ich ausdrücklich betonen. Denn die Frage, wie wir auch bei
Mobilfunknetzen stärker vorankommen, hat in der Vergangenheit nicht so eine
große Rolle gespielt. Das wollen wir jetzt gemeinsam in die Hand nehmen,
und das ist ein wichtiges Signal an die Bürgerinnen und Bürger, die nämlich
fragen: Was ist bei uns mit schnellem Internet und Funklöchern?

Dazu gehört der DigitalPakt Schule. Die Kultusminister verhandeln ihn
gerade parallel. Auch hier haben wir uns noch einmal darauf verständigt,
dass wir unsere Schulen jetzt schnell digital ausrüsten wollen, um eben
auch die digitale Bildung in Deutschland voranzubringen. Wir sind nämlich
ein Land, das vor allem auf gute Bildung setzen muss.

Frage: Frau Merkel, Sie haben ja den Ausblick auf mehrere Termine,
sozusagen Folgetermine, gegeben, die an die Themen anknüpfen, die Sie heute
besprochen haben. Gehen Sie angesichts der Turbulenzen und des tiefen
Streits, den es innerhalb der Union gibt, davon aus, dass Sie und Ihre
Regierung dann, im August bzw. im September, noch im Amt sein werden?

Welchen Lösungsweg können Sie uns für diesen Streit skizzieren? Beinhaltet
der auch einen möglichen Alleingang von Horst Seehofer qua
Ministerentscheid, was seinen Masterplan angeht?

BK'in Merkel: Die Ministerpräsidentenkonferenz mit den Vertretern der
Bundesregierung hat mich heute darin bestärkt, dass wir eher schneller und
konzentrierter an den vielen Projekten arbeiten müssen, und ich gehe davon
aus, dass wir auch die Bundesregierung das auch gemeinsam tun werden.

Was die von Ihnen angesprochenen Zusammenhänge anbelangt, ist es so, dass
ich der Meinung bin, dass es richtig und gut ist, dass wir weiter daran
arbeiten, die illegale Migration zu reduzieren, sie auch zu ordnen und zu
steuern und dass deshalb auch das Projekt eines Masterplans des
Bundesinnenministers Horst Seehofer ein wichtiges Projekt ist. Es geht dann
dabei um einen Punkt, bei dem meines Erachtens Grundprinzipien unseres
Herangehens berührt sind. Ich persönlich halte die illegale Migration für
eine der großen Herausforderungen der Europäischen Union und glaube
deshalb, dass wir nicht unilateral handeln sollten, dass wir nicht
unabgestimmt handeln sollten und dass wir nicht zulasten Dritter handeln
sollten.

Das ist der Maßstab, nach dem ich auch den einen Punkt betrachte. Dabei
geht es um die Frage: Was passiert mit Menschen, die bereits in einem
anderen europäischen Land einen Asylantrag gestellt haben und sozusagen an
der deutschen Grenze ankommen? - Ich glaube, dass wir uns alle einig sind,
dass dieser Asylantrag dann auch in dem Erstantragsland bearbeitet werden
sollte. Jetzt geht es um die Frage, ob die Zurückweisung das richtige
Mittel ist. Das halte ich nicht für das richtige Mittel, weil das eine
unilaterale Maßnahme ist. Deshalb werde ich mich im Umfeld des Europäischen
Rates, der in 14 Tagen stattfinden wird, um bilaterale Vereinbarungen
bemühen, die dann mit den Ländern sozusagen in intergouvernementaler
Zusammenarbeit bessere Vereinbarungen darüber treffen, wie das gemeinsame
Ziel, dass das Erstantragsland das Bearbeitungsland ist, dann auch
umgesetzt werden kann.

Ich glaube, dass das ein wichtiges Anliegen ist. Wir werden auf dem
Europäischen Rat nicht das gesamte europäische Asylsystem lösen können, wie
wir es gerne machen würden; darüber haben wir heute auch schon gesprochen.
Das sind sieben Rechtsakte. Aber ich glaube, dass intergouvernementale
Vereinbarungen ein Weg sein könnten, um das Problem auch zu bewältigen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, haben eigentlich der bayerische
Ministerpräsident und Innenminister Seehofer an der
Ministerpräsidentenkonferenz teilgenommen?

An den saarländischen Ministerpräsidenten: Können Sie vielleicht
konkretisieren, was die entscheidenden Fortschritte bei der Finanzierung
der Flüchtlingskosten sind? Können Sie uns da eine Größenordnung dessen
geben, ob man dabei auf das, was bisher vom Bund geleistet wurde, noch Geld
drauflegt bzw. ob man etwas weniger finanziert? Vielleicht können Sie uns
da weiterhelfen.

BK'in Merkel: Beide von ihnen Genannten haben heute nicht teilgenommen. Ich
glaube, der bayerische Ministerpräsident war bei der MPK selbst dabei, aber
bei dem Gespräch mit der Bundesregierung dann nicht mehr.

Zuruf: Haben Sie ihn vermisst?

BK'in Merkel: Ich habe ihn ja gestern Abend gesehen.

MP Hans: Wir konnten Herrn Söder heute Morgen zu Beginn der MPK kurz
begrüßen und ihm zum Amt als neuer bayrischer Ministerpräsident
gratulieren.

Ansonsten muss man zu der Frage der Flüchtlingsfinanzierung natürlich
zunächst einmal feststellen, dass der Bundesfinanzminister, wie
Finanzminister nun einmal so sind, sehr hartschlägig in der Frage war,
inwieweit der Bund noch etwas drauflegt. Da konnten wir also sicherlich
keinen Erfolg erzielen. Ich glaube aber, das hat an dieser Stelle auch
niemand erwartet.

Wichtig ist, dass wir im Geiste des Koalitionsvertrags auf Bundesebene eine
sinnvolle Fortführung der Flüchtlingsfinanzierung hinbekommen. Wir müssen
sehen, dass wir in den Ländern ja auch erhebliche Lasten der
Flüchtlingsbewegung seit 2015 tragen und dass das insbesondere auch die
Kommunen, die ja nun einmal qua Staatsaufbau zu den Ländern gehören, tragen
müssen. Insbesondere Betreuungskosten sind dabei eben ein wichtiges
Anliegen der Länder. Auf dem Weg, dafür wie im Koalitionsvertrag
vorgeschlagen ab dem Jahr 2020 eine Lösung zu finden, haben wir heute sehr
hart um die Fortsetzung der Flüchtlingsfinanzierung für das Jahr 2019
gerungen. Über diese Klippe müssen wir kommen da sind wir uns vonseiten der
Länder und des Bundes bilateral einig , aber wir brauchen dazu noch ein
weitergehendes, vertiefenderes Gespräch zur Mitte des Jahres. Das haben wir
vereinbart.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, was macht Sie denn optimistisch, dass sie
jetzt innerhalb von zwei Wochen solche Vereinbarungen mit einzelnen 
EU-Staaten hinbekommen? Gibt es da schon irgendwelche Signale von einzelnen
Regierungschefs, die Sie optimistischer machen?

Können Sie kurz sagen, welche Länder oder EU-Staaten Sie dabei jetzt
eigentlich im Auge haben?

BK'in Merkel: Es gibt eine Vielzahl von Herkunftsstaaten, in denen
Asylanträge gestellt werden, und ich habe das im Sinne eines möglichen
Kompromisses vorgeschlagen. Ich werde Sie fortlaufend über die Bemühungen
und die dabei erreichten Resultate informieren.

Donnerstag, 14. Juni 2018

 * 

Quelle:

Pressekonferenz nach dem Gespräch der Bundeskanzlerin mit den

Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder, 14.06.2018
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MELDUNG/181: Neue Publikation - Schutz vor Gewalt während des gesamten Fluchtprozesses gewährleisten (idw)


Bonn International Center for Conversion (BICC) - 15.06.2018

Neue Publikation: Schutz vor Gewalt während des gesamten Fluchtprozesses
gewährleisten



Gewalt ist nicht nur eine Fluchtursache - auch während der Flucht erfahren
Flüchtlinge verschiedene Arten von Gewalt. Ein neuer Bericht im Auftrag
des Verbundprojekts "Flucht: Forschung und Transfer" wertet die aktuelle
Forschung über Gewalterfahrungen von Flüchtlingen aus. Die Autorin Prof.
Ulrike Krause (Ruhr-Universität Bochum) kommt zu dem Schluss, dass
Gewalterfahrungen und -gefahren in Konflikten, auf der Flucht und in
Aufnahmesituationen oft anhalten und direkt miteinander zusammenhängen.

Eine besondere Gefahr sieht die Autorin in der humanitären Praxis,
Flüchtlinge in Lagern unterzubringen. Dies scheint zwar für die Verwaltung
der Hilfe einfach, sei aber zu kurz gedacht. Stattdessen kritisiert
Autorin Ulrike Krause: "In den Lagern herrschen (institutionelle) Gewalt
und Restriktion vor." Dies gelte sowohl für Lager in Herkunftsregionen als
auch für Lager in Europa und Deutschland. "Obwohl die selbstständige
Niederlassung keine absolute Garantie dafür ist, Gewalt zu unterbinden,
bietet sie Geflüchteten eher die Möglichkeit, ein unabhängigeres Leben zu
führen, eigene Zukunftsperspektiven zu schaffen und sich vor Ort zu
integrieren."

Zudem fordert Ulrike Krause: "Humanitäre und staatliche Organisationen im
Flüchtlingsschutz sollten Schutz- und Unterstützungsmaßnahmen für alle
Geflüchteten etablieren und die vielfältigen Gruppen - und zwar nicht nur
die Opfer, sondern auch potenzielle Täter und Täterinnen - adäquat
einbeziehen." Wenn die humanitäre Hilfe nicht die Stimmen und Bedürfnisse
der Flüchtlinge berücksichtigt, könne dies dazu führen, dass
Hilfsmaßnahmen Bedürftige nicht erreichen. So werde beispielsweise die
schlichte Gegenüberstellung von "Opferfrauen" und "Tätermänner" der
komplexen Realität von Gewalt und Flucht nicht gerecht.

Flüchtlingsschutz sei in jedem Fall nicht für, sondern nur mit den
Geflüchteten zusammen zu entwickeln, um ihre Selbständigkeit - auch beim
Schutz vor Gewalt - zu ermöglichen.

Der Forschungsbericht "Gewalterfahrungen von Geflüchteten" und der Policy
Brief "Geflüchtete vor Gewalt schützen" wurden im Rahmen des vom Institut
für Migrationsforschung und Interkulturelle Studien (IMIS) der Universität
Osnabrück sowie dem Bonner Friedens- und Konfliktforschungsinstitut BICC
durchgeführten Verbundprojekts "Flucht: Forschung und Transfer" erstellt,
das vom Bundesforschungsministerium gefördert wird.


Forschungsbericht "Gewalterfahrungen von Geflüchteten" von Ulrike
Krause: 

flucht-forschung-transfer.de/wp-content/uploads/2017/05/State-of-Research-03-Gewalterfahrungen-von-Fl%C3%BCchtlingen-Ulrike-Krause-1.pdf

Policy Brief "Geflüchtete vor Gewalt schützen" von Ulrike Krause:

flucht-forschung-transfer.de/wp-content/uploads/2017/05/Policy-Brief-03-Gewalterfahrungen-von-Fl%C3%BCchtlingen-von-Ulrike-Krause-1.pdf

Zum Thema Gewaltgefahren für Geflüchtete erschien ebenfalls ein Artikel
von von Ulrike Krause auf MiGazin:

www.migazin.de/2018/06/15/forschung-gewaltgefahren-fuer-gefluechtete/

Beide Broschüren können gebührenfrei im Projektsekretariat bestellt
werden:

Flucht: Forschung und Transfer

Institut für Migrationsforschung

und Interkulturelle Studien (IMIS)

Universität Osnabrück

fft-imis@uni-osnabrueck.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution445

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bonn International Center for Conversion (BICC), 15.06.2018

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/1457: Gießen - Der Friedensprozess in Kolumbien nach der Präsidentschaftswahl, 19.-20.06.2018


Justus-Liebig-Universität Gießen

Der Friedensprozess in Kolumbien nach der Präsidentschaftswahl

Interdisziplinäre Tagung sowie Vortrag zum Friedensprozess an der
Universität Gießen - Mitglieder des Deutsch-Kolumbianischen
Friedensinstituts (Instituto CAPAZ) zu Gast



• Öffentlicher Vortrag am 20. Juni 2018 um 17 Uhr

"Der Friedensprozess in Kolumbien: Bilanz und Perspektiven"

Hörsaal 5, Neues Hörsaalgebäude, Licher Straße 68, 35394 Gießen



Wenn am Sonntag wird in Kolumbien ein neuer Präsident gewählt wird, blickt
man an der Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) mit besonderem Interesse
auf die Entwicklungen in der strategischen Partnerregion der Universität.
Denn bei der Wahl geht es auch um die Zukunft des Friedensprozesses, den
die JLU seit dem Jahr 2016 im Rahmen des Deutsch-Kolumbianischen
Friedensinstituts - Instituto Colombo-Alemán para la Paz (Instituto CAPAZ)
wissenschaftlich begleitet. Daher beschäftigt sich nur wenige Tage nach
der Wahl eine interdisziplinäre Tagung an der JLU mit dem Friedensprozess.
Expertinnen und Experten aus Kolumbien und Deutschland, darunter Prof. Dr.
Stefan Peters, seit Mai Professor für Friedensforschung an der JLU und
Direktor des Instituto CAPAZ, sowie weitere Mitglieder des Instituto
CAPAZ, werden eine kritische Bilanz des Friedensprozesses ziehen und
Perspektiven für eine nachhaltige Friedensordnung in Kolumbien
diskutieren.

Im Mittelpunkt der zweisprachigen Tagung "Der Friedensprozess in Kolumbien
- La construcción de la Paz en Colombia" am 19. und 20. Juni 2018 stehen
der Umgang mit der gewaltsamen Vergangenheit sowie die Herausforderungen
einer nachhaltigen Friedensordnung in Kolumbien. Dabei sollen nicht nur
wissenschaftliche Arbeiten vorgestellt, sondern auch konkrete
Handlungsfelder für politische Reforminitiativen zur Konstruktion eines
nachhaltigen und dauerhaften Friedens aufgezeigt werden.

Zum Abschluss wird Prof. Peters am 20. Juni 2018 um 17 Uhr seine
Antrittsvorlesung zum Thema "Der Friedensprozess in Kolumbien: Bilanz und
Perspektiven" halten (Hörsaal 5, Neues Hörsaalgebäude, Licher Straße 68,
35394 Gießen). In dem öffentlichen Vortrag zeigt er zentrale
Herausforderungen und Perspektiven des Friedensprozesses nach der Wahl auf
und stellt seine Forschungsschwerpunkte sowie die Arbeitsfelder des
Instituto CAPAZ vor. Die JLU ist als Konsortialführerin eines Verbundes
deutscher und kolumbianischer Universitäten, der den Aufbau und die
Entwicklung des Instituto CAPAZ leiten wird, maßgeblich an der
wissenschaftlichen Begleitung des Friedensprozesses beteiligt. Auch die
Gründungsprofessur für das Instituto CAPAZ ist an der JLU angesiedelt.

Die Tagung wird vom Instituto CAPAZ und der Professur für
Friedensforschung an der JLU und mit Unterstützung des Gießener
Graduiertenzentrums Sozial-, Wirtschafts- und Rechtswissenschaften (GGS),
des Fachbereichs Rechtswissenschaften und des Fachbereichs Sozial- und
Kulturwissenschaften der JLU veranstaltet.

Für das Team aus dem Büro des Instituto CAPAZ in Bogotá (Carolina Cerón,
Claudia Maya, Dr. Carlos Nupia und Prof. Dr. Stefan Peters), das eigens
für die Veranstaltungen aus Kolumbien anreist, stehen in Deutschland noch
weitere Termine, darunter ein Besuch beim Deutschen Akademischen
Austauschdienst (DAAD) an, der das Instituto CAPAZ mit Mitteln des
Auswärtigen Amtes fördert, sowie bei der Lateinamerikawoche an der
Universität Kassel.

Hintergrund: Der Friedensprozess in Kolumbien

Mit dem Friedensvertrag zwischen der kolumbianischen Regierung und der
FARC-Guerilla wurde Ende des Jahres 2016 ein jahrzehntelanger bewaffneter
Konflikt mit der Rebellengruppe offiziell beendet. Das Friedensabkommen
hat international große Aufmerksamkeit erregt und dem kolumbianischen
Präsidenten Juan Manuel Santos den Friedensnobelpreis eingebracht. Doch
schon bald wurde deutlich, dass der offizielle Friedensschluss nur ein
erster Schritt auf dem langwierigen Weg zur Konstruktion einer
Post-Konflikt-Gesellschaft ist. Einerseits sind weiterhin eine Reihe von
Gewaltakteuren - Paramilitärs, Drogenkartelle, die Guerillaorganisation
ELN - aktiv, andererseits bleibt eine Vielzahl von Konfliktursachen
ungelöst. Zentrale Herausforderungen im Friedensprozess sind der Umgang
mit verschiedenen Fragen der Übergangsjustiz, die Aufarbeitung der
Vergangenheit sowie die Rahmenbedingungen für eine friedliche, sozial
gerechte und nachhaltige Gesellschaft zu schaffen.

Partnerregion der JLU seit mehr als 50 Jahren

Kolumbien ist die strategische Partnerregion der JLU in Lateinamerika.
Bereits 1967 wurde mit der Universidad de Los Andes die erste
deutsch-kolumbianische Hochschulkooperation festgeschrieben. Eine
biologische Außenstation der JLU in Santa Marta wurde im Jahr 1963
eingerichtet. Mittlerweile hat die JLU die Konsortialführerschaft bei den
beiden größten deutsch-kolumbianischen Projekten, die über den DAAD mit
Mitteln des Auswärtigen Amts gefördert werden: Neben dem Instituto CAPAZ
ist dies das deutsch-kolumbianische meereswissenschaftliche
Exzellenzzentrum CEMarin, das der DAAD seit dem Jahr 2010 fördert. Mit dem
Instituto CAPAZ leistet die JLU nun einen wichtigen Beitrag für die
Entwicklung einer friedvollen Zukunft des Partnerlandes.


Termine

19. und 20. Juni 2018

Tagung "Der Friedensprozess in Kolumbien - La construcción de la Paz en
Colombia"

Auftakt: Dienstag, 19. Juni 2018, 9.45 Uhr

Dekanatssitzungssaal des Fachbereichs Rechtswissenschaft, Licher Straße
72, 35394 Gießen

Mittwoch, 20. Juni 2018, 17 Uhr

Vortrag von Prof. Dr. Stefan Peters, Direktor des Deutsch-Kolumbianischen
Friedensinstituts (Instituto CAPAZ) und Professor für Friedensforschung an
der JLU:

"Der Friedensprozess in Kolumbien: Bilanz und Perspektiven"

Hörsaal 5, Neues Hörsaalgebäude, Licher Straße 68, 35394 Gießen




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217
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SCHACH-SPHINX/06598: Sieg eines Tataren (SB)


Das Halbfinale zur Weltmeisterschaft der PCA im Herbst 1994 hatte mit
zwei überraschenden Favoritenstürzen begonnen. In der einen Runde
trafen der Inder Viswanathan Anand und der Engländer Michael Adams
aufeinander, wobei Anand die ersten drei Partien für sich entschied.
In der zweiten Runde erging es dem Engländer Nigel Short nicht besser,
der sich mit dem jungen Tataren-Sprößling Gata Kamski in der Wolle
lag. Short bekam jedoch weniger zu fassen und verlor - gleich seinem
Landsmann Adams - die ersten drei Partien mit geradezu schockierenden
Rauswürfen. Ihm war anzumerken, daß er vom WM-Duell 1993 gegen
Kasparow noch schwer gezeichnet war und längst nicht auf der Höhe
spielte, die man von ihm kannte. Sein Spiel war geradezu gespickt mit
kleineren Eröffnungs- und Positionsfehlern. Nach der Partie im
heutigen Rätsel der Sphinx hatte er denn auch schüchtern zugegeben,
daß er seine Vorbereitung schlichtweg am Brett vergessen hatte und so
im Sturz und Taumel mit dem angenommenen Damengambit unterliegt.
Bereits im 17. Zug mußte er die Qualität hergeben, verwickelte dann
die Stellung mit krampfhaftem Bemühen, ohne jedoch auf Halt und
Festigkeit zu stoßen. Kamski ließ sich keine Gelegenheit entgehen, den
Mitbegründer der Profi-Organisation PCA regelrecht zu kompromitieren.
Short hatte zuletzt 1...Ke7-d8 gezogen. Zeit für den Tataren, sich den
Kopf seines Gegners zu holen, Wanderer.
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Kamsky - Short

Linares 1994


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Engländer Michael Adams hatte in kritischer Stellung mit 1...Td8-
d7! eine hübsche Falle gestellt. Nicht umsonst nennt man ihn ja
Trickey Micky. Aber trickreicher und besonnener war in Linares der
Inder Viswanathan Anand, der durchaus sah, daß er nach 2.De7xd7? Dd4-
h4+ mit Dauerschach hätte zufrieden sein müssen, weswegen er auch mit
2.De7-e8+! Kg8-h7 3.De8-e5! Dd4-h4+ 4.Kh2-g1 Dh4-g5 5.Te2-e3 f7-f6
6.De5-g3 Dg5-h5 7.Dg3-f4 Kh7-g8 8.Te3xa3 Dh5-d1+ 9.Kg1-h2 Dd1-h5+
10.Ta3-h3 Dh5-g4? - beschleunigt das Ende, etwas zäher wäre 10...Dh5-
g6 11.Df4-f3 gewesen - 11.Df4xg4 f5xg4 12.Th3-b3! seinen Sieg
sicherstellte. Schwarz gab auf, da er nach 12...Kg8-f7 13.Tb3xb7! Kf7-
e6 14.Tb7-b8 von der weißen Bauernlawine zerdrückt worden wäre.



Erstveröffentlichung am 20. Juni 2005

17. Juni 2018
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





BODEN/193: Mikroplastik im Boden (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 14.06.2018 / Naturschutz & Biodiversität

Mikroplastik im Boden



Nicht nur in den Meeren, auch in den Böden befindet sich Mikroplastik -
 und zwar bis zu 32 Mal mehr als im Wasser. Zu dem Ergebnis kommt ein
neuer Bericht, der eine intensivere Beschäftigung mit dem Thema
fordert.

Während die Verschmutzung der Meere in den letzten Jahren bereits
große Aufmerksamkeit auf sich gezogen hat, wird die Belastung des
Bodens durch Mikroplastik und Plastik erst seit Kurzem genauer
untersucht. Das Institut für Europäische Umweltpolitik (IEEP) und die
Forschungseinrichtung Isqaper erklären in ihrem Bericht, dass falsche
Verwertung von Plastikabfällen und die immer häufigere Verwendung von
Plastik in der Landwirtschaft die Hauptursachen für die Verschmutzung
der Böden darstellen. Die Berichtersteller*innen schätzen, dass
jährlich zwischen 63.000 und 430.000 Tonnen Mikroplastik auf
landwirtschaftliche Flächen in Europa gelangen. Die Verunreinigungen
schädigen nicht nur die betroffenen Ökosysteme, sondern mindern auch
die Nutzbarkeit landwirtschaftlicher Böden.

Bisher durchgeführte Maßnahmen gegen die Plastikverschmutzung seien
nicht ausreichend, um das Problem lösen zu können. Außerdem seien
weitere Untersuchungen erforderlich: "Wir brauchen weiterführende
Studien über die möglichen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit
und die Umwelt und eine Betrachtung möglicher Lösungen", fordern die
Berichtersteller*innen in ihrer Schlussfolgerung. [km]



Bericht Plastic Pollution in Soil

https://ieep.eu/uploads/articles/attachments/3a12ecc3-7d09-4e41-b67c-b8350b5ae619/Plastic%20pollution%20in%20soil.pdf?v=63695425214
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VERKEHR/1142: Mittelmeer vermüllt, Ministerrat verwässert (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 12.06.2018 / Abfall

Mittelmeer vermüllt, Ministerrat verwässert



Die Verkehrsminister*innen der EU haben sich vergangene Woche auf eine
Position zum Richtlinienvorschlag über Hafenauffangeinrichtungen
geeinigt, der die Vermüllung der Meere verringern soll. Neue Zahlen
zum Zustand des Mittelmeers verdeutlichen die Dringlichkeit des
Problems.

Der Vorschlag der EU-Kommission sieht vor, dass Schiffe über eine
indirekte Gebühr dazu berechtigt sind, Abfälle in allen Häfen zu
entladen. Falls bereits eine nachgewiesen nachhaltige
Abfallbewirtschaftung an Bord stattfindet, kann die Gebühr gesenkt
werden. Hafenbetreiber müssen darüber hinaus sicherstellen, dass
Abfälle von Schiffen auf der Anlage ordnungsgemäß behandelt werden
können.

Der Verkehrsministerrat hat den Vorschlag grundsätzlich angenommen,
fügte in seiner allgemeinen Ausrichtung, die die Grundlage für
Verhandlungen mit dem EU-Parlament bildet, jedoch einige Änderungen
hinzu. Beispielsweise soll die Menge an Abfall, die Schiffe im Rahmen
der indirekten Gebühr in Häfen entladen dürfen, beschränkt werden.
Emma Priestland, Referentin für Meeresvermüllung bei der
Umweltschutzorganisation Seas at Risk, wirft dem Rat vor, einige der
wichtigsten Maßnahmen des Vorschlags dadurch 'verwässert' zu haben.

Wie der WWF berichtet, bildet das Mittelmeer inzwischen die weltweit
sechstgrößte Ansammlung von Meeresmüll. Die Abfälle stammen
hauptsächlich aus der Türkei und Spanien, gefolgt von Italien, Ägypten
und Frankreich. 95 Prozent des Mülls im Wasser, auf dem Meeresboden
und an den Stränden besteht aus Plastik. Besonders auffällig ist die
Verunreinigung durch Mikroplastikteilchen, deren Konzentration im
Mittelmeer vier Mal höher ist als im Nordpazifik. Die EU habe bereits
angefangen, gegen die Plastikvermüllung vorzugehen, "doch wenn diese
Handlungen nicht ambitioniert genug sind oder nicht schnell genug
umgesetzt werden, werden sich die schädlichen Auswirkungen auf die
Natur und die europäischen Fischgründe zuspitzen", warnt WWF-Expertin
Samantha Burgess.

Bevor die Verhandlungen zwischen EU-Parlament, Ministerrat und
EU-Kommission beginnen können, wird der Verkehrsausschuss des
EU-Parlaments am 9. Oktober über seine Position zum Gesetzesvorschlag
abstimmen. Die Überarbeitung der Richtlinie ist Teil der
Plastikstrategie der EU-Kommission (siehe EU-Umweltnews vom 18. Januar
[1]). [km]



Pressemitteilung Ministerrat

https://www.dnr.de/typo3/www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2018/06/07/tackling-marine-litter-council-agrees-its-stance-on-port-reception-facilities/

Bericht des WWF

http://awsassets.panda.org/downloads/a4_plastics_med_web_08june_new.pdf

Meldung Ends Europe (kostenplichtig)

https://www.endseurope.com/52946?utm_source=07/06/2018&utm_medium=email&utm_campaign=ENDS%20Europe%20editorial%20bulletin

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-abfall/eu-kommission-will-plastik-an-den-kragen/
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ENERGIE/1531: Schwierige EU-Verhandlungen um Erneuerbare und Effizienz (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 14.06.2018 / Klima & Energie

Schwierige Verhandlungen um Erneuerbare und Effizienz



In den frühen Morgenstunden haben die Verhandlungsführer von
EU-Parlament und Ministerrat den Deal für die
Erneuerbare-Energien-Richtlinie eingetütet. Keine Einigung gab es bei
der Energieeffizienz-Richtlinie.

Ein wirklicher Durchbruch war es nicht. So zumindest bewerten viele
Klima- und Umweltschutzorganisationen wie CAN Europe, der WWF und der
Deutsche Naturschutzring die zentralen Ergebnisse des Trilogs um die
Erneuerbare-Energien-Richtlinie. Ein Anteil von 32 Prozent
regenerativer Energien am Gesamtstrommix bis 2030 sei zu wenig und
stimme mit dem Paris-Abkommen nicht überein.

Der Deutsche Naturschutzring sprach von einem Minimalkonsens bei den
Erneuerbaren und kritisierte vor allem die rückschrittliche Haltung
Deutschlands im Energierat. Bundesminister Peter Altmaier (CDU) hatte
am Dienstag auf Twitter [1] behauptet, Deutschland würde höhere
2030-Ziele nicht blockieren.

Im Verkehr ist ein Anteil von 14 Prozent regenerativer Energien
festgelegt. Biokraftstoffe auf Basis von Palmöl und von Soja sollen ab
2023 schrittweise bis 2030 auslaufen. Auch darf der Verbrauch dieser
zwei Biokraftstoffe das Verbrauchsniveau von 2019 nicht übersteigen.
Transport & Environment (T&E) zeigte sich enttäuscht, dass ein
Komplettverbot von Palmöldiesel erst 2030 eintreten soll.

Was ein Minimalkonsens bei den Erneuerbaren ist, ist Stillstand bei
der Energieeffizienz: Unverändert uneins sind sich EU-Parlament und
Energierat bei den Effizienzvorgaben bis 2030 und den jährlichen
nationalen Einsparpflichten aus Artikel 7.

Eine weitere Verhandlungsrunde für die Energieeffizienz-Richtlinie und
die Governance-Verordnung findet voraussichtlich am 19. Juni statt.

Bereits am Montag hatten die Minister*innen der EU-Mitgliedstaaten im
Energierat ihre Verhandlungsposition zur EU-Agentur für die
Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden (ACER) gefunden. Ihre
Aufgaben sollen angepasst werden, um in Zukunft die Zusammenarbeit
zwischen den nationalen Regulierungsbehörden für Strom und Gas zu
verbessern. Mit der allgemeinen Ausrichtung können die Verhandlungen
zwischen Rat und EU-Parlament beginnen, das seinen Standpunkt zu der
Verordnung im März dieses Jahres festgelegt hatte. [aw]



Erklärung des EU-Parlaments zum Trilog 

http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20180614IPR05810/energy-new-target-of-32-from-renewables-by-2030-agreed-by-meps-and-ministers

Reaktion DNR 

https://www.dnr.de/presse/pressemitteilungen/pm-2018/trilogreee/

Reaktion CAN Europe 

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1618-eu-takes-baby-steps-towards-sustainable-energy-leaving-behind-paris-agreement

Reaktion T&E 

https://www.transportenvironment.org/press/eu-ends-target-food-based-biofuels-and-phases-out-palm-oil-cars-only-2030

Reaktion WWF EU 

http://www.wwf.eu/?uNewsID=329370

Reaktion Greenpeace EU 

http://www.greenpeace.org/eu-unit/en/News/2018/EU-overturns-barriers-to-rooftop-revolution-but-renewable-target-falls-short-of-serious-climate-action/

Energierat zu ACER 

http://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2018/06/11/acer-council-agrees-position-to-update-the-role-of-the-eu-agency-for-the-cooperation-of-energy-regulators/pdf

Allgemeine Ausrichtung 

http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9478-2018-INIT/en/pdf

Energierat am 11. Juni:

Reaktion DNR 

https://www.dnr.de/presse/pressemitteilungen/pm-2018/deutschland-bremst-bei-ambitionierter-eu-energiepolitik/

Reaktion WWF EU 

http://www.wwf.eu/?uNewsID=329217

Reaktion Greenpeace EU 

http://www.greenpeace.org/eu-unit/en/News/2018/Climate-change-activists-call-on-EU-energy-ministers-to-unlock-rooftop-revolution-/

[1] https://twitter.com/DNR_EUnews/status/1006487179592372224
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MELDUNG/369: CETA-Ratifizierung durch Nationalrat - unklug, übereilt, potenziell verfassungswidrig (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 13. Juni 2018

CETA-Ratifizierung durch den Nationalrat - unklug, übereilt und
potenziell verfassungswidrig

Über 16.000 Menschen wenden sich mit GLOBAL 2000 an die 
NationalrätInnen: Stoppt die Husch-Pfusch-Ratifizierung -
Protestkundgebung vor der Abstimmung



Heute soll der Nationalrat auf Druck der Regierungsparteien ÖVP und
FPÖ CETA ratifizieren, obwohl gravierende verfassungsrechtliche
Bedenken weiter nicht ausgeräumt sind: Ein Verfahren beim Europäischen
Gerichtshof über die EU-Rechtmäßigkeit der umstrittenen
Konzern-Schiedsgerichte (ICS) ist noch völlig offen und auch die
verfassungsrechtliche Grundlage in Österreich ist unsicher. Über
16.000 Personen haben sich mit GLOBAL 2000 gegen die überhastete
Ratifizierung durch Österreich ausgesprochen und E-Mails an die
Nationalratsabgeordneten versendet.

Ratifizierung möglicherweise verfassungswidrig

Eine Ratifizierung durch Österreich zum jetzigen Zeitpunkt wäre
verfassungsrechtlich unsicher und potenziell verfassungswidrig: Die
Bundesregierung geht davon aus, dass der weitreichende Pakt - mit
gravierenden Auswirkungen auf das Vorsorgeprinzip und mit der
Einführung eines parallelen Justizsystems für Konzerne - keine
Auswirkungen auf die österreichische Verfassung hat und daher mit
einfacher Mehrheit durch Nationalrat und Bundesrat beschlossen werden
kann.

Die Einführung des Konzern-Schiedsgerichtsmechanismus ICS in
Österreich ist nach Meinung von mehreren RechtsexpertInnen jedoch sehr
wohl verfassungsändernd - um diesen weitreichenden Staatsvertrag
beschließen zu können, müsste sogar die Verfassung selbst angepasst
werden, sonst wäre die Zustimmung des Nationalrats und Bundesrats
verfassungswidrig.

"Mehrere Rechtsgutachten stellen fest (1), dass der Pakt sehr wohl
Auswirkungen auf die Verfassung hätte", so Leonore Gewessler,
Geschäftsführerin von GLOBAL 2000. "Nun sind aber seit 2008 keine
verfassungsändernden Staatsverträge mehr möglich - also wäre zunächst
eine Verfassungsänderung nötig, bevor CETA in Österreich überhaupt
ratifiziert werden kann. Eine Husch-Pfusch-Ratifizierung auf die
Schnelle könnte verfassungswidrig sein - dies gilt es zunächst zu
klären."

Ratifizierung unklug

Eine Ratifizierung von CETA zum jetzigen Zeitpunkt wäre außerdem aus
Sicht von GLOBAL 2000 unklug: es ist besser, wie Deutschland und die
Niederlande auf die Einschätzung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH)
zu warten als möglicherweise nächstes Jahr das Abkommen neu verhandeln
zu müssen.

"Wir rufen die Abgeordneten auf, im Sinne der österreichischen
Bevölkerung bedacht vorzugehen und sich nicht übereilt in eine
ungeklärte Rechtssituation zu bringen", so Gewessler. "Nach dem
Achmea-Urteil des EuGH in diesem März zum
Niederlande-Slowakei-Investitionsschutzvertrag ist völlig offen, wie
der Gerichtshof zum CETA-Konzern-Gerichtshof ICS entscheiden wird -
und ob der gesamte Ratifizierungsprozess EU-weit gestoppt und der Pakt
nachverhandelt werden muss."

Die rechtlichen und inhaltlichen 'Giftzähne' des Pakts sind spitz
wie eh und je

Der handelspolitische Teil von CETA trat zwar am 21. September 2017
vorläufig in Kraft, der 'Investitionsschutz'-Teil jedoch nicht. GLOBAL
2000 fordert alle Mitgliedstaaten der EU auf, das Abkommen nicht zu
ratifizieren, da es Umweltschutz- und VerbraucherInnen-Standards in
der EU untergräbt: Gesetzliche Standards können unterlaufen werden,
auch die Kennzeichnung von Gentechnik ist unter Druck.



GLOBAL 2000 ist Teil der Plattform Anders Handeln, die eine
gerechte Handelspolitik als Ziel verfolgt, die Mensch und Umwelt in
den Mittelpunkt des Handelns stellt.



(1)
https://www.bmdw.gv.at/Aussenwirtschaft/CETA/Documents/2016_05_19_CETA-Ergebnisse%20und%20Gutachten.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation, 13.06.2018

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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VERBRAUCHER/108: Schwarzer Tag für den Verbraucherschutz (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 14. Juni 2018

Schwarzer Tag für den Verbraucherschutz:

Deutsche
Umwelthilfe kritisiert Verabschiedung der Musterfeststellungsklage

Bundestag stimmt dem Gesetzesentwurf zur Musterfeststellungsklage zu -
Gesetz stärkt die Rechte der Verbraucher nicht ausreichend, sondern
spielt den Konzernen in die Karten - Vielzahl von Verbänden wird von
der Klageberechtigung ausgeschlossen



Berlin, 14.6.2018: Die heutige Verabschiedung des Gesetzesentwurfs
zur Musterfestellungsklage durch den Bundestag kommentiert Sascha
Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH:

"Der Gesetzentwurf ist eine reine Mogelpackung. Anstatt die Rechte der
Verbraucher tatsächlich zu stärken, wird mit dem Gesetz, das viele
Hürden enthält, den Konzernen abermals ein großzügiges Geschenk
gemacht.

Schlagkräftige und fachlich kompetente Umwelt- und
Verbraucherschutzverbände wie die Deutsche Umwelthilfe werden bewusst
von der Klageberechtigung ausgeschlossen.

Mit diesem Klageverhinderungsgesetz bringen die Regierungsparteien
eindeutig zum Ausdruck auf welcher Seite sie stehen. Nämlich auf der
der Konzerne und nicht der der Verbraucher."

Die DUH kritisiert, dass die Vorbehalte der Oppositionsparteien und
der Sachverständigen aus der letzten Woche ignoriert wurden, um im
Schnellverfahren ein Gesetz durchzubringen, das die Regierung schon
2013 auf den Weg hätte bringen können. Dieses Vorgehen ist aus Sicht
der DUH unverantwortlich und zeigt abermals, welch geringen
Stellenwert der Verbraucherschutz in Deutschland hat.

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 14.06.2018

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de
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VERBRAUCHER/107: Klarere Kennzeichnung gegen Etikettenschwindel (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 14.06.2018 / Verbraucherschutz

Klarere Kennzeichnung gegen Etikettenschwindel



Die europäische Verbraucherorganisation Beuc hat die EU aufgefordert,
deutlich zu definieren, was auf Lebensmittelverpackungen stehen darf.
VerbraucherInnen dürften nicht mit Begriffen oder Bildern getäuscht
werden.

In einem am Donnerstag veröffentlichten Bericht weist die Organisation
darauf hin, dass Darstellungen von Früchten oder etwa die Bezeichnung
"natürlich" KundInnen in die Irre führen können. Das ist nach EU-Recht
nicht erlaubt. HerstellerInnen würden aber rechtliche Grauzonen
ausnutzen und ihre Produkte hochwertiger erscheinen lassen, als diese
sind, sagte Beuc-Chefin Monique Goyens.

Die häufigsten Tricks sind dem Bericht zufolge:


	Bezeichnungen wie "traditionell" oder "natürlich", die den Eindruck besonderer Qualität erwecken

	Die Abbildung von Früchten auf Produkten, in denen der tatsächliche Fruchtanteil verschwindend gering ist

	Die Beschreibung als Vollkornprodukt, obwohl kaum Vollkorn drinsteckt



Als Beispiel führt Beuc einen "Rote-Früchte-Joghurt-Drink" auf, der in
Belgien und den Niederlanden auf dem Markt ist. Auf der Verpackung
sind Erdbeeren, Kirschen und Himbeeren abgebildet. Ihr Anteil am Drink
beträgt aber gerade mal 0,01 Prozent. Die VerbraucherschützerInnen
fordern einen Mindestgehalt für Zutaten - wie solche Früchte-, die auf
dem Etikett angepriesen werden. Auch für Vollkornprodukte müsse ein
Mindestanteil festgelegt werden. [mbu]



Beuc-Bericht Food labels: tricks of the trade

http://www.beuc.eu/publications/beuc-x-2018-049_our_recipe_for_honest_labels_in_the_eu.pdf

 * 

Quelle:

EU-News, 14.06.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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VERPACKUNG/276: Plastiktütenplage - Selbstverpflichtung nicht ausreichend (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 15. Juni 2018

Plastiktütenverbrauch: Deutsche Umwelthilfe beurteilt
Selbstverpflichtung des Handels als nicht ausreichend und fordert
Abgabe in Höhe von 22 Cent

Die zwischen dem Bundesumweltministerium und dem deutschen
Einzelhandel vereinbarte freiwillige Selbstverpflichtung verhindert
eine wirksame gesetzliche Regelung zur Reduzierung umweltschädlicher
Einweg-Plastiktüten - 2,4 Milliarden Plastiktüten pro Jahr sind ein
Armutszeugnis für ein Land, dass Spitzenreiter in der Umweltpolitik
sein will - Der Verbrauch von 29 Plastiktüten pro Kopf und Jahr ist in
Deutschland sieben Mal höher als in Dänemark oder Finnland



Berlin, 15.6.2018: Am 1. Juli 2016 trat die freiwillige
Selbstverpflichtung zwischen dem Bundesumweltministerium und dem
deutschen Einzelhandelsverband HDE zur Verringerung des
Plastiktütenverbrauchs in Kraft. Die Deutsche Umwelthilfe (DUH)
kritisiert das Instrument als nicht ausreichend, um den
Plastiktütenverbrauch auf das Niveau anderer europäischer Länder, wie
zum Beispiel in Dänemark oder Finnland mit nur 4 Stück pro Kopf und
Jahr, abzusenken. Aktuell werden in Deutschland noch immer 29
Plastiktüten pro Kopf und Jahr verbraucht, was insgesamt 2,4
Milliarden Stück entspricht und nicht vereinbar ist mit den Ansprüchen
des vermeintlichen Umweltspitzenreiters in Europa.

Deshalb fordert die DUH eine bundesweite und einheitliche Abgabe von
mindestens 22 Cent auf jede verkaufte Einweg-Plastiktüte. Verwendet
werden sollte diese Abgabe zur Förderung von Mehrwegalternativen und
Sensibilisierungskampagnen zur Abfallvermeidung. Erst wenn alle
Plastiktüten verbindlich und spürbar verteuert werden, werden diese
endgültig der Vergangenheit angehören.

"Die Weigerung der Bundesregierung, die Plastikvermeidungsstrategie
der Europäischen Union durch konsequente rechtliche Regelungen
umzusetzen, zeigt sich durch die Fortführung einer bereits in anderen
Feldern gescheiterten Politik freiwilliger Vereinbarungen mit der
Wirtschaft. Während andere EU-Staaten die Plastiktütenflut mit hohen,
an den Staat abzuführenden Abgaben wirksam eindämmen, kuscht
Deutschland vor den Handelskonzernen und begnügt sich mit einer
freiwilligen Selbstverpflichtung des Handels, Plastiktüten nicht mehr
kostenlos abzugeben. Deutschland muss in der EU-Umweltpolitik vom
Bremser zum Gestalter werden und sollte sich an progressiven Staaten
wie Irland und Dänemark orientieren", sagt Jürgen Resch,
Bundesgeschäftsführer der DUH.

Grund für den noch immer viel zu hohen Plastiktütenverbrauch von
jährlich 2,4 Milliarden Stück in Deutschland ist, dass sich viele
Händler nicht an die Selbstverpflichtungserklärung gebunden fühlen und
sie mit dem erzielten Verkaufspreis sogar noch ein gutes Geschäft
machen. In Ländern mit einer gesetzlichen Abgabe auf alle
Plastiktüten, wie zum Beispiel Dänemark oder Irland werden pro Kopf
und Jahr nur 4 bzw. 14 Plastiktüten verbraucht.

Der DUH-Leiter für Kreislaufwirtschaft, Thomas Fischer, ergänzt: "2,4
Milliarden verbrauchte Plastiktüten pro Jahr sind kein Grund zum
Durchatmen. Für die Herstellung werden wertvolle Rohstoffe vergeudet
und die Umwelt belastet, wenn die Tüten achtlos weggeworfen werden.
Gerade in urbanen Ballungsräumen und touristischen Regionen
verunstalten Plastiktüten die Landschaft. Sie tragen in erheblichem
Maße zur Verschmutzung unserer Meere bei und werden zur tödlichen
Gefahr für viele Meeresbewohner. Das Problem noch immer viel zu vieler
Plastiktüten ist nur durch konsequente rechtliche Vorgaben von
Bundesumweltministerin Svenja Schulze zu lösen."

Auch Einweg-Papiertüten sind keine ökologische Alternative zu
Plastiktüten. "Zwar werden Papiertüten im Fall einer falschen
Entsorgung in der Umwelt abgebaut, aber dafür werden für die
Herstellung besonders viel Energie, Wasser und Chemikalien benötigt.
Um dieselbe Zugfestigkeit zu haben wie Plastiktüten, sind Papiertüten
fast doppelt so schwer. Daher sollten Verbraucher nicht auf
Papiertüten ausweichen, sondern so häufig wie möglich Mehrwegtaschen,
Fahrradkörbe, Klappkisten, Rucksäcke und andere Mehrwegalternativen
verwenden," sagt Fischer.

Hintergrundinformationen zur Plastiktüte und umweltfreundlichen
Alternativen: 

www.kommtnichtindietuete.de

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 15.06.2018

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de
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ARTENRAUB/274: Eisbären erliegen Erderhitzung (WWF)


WWF Pressemitteilung - 14. Juni 2018

Eisbären erliegen Erderhitzung

Zahl der Eisbären in der südlichen Hudson Bay drastisch gesunken/WWF:
Kohlestopp dringend nötig



Die Eisbären-Population in der südlichen Hudson Bay in Kanada ist
drastisch eingebrochen. In den vergangenen fünf Jahren sank ihre Zahl
um 17 Prozent, von 943 auf 780 Exemplare. Das geht aus einer neuen
Studie renommierter Eisbärenforscher aus den USA und Kanada hervor,
die der WWF unterstützt. Die Ergebnisse basieren auf umfassenden
Beobachtungen der Population aus der Luft. "Die Klimakrise setzt den
Eisbären immer weiter zu. In den letzten Jahren mussten wir bereits
beobachten, wie es mit der körperlichen Verfassung der Eisbären rapide
bergab ging, viele von ihnen sind heute kleiner und dünner als noch
vor zehn Jahren", sagt Dr. Sybille Klenzendorf, Arktisexpertin beim
WWF Deutschland. "Jetzt geht es den Eisbären an der südlichen Hudson
Bay auch zahlenmäßig an den Kragen, da die älteren Tiere sterben und
weniger Junge nachkommen."

Die Eisbären sind für ihre Nahrungssuche auf das arktische Eis in der
Hudson Bay angewiesen, da sie von dort aus nach Robben jagen. Doch der
Eisschild hat sich seit den 1980ern extrem verändert: Im Durchschnitt
ist die Hudson Bay im Jahr nun vier Wochen kürzer zugefroren, mit
entsprechend verheerenden Konsequenzen für die Eisbären. "Der Anteil
der Eisbärenjungen ist von 12 Prozent im Jahr 2011 auf 5 Prozent im
Jahr 2016 gesunken - viele überleben die ersten Jahre nicht. Wenn
nichts geschieht, wird sich dieser negative Trend fortsetzen. Um den
Eisbären zu helfen, müssen wir die Klimakrise bekämpfen", sagt
Klenzendorf.

Hier ist auch Deutschland gefragt: "Deutschland muss schleunigst aus
der Kohleverstromung aussteigen, einem der schlimmsten Klimakiller
überhaupt. Noch verbrennen wir in Deutschland mehr Braunkohle als
jedes andere Land der Welt und feuern die Erderhitzung damit weiter
an", so Klenzendorf. "Auch im Verkehr, im Gebäudesektor und in der
Landwirtschaft muss die Bundesregierung dringend den CO2-Ausstoß
reduzieren und so einen gerechten Anteil zu den weltweiten
Klimaschutzbemühungen beitragen, zu denen wir uns in Paris
verpflichtet haben."

Zum Hintergrund:

Der Report 'Reassessing abundance of Southern Hudson Bay polar bears
by Aerial Survey: effects of climate change at the southern edge of
the range' wurde in der aktuellen Ausgabe des Fachmagazins Arctic
Journal veröffentlicht. Die Zahlen basieren auf einer Schätzung der
Population durch Beobachtungen aus der Luft im Jahr 2016, die
Vergleichszahlen stammen von einer Bestandsaufnahme von 2011/12.

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 14.06.2018

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin
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FISCHEREI/177: Fischbestände - Diagnose "Überfischung" (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 12.06.2018 / Wasser & Meere

Fischbestände - Diagnose: Überfischung



Bis 2020 soll die Überfischung der europäischen Meere ein Ende haben -
das hat sich die EU in ihrer Gemeinsamen Fischereipolitik (GFP)
vorgenommen. Laut der Bestandserhebung zur Umsetzung der GFP der
EU-Kommission wurden "erhebliche Fortschritte bei der Bewirtschaftung
der Fischereiressourcen erzielt, insbesondere in den nördlichen und
westlichen Gewässern, wo die Überfischung erheblich zurückgegangen
ist". Die Biomasse habe zugenommen und 2016 im Durchschnitt fast 39
Prozent über dem Niveau von 2003 gelegen.

Die Meeresschutzorganisation Oceana dagegen schlussfolgert aus der
Kommissionsmitteilung von Montag, dass die EU "weit entfernt" von
ihrem 2020-Ziel ist. Am schlimmsten sei es im Mittelmeer, wo etwa 90
Prozent der Fischbestände überfischt seien und einige Arten kurz vor
dem Zusammenbruch stünden. Für Europäischen Seehecht, Rotbarbe, Blauen
Wittling und Seeteufel empfehlen WissenschaftlerInnen eine Quote, die
ein Zehntel dessen beträgt, was tatsächlich gerade entnommen wird.
Auch die Überfischung in Ost- und Nordsee sowie im Nordostatlantik sei
nach wie vor hoch. Oceana fordert die EU-Institutionen auf, für 2019
nachhaltige Entscheidungen zu treffen und besonders für das Mittelmeer
langfristige Managementpläne auf den Weg zu bringen.

Für die von der EU-Kommission vorgeschlagenen Fangquoten 2019 läuft
zurzeit eine öffentliche Konsultation. Interessierte können sich bis
21. August beteiligen. [jg]



Mitteilung der EU-Kommission COM (2018)452 (PDF, engl.)

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2018:452:FIN

Konsultation (Frist: 21. August 2018)

https://ec.europa.eu/info/consultations/fishing-opportunities-2019-under-common-fisheries-policy_en

Pressemitteilung OCEANA

https://eu.oceana.org/en/press-center/press-releases/eu-still-far-phasing-out-overfishing-2020

 * 

Quelle:

EU-News, 12.06.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination
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MEER/301: Seegurken - die Staubsauger der Meere (idw)


Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT) - 13.06.2018

Seegurken: die Staubsauger der Meere



Seegurken sind farblich eher unscheinbar, von schlichtem Körperbau und
sicher keine Sympathieträger unter den Meeresbewohnern. Für die Meere
sind sie aber von enormer Bedeutung, wie Wissenschaftler des
Leibniz-Zentrums für Marine Tropenforschung (ZMT) kürzlich
herausgefunden haben. Seegurken werden vor allem für den asiatischen
Markt stark befischt. Die neue Studie der Forscher zeigt, wie groß
die ökologischen Auswirkungen dieser Fischerei auf Küstenökosysteme
wie Korallenriffe oder Seegraswiesen sein können.




[image: Taucher unter Wasser mit einer Seegurke - Foto: © Jon Altamirano]

Eine Seegurke der Gattung Stichopus auf den Philippinen

Foto: © Jon Altamirano



Wie Seesterne und Seeigel sind Seegurken, von denen es etwa 14.000
Arten gibt, Stachelhäuter. Sie kommen in allen Meeren von der Arktis
bis in die Tropen vor, sind wenige Millimeter oder über zwei Meter
lang, dünn wie ein Seil oder muskulös und walzenförmig. Sie sind an
das Leben am Meeresboden angepasst und vor allem in flachen
Küstengewässern zu finden. Viele durchwühlen den sandigen Boden nach
Nahrung wie Detritus oder Mikroalgen, verschlingen das Sediment,
verdauen die organischen Bestandteile und scheiden den Sand dann
wieder aus.

Diese umtriebige Wühltätigkeit war Gegenstand der Untersuchungen, die
Forscher vom ZMT vor der Insel Vanua Levu in Fidschi vornahmen. Im
Flachwasser hinter einem Korallenriff errichteten sie 16 bodenlose
Käfige, die unterschiedlich dicht mit Seegurken der Art Holothuria
scabra besetzt wurden. Ein halbes Jahr lang nahmen sie regelmäßig
Sedimentproben aus den umgrenzten Bereichen und maßen den Gehalt an
Sauerstoff als Indikator für die Menge an verzehrter organischer
Masse.




[image: Foto: © Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung]

Verkauf von getrockneten Seegurken in Indonesien

Foto: © Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung



Anders als in den unbesiedelten Gehegen fanden die Forscher in den
Käfigen mit einer hohen Anzahl an Seegurken, wie sie auch in
unberührten Küstengegenden vorkommt, einen deutlich geringeren
Sauerstoffverbrauch im Sediment, dort befand sich also weniger
organisches Material. Dies kommt den Organismen zugute, die im
Meeresboden leben.

"Unsere Zahlen ergeben, dass Holothurien in einem Jahr auf einem Areal
von 1.000 Quadratmetern an die 10.600 Kilo Sediment durcharbeiten",
erklärt Dr. Sebastian Ferse, Riffökologe am ZMT. "Das sind erstaunlich
große Mengen, und es ist doppelt so viel wie bisher angenommen.
Ähnlich den Wattwürmern der Nordsee sind Seegurken hocheffiziente
Biofilter."

Als solche "Staubsauger der Meere" sind sie von unschätzbarem Wert für
die Meeresökosysteme. Denn an den Küsten gelangen immer mehr Abwässer
aus Städten, Hotels, Landwirtschaft und Aquakulturanlagen ins Meer und
überdüngen es. Die Seegurken verhindern, dass sich zu viel zerfallende
organische Substanz im Meeressand absetzt, die wiederum ein Nährboden
für pathogene Bakterien ist und das Wachstum von Algen begünstigt.
Nehmen die Algen überhand, können sie kostbare Lebensräume wie
Seegraswiesen oder Korallenriffe überwuchern.

Pro Jahr werden jedoch 30.000 Tonnen Seegurken aus dem Meer gefangen,
vorwiegend für den asiatischen Markt. In Südost-Asien sind viele
küstennahe Meeresregionen bereits leergefischt. Auch in der Karibik
und im Roten Meer werden diese Stachelhäuter immer seltener.

Seegurken gelten vor allem in China als Superfood: reich an Eiweißen
und Spurenelementen sollen sie Heilmittel für Bluthochdruck sein,
Krebs unterdrücken können und eine aphrodisierende Wirkung haben. Sie
sind einfach einzusammeln und können mehrere hundert Dollar pro Tier
einbringen, was zu ihrer enormen Überfischung beiträgt. "Gekocht und
dann getrocknet werden sie zum Beispiel in Suppen gegeben. Ihr Fleisch
ist aber eher geschmacksarm und gallertig", berichtet Sebastian Ferse.

"Die ökologischen Auswirkungen ihrer Überfischung lagen vor unserer
Studie nahezu völlig im Dunkeln", so Ferse. Die Ergebnisse haben die
Forscher nun ans Fischereiministerium in Fidschi weitergegeben, dem
sie wichtige Erkenntnisse für die Erstellung neuer
Fischereirichtlinien liefern. Am ZMT wird darüber hinaus erforscht,
wie sich Seegurken in einer integrierten Aquakultur halten lassen, die
verschiedene Organismen miteinander kombiniert und so die Ökobilanz
verbessert.

Die Ergebnisse der Studie sind kürzlich im internationalen Journal
PeerJ publiziert worden: Lee, S., Ford, A. K., Mangubhai, S., Wild,
C., & Ferse, S. C. A. (2018). Effects of sandfish (Holothuria scabra)
removal on shallow-water sediments in Fiji. PeerJ, 6, e4773.
doi:10.7717/peerj.4773




Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news697509

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution457

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Zentrum für Marine Tropenforschung (ZMT) - 13.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/040: Land unter im Sitzungssaal (idw)


Hochschule Bochum - 14.06.2018

Land unter im Sitzungssaal

Planspiel macht es deutlich: Bochumer Studierende können die
Erderwärmung nicht entscheidend aufhalten

Von Rüdiger Kurtz



Der UN-Generalsekretär machte bei der Eröffnung der 24.
UN-Klimakonferenz in Bochum einen besorgten Eindruck. "Wir müssen
weltweit die CO2-Emissionen senken, um bis 2100 den Temperaturanstieg
auf weniger als 2°C zu reduzieren", so Philipp Thießen: "Wenn uns dies
nicht gelingt, werden Wetterextreme und ein deutlicher Anstieg des
Meeresspiegels nur zwei von zahlreichen zu erwartenden Folgen sein,
die insbesondere für viele Entwicklungsländer verheerende Folgen
hätten." Zugegeben, der richtige UN-Generalsekretär heißt António
Guterres, UN-Klimakonferenzen finden in der Regel nicht im Ruhrgebiet
statt und bei den anwesenden Delegierten handelte es sich um
Studierende des Studiengangs "Nachhaltige Entwicklung" der Hochschule
Bochum. Die Ausgangslage für ihr Planspiel ist allerdings real.

"Wir möchten unsere Studierenden für den Klimaschutz sensibilisieren.
Dazu nutzen wir mit World Climate ein professionelles
Simulationsmodell, mit dem auch die tatsächlichen UN-Klimadelegierten
arbeiten, um Klimazusammenhänge verstehen und simulieren zu können",
erläutert Wirtschaftsprofessor Marcus Schröter. Damit der Rahmen
stimmt, hat das Organisationsteam auch äußerlich für "realistische"
Klimakonferenzbedingungen gesorgt. Die wichtigen Leute tragen Anzug
und Krawatte, statt wie sonst im Seminarraum tagt man im Sitzungssaal
des Präsidiums, die Vertreter der wohlhabenden Industrienationen
diskutieren an reich gedeckten Tischen bei Kaffee, Kuchen und
exotischen Früchten, während die Vertreter der Entwicklungsländer mit
trockenen Reiswaffeln auf einer Decke hocken... "Das ist natürlich
etwas übertrieben", lacht Teilnehmerin Wiebke Mersmann: "Aber als
Vertreterin eines Entwicklungslandes verstärkt es das Gefühl von
Machtlosigkeit und sorgt dafür, dass man ungewollt ein wenig demütig
auftritt."

Nach einer kurzen Einarbeitungszeit in die Klimathematik werden die
ersten Verhandlungen aufgenommen. Wann wird wer den CO2-Ausstoß um wie
viel Prozent pro Jahr reduzieren? Wie stark soll die Aufforstung
gesteigert werden? Wie viel wird welche Industrienation in den
gemeinsamen Klimafonds einzahlen? Die Studierenden gehen schnell in
ihren Rollen auf. Die Diskussionen werden anfangs ruhig, später auch
hitziger geführt. Die Industrienationen versuchen die
Entwicklungsländer mit finanziellen Versprechungen zu beruhigen, aber
deren Existenz ist real bedroht. Nach der ersten Verhandlungsrunde
werden die beschlossenen Werte in das Simulationsmodell eingespeist.
Alle haben sich bemüht und sind der Meinung, dass sie an die Grenzen
des Machbaren gegangen sind. Nun warten sie gespannt auf das Ergebnis.
Als der UN-Generalsekretär die Zahlen präsentiert, verfliegt die
positive Stimmung: 3,2°C - viel zu hoch!

Die Vertreter der Industrienationen zucken mit den Schultern, über die
Vertreter der Entwicklungsländer wird vom Organisationsteam eine blaue
Decke ausgebreitet. Auf spontanes Lachen wegen der unerwarteten Aktion
folgt betretenes Schweigen. Es wird schnell klar, dass die Decke
sichtbares Zeichen drohender Überschwemmungskatastrophen ist. Da die
beschlossenen Maßnahmen noch nicht ausreichen, wird eine zweite
Verhandlungsrunde angesetzt. Die Gespräche werden nun noch intensiver.
Auf ein arrogant wirkendes Statement der Amerikaner folgen Buhrufe.

"Es ist sehr schwer, Kompromisse zu finden", gesteht Student David
Kilian: "Man müsste sich eigentlich in die Bedürfnisse der anderen
Länder hineinversetzen, stellt aber doch immer den Wohlstand der
eigenen Nation in den Mittelpunkt." So endet auch die zweite
Verhandlungsrunde enttäuschend. Trotz zäher Verhandlungen und weiterer
Zugeständnisse fast aller Länder, ergibt die Computersimulation am
Ende einen Temperaturanstieg von 2,8°C.

"Der große Vorteil dieser Art von Unterricht ist, dass man emotional
viel engagierter ist und somit auch sein eigenes Verhalten und die
Möglichkeiten, die eigenen CO2-Emissionen zu reduzieren, stärker
reflektiert", zieht nicht nur Studentin Nena Nitz am Ende der
ungewöhnlichen Veranstaltung ein positives Fazit.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news697556

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution186

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Bochum - 14.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RECHT/072: EuGH-Urteil ist "Rückschlag für Meeresschutz" (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 13.06.2018 / Wasser & Meere

EuGH-Urteil ist "Rückschlag für Meeresschutz"



Deutschland darf die Aktivitäten von Fischern innerhalb von
Schutzgebieten in der deutschen Wirtschaftszone nicht selbstständig
beschränken. Nahezu alle Vorschläge zur Regulierung bestimmter
Fangmethoden oder zeitlich-räumliche Begrenzungen müssen mit den
EU-Nachbarstaaten im Rahmen der Gemeinsamen Fischereipolitik
verhandelt werden. Das ist die Essenz einer Entscheidung des
Europäischen Gerichtshofes (EuGH), das in einem laufenden Verfahren
vor dem Verwaltungsgericht Köln um eine Grundsatzentscheidung gebeten
wurde.

Die deutschen Umweltschutzverbände BUND, DUH, Greenpeace, NABU, WDC,
WWF und der Dachverband DNR hatten gegen die Verwendung von
Stellnetzen und bodenberührende Fischerei, die beide als sehr
umweltschädlich gelten, aber bis heute großflächig auch innerhalb von
Schutzgebieten eingesetzt werden, geklagt. Die Grundsatzfrage der
Zuständigkeitsabgrenzung zwischen Fischerei und Naturschutz wurde dem
EuGH zur Vorabentscheidung vorgelegt. Der EuGH hat nun geurteilt, dass
die Einhaltung der europäischen Naturschutzvorschriften in
Meeresschutzgebieten weitgehend über die im Fischereirecht
vorgesehenen Verfahren gewährleistet werden muss. Demzufolge dürfen
die nationalen Naturschutzbehörden in vielen Fällen keine
eigenständigen Naturschutzmaßnahmen anordnen, die auch zu
Einschränkungen der Fischerei führen würden (EuGH, Urteil vom
13.06.2018, C-683/16 [1]).

Die Umweltverbände finden das skandalös: "Alle anderen Nutzungsformen
wie Sand- und Kiesabbau, Pipelinebau oder Forschung müssen ihre
Vereinbarkeit mit dem Schutzgebiet rechtzeitig mit einer
Verträglichkeitsprüfung nachweisen. Ausgerechnet die Fischerei, die
anerkanntermaßen die größten Schäden im Meer hinterlässt, bleibt davon
weiterhin ausgenommen. Das ist ein Skandal".

In der Presseerklärung heißt es: "Aktuelle Entwicklungen machen
deutlich, was passiert, wenn die Fischereiadministration über zentrale
Fragen des Natur- und Artenschutzes verhandelt. Notwendige
Entscheidungen im Sinne des Meeresschutzes werden über Jahre
verschleppt, und am Ende kommen keine wirksamen Maßnahmen zum Schutz
von Schweinswalen, Seevögeln und anderen Meerestieren heraus."

In Stellnetzen, die in der Ostsee für den Fang von Hering und Dorsch
eingesetzt werden, verfingen sich jedes Jahr Zehntausende Seevögel
sowie Schweinswale. Die bodenberührende Fischerei mit Baumkurren, die
in der Nordsee beim Fang von Krabben und Plattfischen eingesetzt
werden, pflüge den Meeresboden regelrecht um und hinterlasse
dauerhafte Spuren der Verwüstung. Das widerspreche den
Schutzvorschriften des europäischen Umweltrechtes und schade der Nord-
und Ostsee, den größten und wichtigsten Ökosystemen vor unserer
Haustür. Deutschland und die Nachbarstaaten müssten dies nun über
einen raschen Abschluss der Verfahren gemäß GFP schnellstens
abstellen, fordern die Umweltverbände. [jg]



Gemeinsame Pressemitteilung

https://www.dnr.de/presse/pressemitteilungen/pm-2018/fischereibehoerden-muessen-meeresschutz-umsetzen/

[1] http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=202841&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=445564

 * 

Quelle:

EU-News, 13.06.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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AKTIONSTAGE/935: Vielfalt erhalten an der Tarpenbek in Langenhorn - 30.6. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 15. Juni 2018

Vielfalt erhalten

Der NABU Hamburg veranstaltet am 30.6. einen Bach-Aktionstag an der
Tarpenbek in Langenhorn.



Der NABU Hamburg veranstaltet am Samstag, den 30. Juni 2018 in
Kooperation mit dem Bezirksamt Hamburg-Nord einen Bach-Aktionstag an
der Tarpenbek in Langenhorn. Freiwillige Helferinnen und Helfer werden
zusammen mit NABU-Aktiven Drüsiges Springkraut entfernen. "Das drüsige
Springkraut ist ein Neophyt, der bis vor Kurzem noch als minimal
invasiv galt. Als nützliche Bienenpflanze verharmlost, bedrohen die
Bestände mittlerweile wichtige heimische Pflanzenarten und deren
Lebensräume", erklärt Fritz Rudolph, Referent für Gewässerschutz beim
NABU Hamburg.

Das Drüsige Springkraut findet in Hamburgs milden Klima optimale
Bedingungen, um sich massenhaft auszubreiten und zu vermehren.
Besonders die Nachpflege ist dabei sehr wichtig, damit mühsam befreite
Flächen nicht neu besiedelt werden.
Anwohner und interessierte Bürger sind herzlich eingeladen, bei diesem
Vorhaben mitzuhelfen und sich vor Ort zu informieren.

Wer am Bach-Aktionstag an der Tarpenbek mitmachen möchte, meldet sich
bitte unbedingt bis zum 28. Juni 2018, 15:00 Uhr an. Dabei werden der
genaue Treffpunkt und weitere Hinweise bekannt gegeben. Kontakt: Fritz
Rudolph, NABU Hamburg, Tel.: 040/697089-37, rudolph@NABU-Hamburg.de.
Feste Kleidung und Regenschutz sind mitzubringen. Für Werkzeuge,
Handschuhe, ein einfaches Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine".

Hintergrund

Nach einer Phase des überwiegend technischen Ausbaus wird seit den
1980er Jahren der naturnahen Entwicklung der Hamburger Gewässern
wieder mehr Beachtung gegeben. Schon mit einfachen Mitteln lässt sich
mehr Natur in Hamburgs Bäche bringen. Der NABU veranstaltet deshalb in
diesem Jahr insgesamt 14 Bach-Aktionstage im gesamten Hamburger
Stadtgebiet, um Hamburgs Bäche wieder naturnah und lebendig zu
gestalten.

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 072/18, 15.06.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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BILDUNG/3243: Wasserpflanzen 16.8., Ernährungskompetenz 30.8., Urzeithof 24.9., Permakultur 8.9. (bnur)


Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes
Schleswig-Holstein - 24. Mai 2018

Veranstaltungstipps ...



Veranstaltung Nr. 2018-15

Froschlöffel, Hechtkraut, Schwanenblume - Wasserpflanzen im Garten
und in der Landschaft

- Sortiment

- Kultur

- Verwendung

Donnerstag, 16. August 2018,

Tolksdorf & Beckers, Kalübbe

60 Euro inklusive Verpflegungskosten

In Zusammenarbeit mit Pflanzenkulturen Tolksdorf & Beckers




Veranstaltung Nr. 2018-110

Förderung der Ernährungskompetenz von Kindern im Elementarbereich


- Nachhaltiges Gärtnern und nachhaltige Ernährung

- Vorschulische Bildung

- Erfahrungsaustausch, gelungene Projekte aus Kitas

Donnerstag, 30. August 2018, Verein Landwege, Lübeck

45 Euro, Verpflegung vor Ort (Selbstzahler)

In Zusammenarbeit mit dem Verein Landwege,

Jugend-Naturschutz-Hof Ringstedtenhof




Veranstaltung Nr. 2018-113

Der Urzeithof in Fehrenbötel als außerschulischer Lernort

- Geologie, Fossilien, Eiszeit

- Vorstellung der Erlebnisangebote für Kinder

- Herstellen von Naturfarben, Anfertigen eiszeitlicher

Ritzbilder, Präparieren echter Fossilien

Montag, 24. September 2018, Urzeithof Fehrenbötel, Rickling

30 Euro inklusive Verpflegungskosten

In Zusammenarbeit mit der Geologisch-Paläontologischen

Arbeitsgemeinschaft Kiel




Veranstaltung Nr. 2018-19

Hecken im Permakulturgarten: ganzjährige Lebensräume für Vögel und
 Insekten gestalten

Samstag, 8. September 2018

Schulbauernhof Helle e. V., Thumby

Permakultur ist ein ganzheitliches Konzept zur ökologischen
Lebensraumgestaltung. Blumen, Gemüse und Obst werden so
zusammengestellt, dass sie sich gegenseitig fördern und Tieren
ganzjährig einen Lebensraum bieten. Angesichts des Insektensterbens
ist dieser Aspekt besonders wichtig. Der Schulbauernhof Helle ist
als "Naturerlebnisraum Knick" zertifiziert. Neben den alten Knicks
bieten zusätzliche Wildobsthecken und insektenfreundliche Biotope
Nahrung und Unterschlupf für eine Vielfalt von Vögeln und
Insekten. Diese Elemente können privat und im öffentlichen Raum
auf (fast) jeder Freifläche genutzt werden. Sie sind gleichermaßen
wertvoll für Mensch und Tier. Im Seminar bieten wir Anschauung,
vermitteln Konzepte und entwickeln gemeinsam Vorschläge für
unterschiedliche Flächen.

Schwerpunkte

- Wildobsthecken für Vögel und Insekten

- Lebensraum für Bienen, Hummeln und Co.

- Wildobst als Nahrungsergänzung für Mensch und Tier

Teilnahmekreis

Akteurinnen und Akteure aus Landwirtschaft, Gartenbau,
Landschaftsplanung, Pädagogik, Umweltschutz und Bildung für
Nachhaltigkeit

Datum und Ort

Samstag, 8. September 2018, Schulbauernhof Helle e. V., Thumby

Leitung

Dr. Monika von Rantzau, Schulbauernhof Helle e. V., Thumby

Anerkannte Fortbildung

Zertifizierte Natur- und Landschaftsführer/-innen

Programm

09:30 Uhr Ankommen bei einem Getränk

10:00 Uhr Begrüßung

Bettina Watermann, Bildungszentrum für Natur,

Umwelt und ländliche Räume des Landes

Schleswig-Holstein

10:15 Uhr Vorstellung des Schulbauernhofs Helle

mit dem Erlebnisraum Knick

Dr. Monika von Rantzau

11:15 Uhr Kaffeepause

11:45 Uhr Einführung in die Permakultur

Traute Steinhorst

12:45 Uhr Mittagspause

13:45 Uhr Gehmeditation mit allen Sinnen

Dr. Monika von Rantzau

14:30 Uhr Wildobst als Hecke und im Knick

Traute Steinhorst

15:15 Uhr Kaffeepause

15:45 Uhr Praktische Garteneinheit und Obstverarbeitung

Dr. Monika von Rantzau, Traute Steinhorst

16:30 Uhr Hecken als Lebensraum für Insekten und Vögel

Traute Steinhorst

17:00 Uhr Die zwölf Gestaltungsprinzipien - Leitlinien

für achtsames und gesundes Handeln

Dr. Monika von Rantzau

17:45 Uhr Feedback | Abschluss

18:00 Uhr Ende der Veranstaltung

Teilnahmebeitrag

75 Euro (reduziert 39)

inklusive vegetarischer Verpflegung

Organisatorische Hinweise

Anmeldung

Ihre Anmeldung richten Sie bitte schriftlich unter

Angabe der Veranstaltung Nr. 2018-19 an das

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume

des Landes Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25 | 24220 Flintbek

Fax: 04347 704-790

E-Mail: anmeldung@bnur.landsh.de

Online: www.schleswig-holstein.de/bnur

Das Anmeldeformular und die Teilnahmebedingungen

finden Sie unter: www.schleswig-holstein.de/bnur

→ Service

→ Teilnahmebedingungen

→ Anmeldung

oder bei jeder hinter "Veranstaltungen" aufgeführten

Einzelveranstaltung unter"Anmeldung".

Mit Ihrer Anmeldung erkennen Sie unsere allgemeinen

Geschäftsbedingungen an. Sie erhalten kurz vor der

Veranstaltung die Seminarbestätigung und die Rechnung.

Anmeldeschluss

Bitte melden Sie sich möglichst bis Donnerstag, 30. August 2018 an.

Ermäßigung

Eine Ermäßigung von 60% auf den Teilnahmebeitrag wird folgendem
Personenkreis gewährt: Ehrenamtlich Tätigen, Schülerinnen
und Schülern, Studierenden, Auszubildenden sowie Personen, die
ein Berufsfindungsjahr oder ein freiwilliges soziales, ökologisches
oder kulturelles Jahr leisten, im Europäischen Freiwilligendienst
Tätigen, Erwerbslosen, Empfängern von Arbeitslosengeld I und II.
Legen Sie Ihrer Anmeldung bitte eine Kopie der entsprechenden
Bescheinigung bei.

Programmänderungen

Änderungen des Programms und die Möglichkeit der Absage von
Veranstaltungen bleiben den Veranstaltern vorbehalten.

Samstag, 8. September 2018

Anfahrt zum Tagungsort

Schulbauernhof Helle e. V.

Helle 2

24351 Thumby

T 0 43 52 91 16 66

Per Auto

Auf der B203 Eckernförde - Kappeln bis zur Ausfahrt Damp/Thumby (diese
Kombination!), dann rechts abbiegen und nach 2 km hinter dem Dorf
Börentwedt rechts abbiegen nach Helle. Der Hof liegt am Ende der
Straße.

Per Bus und Bahn

Bahnhof Eckernförde, Bushaltestelle Hümark-Thumby.
Nur zweimal täglich schnelle Verbindung, ansonsten
bis Vogelsang-Grünholz und von dort 4 km laufen oder vom
Schulbauernhof Helle abholen lassen: T 0 43 52 91 16 66
Hilfreich bei der Suche nach geeignetem Nahverkehr kann die
folgende Internetseite sein:
www.nah.sh

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis, 24.05.2018

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes

Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25, 24220 Flintbek

Telefon: 04347/704-785, Fax: 04347/704-790

Internet: www.bnur.schleswig-holstein.de
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FEST/107: HanseBird 2018 - Das Vogelfestival des Nordens am 23./24.6. auf der Elbinsel Kaltehofe (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 14. Juni 2018

HanseBird 2018 - Das Vogelfestival des Nordens

Mitmachen, Ausprobieren und Inspieren lassen - am 23./24.6. auf der
Elbinsel Kaltehofe



Der NABU Hamburg lädt vom 23.-24. Juni 2018 wieder zum Vogelfestival
HanseBird ein. Auf dem Gelände der Wasserkunst Elbinsel Kaltehofe
können sich Vogelschützer, Naturliebhaber und Fotografen auf Vorträge,
Führungen, Workshops und viele Neuheiten im Messebereich freuen. Das
abwechslungsreiche Programm bietet sowohl Einsteigern als auch
Fachleuten jede Menge Highlights und Möglichkeiten, sich
auszutauschen.

Der NABU wird Vogel- und Insektenführungen anbieten. Tipps zum
praktischen Naturschutz geben die Fachgruppen Fledermausschutz, Wolf,
Naturgarten und Insekten. Kleine Vogelfreunde erforschen die Natur am
Fuchs-Mobil und können mit der NAJU Nistkästen basteln oder auf
Schnitzeljagd gehen. Darüber hinaus sind Workshops zu Fotografie und
Digiskopie im Eintrittspreis enthalten, die Anmeldung erfolgt jeweils
direkt auf der Veranstaltung.

Umgeben von Wasser und Grünflächen können die Besucher zudem
Ferngläser und Spektive von Hauptsponsor Zeiss und vielen weiteren
Branchengrößen unter realistischen Bedingungen ausprobieren.
Naturfotografen können sich auf lange Brennweiten und stimmungsvolle
Motive freuen. Ausflugszentren und Reiseanbieter präsentieren
Vogelparadiese von Norddeutschland bis Mittelamerika, daneben gibt es
Naturschutzprodukte, Vogelmalerei und Fachliteratur. An beiden Tagen
werden Ferngläser, Reisen, Abos und weitere Preise verlost.

Das Vortragsprogramm verspricht spannende Einblicke in die Welt der
Vögel und ihren Schutz. Beispielsweise zeigt Dr. Ommo Hüppop, wie der
Vogelzug auf Helgoland erforscht wird. Die Vogelwelt im Nationalpark
Wattenmeer nimmt Martin Kühn unter die Lupe, während sich Helmut
Joachim speziell der Faszination Mauersegler widmet. Naturfotograf Jan
Goedelt erklärt anschaulich, worauf es bei Flugaufnahmen ankommt.
Exotisch wird es bei den Ausflügen von Elmar Mai in die Karibik und
nach Südafrika sowie bei Stephan Martens ornithologischen Einblicken
in die Vielfalt Costa Ricas. Mit Vorfreude werden zudem die Auftritte
von Vogelstimmenimitator Dr. Uwe Westphal erwartet, der von Amsel bis
Zaunkönig rund 130 Arten im Repertoire hat.

Die HanseBird ist an beiden Tagen von 10-18 Uhr geöffnet. Der Eintritt
kostet 5,00 Euro/3,80 Euro (ermäßigt oder NABU-Mitglied)/frei bis 12
Jahre. Kombitickets für beide Tage sind für 9 Euro / 6,50 Euro
erhältlich. Für die Besucher ist ein kostenloser Bus-Shuttle ab
S-Tiefstack eingerichtet, der ab 9:45 Uhr stündlich verkehrt.
Ansonsten ist die Anreise zu Fuß oder Fahrrad sowie mit Bus, Auto oder
Schiff (nur Sonntag ab Landungsbrücken) möglich.

Alle Infos rund um das Vogelfestival des Nordens:

www.hansebird.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 14.06.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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FILM/087: 'Blue Heart' - Schönheit und Gefährdung der Balkanflüsse. Konstanz, 28.6. (EuroNatur)


EuroNatur / Stiftung für Europas Natur - 7. Juni 2018

Filmvorführung der Dokumentation 'Blue Heart'

++ Filmscreening am Donnerstag, 28. Juni um 20 Uhr im K9 in Konstanz
über Staudammprojekte auf dem Balkan ++ Ausbau von Wasserkraft bedroht
das Blaue Herz Europas ++



Radolfzell, Konstanz. Mit fantastischen Aufnahmen und bewegenden
Geschichten erzählt der Dokumentarfilm 'Blue Heart' von der Schönheit,
aber auch der Gefährdung der Balkanflüsse. Die Dokumentation wurde im
Auftrag des amerikanischen Outdoor-Bekleidungsherstellers Patagonia
von Farm League produziert und feierte ihre Weltpremiere am 28. April
am stillgelegten Idbar-Staudamm in Bosnien-Herzegowina.

Seitdem wurde 'Blue Heart' in zahlreichen Städten weltweit gezeigt und
begeisterte seine Zuschauer. Am Donnerstag, den 28. Juni 2018
präsentiert die international tätige Naturschutzorganisation EuroNatur
den Film im Kulturzentrum K9 in Konstanz. Im Anschluss an die
Filmvorführung wird es eine Diskussion mit EuroNatur-Geschäftsführer
Gabriel Schwaderer geben. Der Eintritt zu der Veranstaltung ist frei.

Die Balkanstaaten planen den Bau tausender kleiner Wasserkraftwerke,
viele davon in Naturschutzgebieten. Sie bedrohen damit die letzten
unberührten Flüsse Europas, dabei ist ihr Nutzen für die
Stromversorgung der Region marginal. EuroNatur kämpft gemeinsam mit
ihrer Partnerorganisation Riverwatch und zahlreichen lokalen NGOs
gegen die massive Verbauung der Flusssysteme im Südosten Europas.

Hintergrundinformationen:

Hier erfahren Sie mehr zur Kampagne Rettet das Blaue Herz Europas.


https://www.balkanrivers.net/de

Bekommen Sie einen Eindruck von 'Blue Heart' im Filmtrailer.

https://www.youtube.com/watch?v=LadlBg9bmfg&t=19s

Patagonia hat eine Petition gestartet, in der das nachhaltig
orientierte Unternehmen internationale Banken auffordert, ihre
Investitionen in Wasserkraftwerke zu stoppen.

https://blueheart.patagonia.com/intl/de/take-action

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.06.2018

EuroNatur (Hauptgeschäftsstelle)

Stiftung für Europas Natur

Konstanzer Str. 22. 78315 Radolfzell

Tel.: 07732/92 72-0, Fax: 07732/92 72-22

E-Mail: info@euronatur.org

Internet: www.euronatur.org
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